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Editorial

Bei Wikipedia habe ich unter dem Stichwort „soft skills“ folgende Erklä-
rung gefunden: Soziale Kompetenz (social skills), häufig auch Soft Skills 
genannt, ist die Gesamtheit individueller Einstellungen und Fähigkei-
ten, die dazu dienlich sind, eigene Handlungsziele mit den Einstellun-
gen und Werten einer Gruppe zu verknüpfen und in diesem Sinne auch 
das Verhalten und die Einstellungen dieser Gruppe zu beeinflussen. 
Soziale Kompetenz umfasst eine Vielzahl von Fertigkeiten, die für die 
soziale Interaktion nützlich bzw. notwendig sind. Ein zuweilen mit ihr 
gleichgesetzter Teilaspekt der sozialen Kompetenz ist dabei die soge-
nannte soziale Intelligenz als „Fähigkeit, andere zu verstehen sowie sich 
ihnen gegenüber situationsangemessen und klug zu verhalten.“ 
Soft skills werden nach Wikipedia oft eingedeutscht und als „weiche“ 
Fähigkeiten und Fertigkeiten bezeichnet, „weich“ bedeute dabei , dass 
diese Fähigkeiten und Fertigkeiten nicht mit gleicher Verlässlichkeit 
erfasst werden könnten wie die „hard skills“, etwa die (kognitive) Leis-
tungsfähigkeit, für die zahlreiche objektive Leistungstests zur Verfü-
gung stünden. Auffallend viele Workshops, Fortbildungsseminare und 
Volkshochschulkurse befassen sich mit „soft skills“, sie stehen offen-
sichtlich hoch im Kurs. Dennoch oute ich mich hier als Anhänger der 
„hard skills“. Soziale Kompetenz erleichtert sicher das Leben und den 
Umgang mit anderen Menschen. Ich schätze mitfühlende Mechatroni-
ker, wenn mein Auto defekt ist. In erster Linie möchte ich aber, dass der 
Wagen einwandfrei repariert wird. Für den Fall, dass ich irgendwann 
ermordet werde, hoffe ich, dass ein fachlich versierter Kriminalbeamter 
bzw. eine entsprechende Kriminalbeamtin, also jemand mit „hard skills“, 
in meinem Fall ermittelt. Ein arroganter, meinetwegen sogar psychisch 
gestörter Kriminalist mit den Fähigkeiten eines Sherlock Holmes wäre 
mir lieber als ein Kommissar, der über eine ausgeprägte soziale Kom-
petenz verfügt, aber total unfähig ist. Leuten dieses Typs begegnet man 
in Callcentern und in Beschwerdestellen von Versicherungen. Sie sind 
erkennbar darauf geschult, mit gereizten und gewiss oft unangemessen 
auftretenden Leuten umzugehen, ihre soft skills sind tadellos. Um ihre 
Sachkunde ist es weniger gut bestellt. Vor einiger Zeit waren mein Tele-
fonanschluss und mein Internetzugang infolge eines neuen Systems des 
Telekommunikationsunternehmens T. gestört. Einfache Sache, habe 
ich gedacht, die Firma T. ist ein Riesenladen, die haben Fachleute, die 
den Schaden schnell und gründlich beheben können. Bei zahlreichen 
Anrufen in T.-Callcentern habe ich dann mit vielen Frauen und Män-
nern Gespräche geführt, fast alle waren verständnisvoll und haben mir 
Hilfe zugesichert. Interessanterweise hatten sie ungefähr ein Dutzend 
verschiedene Erklärungen für das Problem auf Lager, die sich teilweise 
eklatant widersprachen. Auch die vier oder fünf Techniker, mit denen 
ich persönlich zu tun hatte, waren sozial kompetent und äußerst er-
picht darauf, mir eine Heizdecke – pardon: ein „Sorglos(!)-Paket“ – zu 
verkaufen. Die Störung haben sie nicht in den Griff bekommen. Bei 
der Deutschen Bahn geht es nach meinen Beobachtungen ähnlich zu. 

Bahnbeschäftigte sind sozial kompetent, wissen aber nicht, wann der 
nächste Zug von welchem Gleis abfährt. Berühmt-berüchtigt sind die 
hilflosen Erklärungen für eine Zugverspätung. Die „alten“ Bahnbeam-
ten hatten vielleicht manchmal einen Kasernenhofton, kannten sich 
aber einigermaßen aus. Ich glaube, dass sich, vor die Wahl gestellt, die 
meisten Leute für den unfreundlichen, aber fähigen Mitarbeiter und 
gegen die ahnungslose aufgeräumte Plaudertasche entscheiden würden.
Trotzdem legen Ausbildungseinrichtungen für den Verwaltungsdienst 
und Behördenleitungen sehr großen Wert darauf, dass die Studierenden 
und ihr Personal intensiv soft skills erlernen, auch wenn das oft zu Las-
ten der „harten“ (Rechts-)Fächer geht. Verwaltungsstudenten können 
dann zwar nur mühsam den Begriff „Verwaltungsakt“ definieren, glau-
ben aber zu wissen, worauf man beim Umgang mit schwierigen Verwal-
tungskunden achten muss. In einem Aufsatz in einer (Verwaltungs-)
Fachzeitschrift stehen Beispiele für die Wichtigkeit sozialer Kompe-
tenz. In einem Beispielsfall geht es um ein „Pärchen mit schlechten 
Deutschkenntnissen“ (der Mann heißt „Herr S.“), das sich lautstark über 
einen abgelehnten Antrag beschwert. Nur eine sozial kompetente Mit-
arbeiterin, so die Behauptung in dem Aufsatz, könne erkennen, dass das 
„Pärchen“ ein „situationsbedingtes Konfliktpotential“ darstellt. Höchst-
wahrscheinlich hätte das aber auch eine nicht auf soziale Kompetenz ge-
drillte Sachbearbeiterin gemerkt. Bei enttäuschten und wütenden Leu-
ten, die sprachlich nicht auf der Höhe sind, muss man vorsichtig sein. 
Die angespannte Situation, so der Vorschlag der Autorin, soll dadurch 
bereinigt werden, dass man „tief durchatmet“, Herrn S. in einem langen 
Gespräch die „Umstände erklärt“ und S. trotz seiner Unverschämtheiten 
„immer wieder beruhigt“. Dabei spielt es für die Autorin offenbar kei-
ne Rolle, dass sich, wie im Beispielsfall ausdrücklich erwähnt, im Flur 
bereits ein Stau gebildet hat, denn die schöne Geschichte erzählt nicht, 
wie die sozial kompetente Mitarbeiterin den Stau aufgelöst und mit den 
wartenden Leuten fertig geworden ist.
Mittlerweile scheint die Erkenntnis, dass die soft skills überschätzt wer-
den, an Boden zu gewinnen. Der Versuch, eine negative Entscheidung 
mit freundlichen Worten zu versüßen, wirkt nicht selten unehrlich. In 
manchen amtlichen Bescheiden steht, man „bedauere, keine andere 
Entscheidung treffen zu können“. Wenn sie es aber bedauern, so dürften 
sich die Adressaten fragen, warum tun sie es dann? Wenn die Entschei-
dung falsch ist, hilft das Bedauern auch nichts. Ist sie richtig, muss die 
Behörde gar nichts bedauern. Geradezu grotesk wirkt diese Floskel in 
den Fällen, in denen das Gesetz – insbesondere zum Schutz der Allge-
meinheit – ein Ver- oder Gebot zwingend vorschreibt (beispielsweise 
eine Untersagungsverfügung gegenüber einem unzuverlässigen Gewer-
betreibenden gemäß § 35 Abs. 1 Satz 1 Gewerbeordnung).
Nicht jede bittere Medizin muss mit Fruchtsaft verdünnt werden, zumal 
sie dadurch manchmal sogar noch schlimmer schmeckt!
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld
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I.	 Ausgangslage

Jahrzehnte lang gab es keine größeren Wahlrechtsreformen und im 
Grundsatz herrschte eine gewisse Zufriedenheit mit dem deutschen 
Wahlrecht. Denn das deutsche Wahlrecht wurde über Jahrzehnte er-
folgreich praktiziert und das System der personalisierten Verhältnis-
wahl, bei der jeder Bürger zwei Stimmen hat, hatte sich erfolgreich 
im Kopf der Bürgerinnen und Bürgern verankert. Allerdings hat sich 
dieser weitgehende Ruhezustand in den letzten beiden Wahlperio-
den geändert. 
In den letzten fünf Jahren hat das Bundesverfassungsgericht zweimal 
eine Reform des Sitzzuteilungsverfahrens im deutschen Wahlrecht 
erforderlich gemacht. Mit Urteil vom 3. Juli 2008 hat der Zweite Se-
nat mit dem damaligen Berichterstatter Mellinghoff auf zwei Wahl-
prüfungsbeschwerden gegen die Gültigkeit der Bundestagswahl hin 
Teile des tradierten Wahlrechts für verfassungswidrig erklärt. Der 
Zweite Senat hatte festgestellt, dass § 7 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. § 6 
Abs. 4 und 5 Bundeswahlgesetz (BWahlG) gegen das Grundgesetz 
verstößt, soweit durch das Zusammenspiel dieser Normen ermög-
licht wird, dass ein Zuwachs an Zweitstimmen einer Partei zu einem 
Verlust an Sitzen der Landeslisten bei genau dieser Partei oder um-
gekehrt ein Verlust an Zweitstimmen zu einem Zuwachs an Sitzen 
der Landeslisten der betroffenen Partei führen kann1. Dieser Effekt 
ist unter dem Begriff „negatives Stimmgewicht“ (NSG) oder inverser 
Erfolgswert bekannt.
Der Gesetzgeber bekam eine Frist bis zum 30. Juni 2011, um den ver-
fassungswidrigen Zustand zu beheben. Mit dem Neunzehnten Ge-
setz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes vom 25. November 2011 
hat der Bundesgesetzgeber die Frist geringfügig überschritten. Dies 
ist in der Wissenschaft hinreichend kommentiert und kritisiert wor-
den2. Die komplexe Regelungsmaterie und die damit verbundenen 
mathematischen Feinheiten sowie die zahlreichen Versuche, einen 
breiten Konsens der im Bundestag vertretenen Fraktionen herzustel-
len, machen die Überschreitung aber vielleicht erklärbar .
Das Gesetz wurde letztlich mit der Regierungsmehrheit verabschie-
det, das Ziel, die Reform auf einen breiten parlamentarischen Kon-
sens zu stellen, konnte leider nicht erreicht werden. Um die Entste-
hung des negativen Stimmgewichts zu verhindern, verzichtete die 
Neuregelung auf die Möglichkeit der Listenverbindung und strich 
den entsprechenden § 7 aus dem Bundeswahlgesetz. Stattdessen 
wurde eine Mandatszuteilung nach Sitzkontingenten auf die einzel-
nen Bundesländer vorgesehen. Die Höhe der jeweiligen Sitzkontin-
gente sollte sich nach der Wahlbeteiligung in den Ländern richten. 
Je mehr Menschen zur Wahl gehen, desto größer sollte das dem ent-
sprechenden Land zustehende Sitzkontingent sein.

*	 Dr. Silke Löhr, Berlin.
1 	 BVerfGE 121, 266 ff, das Bundesverfassungsgericht hat diese Rechtsprechung in 

der Folge wiederholt bestätigt, vgl. etwa BVerfGE 122, 304 ff.
2 	 Vgl. statt vieler Wolfgang Schreiber, Das Neunzehnte Gesetz zur Änderung des 

Bundeswahlgesetzes vom 25. November 2011: ein Trauerspiel in vier Akten, 
DÖV 2012, S. 125 (126) ff.

Unmittelbar nach Verabschiedung des Gesetzes wurde dessen Ver-
fassungsmäßigkeit diskutiert3 – eine Frage, die das Bundesverfas-
sungsgericht am 25. Juli 2012 schließlich mit „Nein“ beantwortete. 
Dabei rügte das Bundesverfassungsgericht insbesondere drei Punkte: 
Zum einen führe die Bildung der Sitzkontingente anhand der Wahl-
beteiligung wieder zu dem Effekt des negativen Stimmgewichts. 
Denn die Bildung der Ländersitzkontingente nach Wahlbeteiligung 
könne dazu führen „dass in bestimmten Konstellationen abgegebene 
Zweitstimmen für Landeslisten einer Partei insofern negativ wirken, 
als diese Partei in einem anderen Land Mandate verliert oder eine 
andere Partei Mandate gewinnt“4. Dies wiederum habe zur Folge, 
dass der Effekt des negativen Stimmgewichts „nicht nur in seltenen, 
vernachlässigbaren Ausnahmefällen“5 auftrete. 
Zum Zweiten wurde die sogenannte Reststimmenverwertung ge-
kippt. Diese hatte zum Ziel, Erfolgswertunterschiede durch Run-
dungsverluste bei Verteilung der Sitze in den Ländern zu vermeiden. 
Daher sah die Reststimmenverwertung bundesweit eine Addition 
der Restimmen vor (Stimmen, die ohne Stimmerfolg geblieben wa-
ren) und daraus berechnete sich dann eine Zuteilung von weiteren 
Mandaten an die jeweilige Partei. Dieses Verfahren räumt nach Auf-
fassung des Bundesverfassungsgerichts jedoch einem „gleichheits-
widrig abgegrenzten Teil der Wählerstimmen eine weitere Chance 
auf Mandatswirksamkeit ein und gestaltet das Sitzzuteilungsverfah-
ren dadurch in einer Weise aus, dass nicht mehr jeder Wähler – ex 
ante – die gleiche rechtliche Möglichkeit erhält, auf die Sitzzuteilung 
– und damit auf das politische Kräfteverhältnis im Parlament – in der 
gleichen Weise Einfluss zu nehmen wie jeder andere Wähler auch“6.
Am meisten überraschte sicherlich der dritte Kritikpunkt des Bun-
desverfassungsgerichts, der Ausspruch zu den Überhangmandaten. 
Während in der Rechtsprechung bislang der Anfall von Überhang-
mandaten geduldet und sie gerade nicht als verfassungswidrig ange-
sehen wurden, vollzog das Bundesverfassungsgericht nun eine be-
merkenswerte Wende. Denn weder ist das Bundesverfassungsgericht 
in seinem ersten NSG-Urteil von 2008 von den Überhangmandaten 
abgerückt noch hat es bis zu dieser Entscheidung seine Grundsatz-
entscheidung aus dem Jahre 1997 in Frage gestellt. Der Gesetzgeber 
durfte daher davon ausgehen, insoweit nicht zu einer Neuregelung 
von Überhangmandaten verpflichtet zu sein.
Bemerkenswert ist der Ausspruch zu den Überhangmandaten auch 
noch unter einem anderen Blickwinkel: Im Leitsatz 2a des Urteils 
vom 25. Juli 2012 erklärte das Gericht, dass Überhangmandate nur in 
einem Umfang hinnehmbar seien, der den Grundcharakter der Wahl 
als reiner Verhältniswahl nicht aufhebe. Daher könne das ausgleichs-
lose Anfallen von Überhangmandaten, das nach dem zur Prüfung 
anstehenden Gesetz unbegrenzt möglich sei, zu einer solchen, den 
Grundcharakter der Wahl beeinträchtigenden Wirkung führen. Dies 
sei auf jeden Fall dann gegeben, wenn die Zahl der Überhangmanda-

3 	 Ausführlich zur Wahlrechtsreform von 2011 siehe Bernd Grzeszick/Heinrich Lang, 
Wahlrecht als materielles Verfassungsrecht, 2012; Gerd Strohmeier, Die schlechtes-
te Wahlsystemreform – mit Ausnahme aller anderen, ZfP 2011, S. 393 ff.

4 	 BVerfG, Urteil vom 25.7.2012, Rn. 86.
5 	 BVerfG, Urteil vom 25.7.2012, Rn. 94.
6 	 BVerfG, Urteil vom 25. Juli 2012, Rn. 102.
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te etwa die Hälfte der für die Bildung einer Fraktion erforderlichen 
Zahl von Abgeordneten überschreite7. 
Dieser Ausspruch markiert einen Wendepunkt in der bisherigen 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu den Überhang-
mandaten. Diese neue Wertung gipfelt in der Formulierung, dass sich 
der Senat bewusst sei, dass die Zahl von 15 Überhangmandaten als 
Akt richterlicher Normkonkretisierung nicht vollständig begründet 
werden könne8. 
Aus den Urteilsformulierungen wird damit deutlich, dass sich das 
Gericht sehr wohl bewusst ist, dass es für die Zahl von 15 gerade 
noch zulässigen Überhangmandaten keine 100 % tragfähige Ent-
scheidungsbegründung geben kann.
Nach diesem Urteil stand der Gesetzgeber wieder vor der Aufga-
be, das Bundeswahlgesetz entsprechend der neuen Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts zu ändern. Dieses Mal war der Rahmen 
der Möglichkeiten allerdings wesentlich enger gezogen und – ab-
gesehen von Maximallösungen, wie die Einführung eines reinen 
Mehrheitswahlrechts oder eines Grabenwahlsystems – standen 
nicht mehr allzu viele Lösungen im Raum, die sowohl die Vorga-
ben des Bundesverfassungsgerichts erfüllen als auch das bewährte 
Wahlsystem mit zwei Stimmen (Partei und Direktkandidat) und 
der Kombination aus Personenwahl und Verhältniswahl erhalten. 
Darüber hinaus kann die Terminologie des Bundesverfassungsge-
richts, mit der es das Phänomen des negativen Stimmgewichts bzw. 
inverser Effekte umreißt, durchaus als deutungsoffen angesehen 
werden. Die Herausforderung für den Gesetzgeber war somit nicht 
geringer geworden.

II.	 Die Lösung

Im parlamentarischen Verfahren wurden fraktionsübergreifend im 
Wesentlichen zwei Lösungsansätze diskutiert: Zum einen Varianten 
des von dem Augsburger Mathematiker Prof. Friedrich Pukelsheim 
entwickelten Verrechnungsmodells, zum anderen Modelle, die zu 
einem Ausgleich und damit einer Vermeidung der Überhangman-
date im Ergebnis führen. Die Verrechnungsmodelle basieren in der 
Regel darauf, dass Überhangmandate, die in einem Bundesland bei 
einer Partei anfallen, dann in einem anderen Bundesland von den 
Listenplätzen derselben Partei abgezogen werden. Dies hätte zur 
Folge haben können, dass in manchen Bundesländern, die zur Ver-
rechnung herangezogen worden wären, kein einziger Listenplatz 
mehr zum Zuge gekommen wäre. Die Ausgleichsmodelle führen 
im Grundsatz zu einem ausgleichenden Mandatszuwachs bei den 
Parteien, die keine Überhangmandate errungen haben. Dabei sind 
sowohl für das erste als auch für das zweite Modell zahlreiche Ab-
wandlungen denkbar.
Getragen waren die Verhandlungen zum einem von dem Bewusstsein, 
dass das Bundesverfassungsgericht keinen grundlegenden Wechsel 
des Wahlsystems gefordert hatte, und zum anderen daher von dem 
Bestreben der Fraktionen, die Grundpfeiler dieses Systems zu erhal-
ten. Die Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts, unter anderem ein 
verständlicheres Wahlrecht zu schaffen und dieses aber vor allem im 
parteiübergreifenden Konsens zu verabschieden, hatten sich die Frak-
tionen zu Herzen genommen. Angesichts der Komplexität der Mate-
rie war es aber kaum möglich, die Forderung nach mehr Klarheit und 
Verständlichkeit zur allgemeinen Zufriedenheit zu erfüllen. Es wurde 

7 	 BVerfG, Urteil vom 25. Juli 2012, Rn. 109.
8 	 BVerfG, Urteil vom 25. Juli 2012, Rn. 144.

aber erreicht, dass die neue Wahlrechtsreform im Konsens von vier 
Fraktionen getragen wird. Lediglich die Fraktion DIE LINKE hat 
sich nicht beteiligt.
Was hat sich nun konkret geändert? Auch nach der Wahlrechtsre-
form bleibt es bei einer personalisierten Verhältniswahl. Es bleibt 
– wie bereits bei der Reform 2011 – in einer ersten Stufe bei der 
Verteilung von Sitzkontingenten auf die Länder9. Allerdings werden 
die Sitzkontingente jetzt – entsprechend der Kritik des Bundesver-
fassungsgerichts – nicht mehr nach der Wahlbeteiligung, sondern 
nach der jeweiligen deutschen Wohnbevölkerung bestimmt. Damit 
werden in einem ersten Schritt die im Wahlgesetz festgelegten 598 
Sitze auf die Bundesländer nach deren Bevölkerungsanzahl verteilt. 
Der Anknüpfungspunkt für die Bestimmung der Sitzkontingente 
hat sich damit geändert. Es ist nicht mehr die variable Größe der 
Wahlbeteiligung, sondern die Größe der deutschen Wohnbevölke-
rung für die Zuteilung der Sitzkontingente an die 16 Bundesländer 
maßgeblich. 
Ausgehend von diesen Sitzkontingenten wird in jedem einzelnen 
Bundesland das ermittelte Sitzkontingent auf die einzelnen Parteien 
nach ihrem Zweitstimmenergebnis in dem betreffenden Bundesland 
verteilt10. Berücksichtigt werden dabei nur Landeslisten von Partei-
en, die bundesweit mindestens 5 % der Zweitstimmen oder mindes-
tens drei Direktmandate errungen haben11. Am Ende dieses Vertei-
lungsverfahrens ergibt sich dann, ob Überhangmandate angefallen 
sind. Das ist dann der Fall, wenn die Partei in dem Bundesland mehr 
Direktmandate gewonnen hat als ihr nach dem jeweiligen Zweit-
stimmenergebnis in diesem Land zustehen würden. 
Es erfolgt nun ein Ausgleich dieser Überhangmandate, der sich nach 
dem Zweitstimmenergebnis der Parteien auf Bundesebene richtet. 
Damit soll der Parteienproporz zu 100% auf Bundesebene wieder-
hergestellt werden. Um das zu erreichen, wird die Zahl der bundes-
weit zu verteilenden Gesamtsitze so lange erhöht, bis alle Partei-
en über so viele Sitze verfügen, wie ihnen nach dem bundesweiten 
Zweitstimmenergebnis im Verhältnis zueinander zustehen12. Damit 
sind am Ende alle Mandate – also auch die ursprünglichen Über-
hangmandate – durch Zweitstimmen unterlegt. Es gibt damit kein 
nur vom Erfolg der Erst-, nicht aber vom Erfolg der Zweitstimme 
getragenes Mandat mehr. Das Bundesverfassungsgericht hat Aus-
gleichsmandate in seiner Entscheidung aus 2012 ausdrücklich als 
mögliche Lösung erwähnt.
Diese etwas abstrakte Beschreibung lässt sich an einem fiktiven stark 
vereinfachten Beispiel verdeutlichen:
Die CDU hat bundesweit 100 Sitze nach Zweitstimmen errungen, 
die SPD 50 Sitze. Dazu kommen bei der CDU noch 20 Überhang-
mandate, so dass sie insgesamt auf 120 Sitze kommt. Damit der Pro-
porz nach dem Zweitstimmenergebnis zwischen beiden Parteien von 
2:1 gewahrt bleibt, erhöht sich die Zahl der zu vergebenden Gesamt-
sitze auf 598 plus X solange, bis die SPD wieder im Vergleich zur 
CDU die Hälfte der Sitze hat. In dem Beispiel würde das bedeuten, 
dass die CDU im Ergebnis bei 120 Sitzen bleibt und die SPD zehn 
Ausgleichsmandate erhält, so dass sie zusammen mit den ursprüng-
lichen 50 Sitzen auf insgesamt 60 Sitze kommt. Entsprechendes gilt 
für das Verhältnis zu den anderen Parteien.

9	 Vgl. § 6 Abs. 2 Satz 1 BWahlG.
10	 § 6 Abs. 4 BWahlG.
11	 § 6 Abs. 3 BWahlG.
12	 § 6 Abs. 5 BWahlG.
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Dieser Mechanismus wird auf Bundesebene so lange praktiziert, bis das 
Größenverhältnis zwischen allen Parteien deren bundesweitem Zweit-
stimmenergebnis entspricht. Es findet damit also kein so genannter 
föderaler Vollausgleich statt (der den Unterschieden zwischen den ein-
zelnen Bundesländern Rechnung trägt13), sondern einer ausschließlich 
nach bundesweitem Zweitstimmenergebnis. Die so bestimmte neue 
Gesamtzahl der Sitze wird in einer neuen Oberverteilung auf die Par-
teien und dann in einer Unterverteilung auf die jeweiligen Landeslisten 
der Parteien aufgeteilt14. Es findet somit noch einmal eine komplette 
neue Berechnung und Verteilung statt, dabei erhält jede Landesliste so 
viele Sitze, wie die Partei im jeweiligen Land Wahlkreise gewonnen 
hat15. Damit ist wie bisher gesichert, dass alle gewonnenen Direktman-
date in den jeweiligen Ländern erhalten bleiben. 
Die Einpassung der Überhangmandate in den bundesweiten Zweit-
stimmenproporz durch Vergabe von Ausgleichsmandaten bei ent-
sprechender Erhöhung der Gesamtzahl der Bundestagssitze erfor-
derte auch eine Änderung der Vorschriften über das Nachrücken in 
Überhangmandate. Während bisher bei Ausscheiden eines Über-
hangmandatsinhabers kein Nachrücken stattfand und das Mandat 
wegfiel, findet nunmehr ein Nachrücken statt16. Denn nach der 
Erhöhung der Gesamtsitzzahl ist jedes Mandat im Ergebnis durch 
Zweitstimmen unterlegt. Bei einem Wegfall würde sich zudem wie-
der der zwischen den Parteien bestehende Proporz verändern. Daher 

13 	Der föderale Vollausgleich hätte die Anzahl der für den Ausgleich benötigten 
Mandate sehr stark in die Höhe getrieben. Vgl. hierzu die Gesetzesbegründung 
BT-Drs. 17/11819, S. 6 unten.

14	 In der Gesetzesbegründung befindet sich eine detaillierte Beschreibung der ein-
zelnen Verteilschritte, siehe BT-Drs. 17/11819, S. 5/6.

15	 Vgl. § 6 Abs. 6 BWahlG.
16	 Siehe BT-Drs. 17/11819, S. 7 oben.

kann sich die Bundestagsgröße auch nicht mehr durch Ausscheiden 
eines Direktkandidaten einer Partei in einem Land mit Überhang-
mandaten verringern17.

III.	Fazit

Obwohl das neue Bundeswahlgesetz die Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts erfüllt und im Konsens von vier im Deutschen 
Bundestag vertretenen Fraktionen getragen wurde, sind im Laufe 
des Verhandlungsprozesses und insbesondere gegen Ende Stimmen 
laut geworden, die sofort nach der Bundestagswahl wieder nach einer 
erneuten Reform gerufen haben. Das Problem vieler besteht in der 
Unsicherheit, die das Ausgleichsmodell hinsichtlich der voraussicht-
lichen Mitgliederzahl des neuen Bundestages mit sich bringt. Die 
Bundestagsgröße ist nun in höherem Maße als vor der Reform varia-
bel und abhängig von der Anzahl der anfallenden Überhangmandate. 
Einzelne Wissenschaftler haben es sich nicht nehmen lassen, in Spe-
kulationen über mögliche Wahlergebnisse einen enormen Zuwachs 
der Abgeordnetenzahl zu prophezeien18. Letztlich entscheidet der 
Wähler über die Zusammensetzung des Parlaments. Nach der Wahl 
wird sich zeigen, wie lange die Lebensdauer des Zweiundzwanzigs-
ten Gesetzes zur Änderung des Bundeswahlgesetzes ist. Möglicher-
weise länger als viele am Anfang gedacht haben. 

17	 Eine Neuregelung der Reststimmenverwertung war nicht erforderlich, da „durch 
die immer folgende bundesweite Verteilung der Sitze auf die Parteien (§ 6 Abs. 5 
Satz 1) in der neuen zweiten Stufe der Sitzverteilung nun eine erfolgswertop-
timale Verteilung der Sitze auf die Parteien sichergestellt ist und sich keine 
Rundungsverluste kumulieren können“ (so die Gesetzesbegründung BT-Drs. 
17/11819, S. 6 oben).

18 	Vgl. statt vieler Joachim Behnke, Das neue Wahlgesetz, sicherlich nicht das letzte, 
Vierteljahreshefte für Rechts- und Verwaltungspolitik, 2013, S. 1 ff. (8).

Wolfgang Mosbacher*

Einführung in das neue Bundesmeldegesetz

Künftig wird es ein einheitliches Melderecht in Deutschland geben. 
Bisher und bis zum 30. April 2015 regeln das Melderechtsrahmenge-
setz des Bundes (MRRG) und 16 Landesmeldegesetze diese für die 
Praxis der inneren Verwaltung wichtige Materie des besonderen Ver-
waltungsrechts. Damit waren (und sind bis April 2015) Abweichun-
gen zwischen den Ländern eher möglich. Charakteristikum der bis-
herigen Rechtslage mit der Rahmengesetzgebung des Bundes ist es, 
dass Änderungen des MRRG erst dann verbindlich werden, wenn die 
Länder ihre Meldegesetze entsprechend angepasst haben. Dies liegt 
am früheren Art. 75 Abs. 2 GG, der bestimmte, dass Rahmengesetze 
nur in Ausnahmefällen unmittelbar geltende Regelungen enthalten 
dürfen. Mit der Abschaffung der Rahmengesetzgebung 2006 hat der 
Verfassungsgeber sich gegen solche zweistufige legislative Verfahren 
und damit für gesetzgeberische Beschleunigung entschieden.
Gerade im Fall des Melderechts waren Änderungen durch die Novel-
le des MRRG im Jahr 2002 erst mit Verzögerungen auf Landesebene 
realisierbar.1 Derzeit gilt das Melderechtsrahmengesetz aufgrund des 

* 	 Ministerialrat Dr. Wolfgang Mosbacher, Berlin
1	 Vgl. zu Einzelheiten die Begründung des Entwurfs des neuen Gesetzes, BT-Drs. 

17/7746, S. 1.

Art. 125b Abs. 1 GG fort und es wurde auch nach der Föderalismus-
reform 2006 mehrfach geändert.
Der Bund hat nunmehr im zweiten Anlauf von seiner seit der Föderalis-
musreform I aus dem Jahr 2006 bestehenden ausschließlichen Bundes-
kompetenz in Art. 73 Abs. 1 Nr. 3 GG Gebrauch gemacht und das „Ge-
setz zur Fortentwicklung des Meldewesens“ beschlossen.2 Herzstück 
dieses Artikelgesetzes ist das neue Bundesmeldegesetz (BMG). Ein 
erster Anlauf für ein neues Bundesmeldegesetz war in der letzten Legis-
laturperiode gescheitert; der Gesetzentwurf war nicht über das Stadium 
eines Referentenentwurfs hinausgekommen. Politisch waren von der 
Bundeskanzlerin zusammen mit den Ministerpräsidenten zwar 2006 bei 
ihrem turnusmäßigen Treffen Impulse für eine Neuregelung beschlossen 
worden, allerdings fruchteten sie in der Folgezeit nicht. Umso erfreuli-
cher ist es, dass nunmehr Bundestag und Bundesrat nach einem Vermitt-
lungsverfahren das neue Bundesmeldegesetz Anfang 2013 beschlossen 
haben.3 Ab dem 1. Mai 2015 wird das Bundesmeldegesetz anzuwenden 
sein, ein erster Überblick lohnt sich aber bereits jetzt. 

2 	 BGBl. 2013 I, 1084.
3 	 Die Gesetzesmaterialien finden sich in den BT-Drucksachen 17/7746, 17/10158 

und 17/12463.

* 	 Ministerialrat Dr. Wolfgang Mosbacher, Berlin
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Hier geht es zunächst um die praktische Relevanz des Melderechts (I), 
bevor ein Überblick zur Systematik (II) und die Darstellung einiger 
Einzelfragen (III) folgen. Ein Ausblick (IV) rundet den Beitrag ab.

I.	 Praktische Relevanz des Melderechts

Das Melderecht hat für die praktische Arbeit der inneren Verwaltung, 
aber auch für andere speziellere Verwaltungen große Bedeutung, da 
im Melderegister die jeweils aktuellen Daten einer Person wie etwa 
Name, Vorname, Anschrift, Geburtstag und -ort, Doktorgrad und 
Geschlecht gespeichert werden. Die Meldebehörden haben die Auf-
gabe, alle in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich wohnhaften 
Personen zu registrieren, um ihre Identität und deren Wohnung fest-
stellen und nachweisen zu können. Damit kommt den Meldedaten 
eine zentrale Funktion für viele staatliche und kommunale Bereiche 
zu. Eine kleine Auswahl illustriert dies: 
Für die gerade aktuelle Versendung der Benachrichtigung zur Bun-
destagswahl greifen die Behörden auf die Daten der Melderegister 
zurück.4 In das Wählerverzeichnis sind nämlich gem. § 16 Abs. 1 
Bundeswahlordnung alle Wahlberechtigten einzutragen, die am 35. 
Tage vor der Wahl bei der Meldebehörde gemeldet sind.
Der Ort der Meldung ist weiterhin steuer- und finanzrechtlich re-
levant: Am Wohnsitz ist er steuerpflichtig gemäß § 19 Abs. 1 S. 1 
AO. Die Zahlungen innerhalb des Länderfinanzausgleichs und des 
kommunalen Finanzausgleichs richten sich nach der Einwohnerzahl, 
also der Anzahl der gemeldeten Bürger. Daher bewerben bedeutende 
Universitätsstädte schon die Ummeldung von Studenten, damit sie 
nicht mehr bei ihren Eltern in anderen Städten gemeldet sind und so 
den Universitätsstädten mehr Geld erbringen.
Als die Steueridentifikationsnummer für jeden Bürger in Deutsch-
land eingeführt wurde, konnte die Versendung dieser Steuernummer 
nur durch den Rückgriff auf alle Meldedaten erfolgen. Bei dieser 
größten und flächendeckenden Nutzung der Meldedaten in jünge-
rer Zeit – auch Minderjährige erhalten eine Steueridentifikations-
nummer – konnten einzelne Ungenauigkeiten in den Melderegistern 
bei den Daten der Bürger korrigiert werden. Auch nach derzeiti-
ger Rechtslage ist in § 139b AO ein Datenaustausch zwischen den 
Meldebehörden und dem Bundeszentralamt für Steuern normiert, 
damit jeder Bürger nur eine Steueridentifikationsnummer erhält. 
Anschaulich wird die Bedeutung der Meldedaten bei der Geburt: 
Die Anmeldung des Neugeborenen beim Standesamt erfolgt häufig 
direkt im Krankenhaus, in dem das Kind geboren wurde. Vom Stan-
desamt werden die Daten der Meldebehörde weitergeleitet, um dort 
erfasst zu werden, § 17 Abs. 4 BMG. Die Meldebehörde ihrerseits 
übermittelt dem Bundeszentralamt für Steuern gem. § 139b Abs. 7 
AO die Daten des Neugeborenen. Schließlich erhält das Baby meist 
nur einige Wochen nach seiner Geburt die erste amtliche Post: seine 
Steueridentifikationsnummer.
Im Rahmen der mancherorts gerade viel diskutierten Zensusergeb-
nisse spielen die Meldedaten eine wichtige Rolle: Diese moderne 
Art der Volkszählung stützte sich zur Feststellung der Einwohner-
zahl nicht mehr auf eine Befragung aller Bürger in Deutschland wie 
z.B. noch 1983 in der Bundesrepublik. Beim Zensus 2011 erhielten 
die statistischen Ämter vielmehr Daten v.a. aus den Melderegistern 
und von der Bundesagentur für Arbeit und aus einer Befragung von 
mehreren Millionen zufällig ausgewählter Bürger, vgl. §§ 1 und 7 

4	 Zu des jüngsten Änderungen beim Bundestagswahlrecht s. den Beitrag von Silke 
Löhr in diesem Heft.

Zensusgesetz. Aus diesen Daten wurde die neue Bevölkerungszahl 
für jede Kommune errechnet.
Für die Verbrechensbekämpfung sind die Meldedaten ebenfalls von 
großer Bedeutung.5 Polizei, Staatsanwaltschaft und andere Sicher-
heitsbehörden können privilegiert Daten bei den Meldebehörden 
erfragen, vgl. § 34 Abs. 4 BMG.
Für die Wirtschaft ist die Melderegisterauskunft für die Schuldnersu-
che von zentraler Bedeutung: Wenn jemand verzogen ist, ohne zuvor 
seine Schulden beglichen zu haben, erhalten Unternehmen von der 
Meldebehörde auf Antrag Auskunft über die neue Adresse. Die bisher 
zuständigen Meldebehörden erfahren die neue Adresse im Wege der 
Rückmeldung durch die neue Meldebehörde, vgl. § 33 Abs. 1 BMG.
Die praktische Relevanz des Melderechts belegen die hohen Zahlen 
von Melderegisterauskünften: In Berlin z.B. erteilen die Meldebe-
hörden bei etwa 100.000 Fortzügen aus Berlin rund 1 Mio. Auskünf-
te an Privatpersonen im Jahr. In Hamburg erteilten die Meldebehör-
den etwa 300.000 Auskünfte in einem Jahr.6 

II.	 Systematik des Bundesmeldegesetzes

Das Bundesmeldegesetz hat im Vergleich zum MRRG den An-
spruch einer Vollregelung und es enthält daher detaillierte Regelun-
gen: Normiert sind in den sieben Abschnitten des Gesetzes insbe-
sondere die zu speichernden Daten in ausführlichen Datenkatalogen, 
Schutzrechte der betroffenen Personen, allgemeine und besondere 
Meldepflichten, verschiedenen Arten der Datenübermittlung zwi-
schen Behörden und Auskunftsersuchen von Privaten. Der Grad der 
Detaillierung kann als spätes Fortwirken des Volkszählungsurteils 
des Bundesverfassungsgerichts aus den 80er-Jahren angesehen wer-
den.7 Damit ist im Bundesmeldegesetz eine begrüßenswerte Nor-
menklarheit und Rechtssicherheit entstanden. 
Die Regelungsmaterien im Bundesmeldegesetz unterscheiden sich 
nicht wesentlich von denjenigen im Melderechtsrahmengesetz. Al-
lerdings ist das Bundesmeldegesetz insgesamt stärker auf die Mög-
lichkeiten der Informationstechnologie ausgelegt und insoweit 
moderner als das MRRG, das zuletzt 2002 in größerem Umfang 
geändert worden war.

1.	 Bestimmungen zu Melderegistern und Daten
Bei den allgemeinen Bestimmungen im ersten Abschnitt ist grund-
gelegt, dass die Meldebehörden Melderegister zu führen haben. In 
der Praxis werden diese von den Kommunen geführt, aber in derzeit 
13 Ländern gibt es zusätzlich Landesmelderegister. Diese könnten 
künftig die Onlinebeantragung und -erledigung von melderechtli-
chen Vorgängen erleichtern,8 da sie eine hinreichende Größe haben, 
ab der sich regelmäßige Innovationen lohnen. Auf ein Bundesmelde-
register verzichtet das Gesetz ganz bewusst. Zwar wäre es sicherlich 
hilfreich für die Qualität der Meldedaten und den Datenaustausch 
etwa zwischen öffentlichen Stellen, wenn im Meldewesen als dem 
„informationellen Rückgrat“ aller Verwaltungsbereiche9 ein Bundes-
register bestünde; allerdings war dafür in den jüngsten Legislaturpe-
rioden keine politische Mehrheit ersichtlich. 

5	 Sannwald, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Hopfauf, GG, 2008, Art. 73 Rn. 27a.
6	 Bahl, LKV 2011, S. 159 (160); Urteil des BVerwG NJW 2006, S. 3367.
7	 Albers, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle, Grundlagen des Ver-

waltungsrechts II, 2008, § 22 Rnr. 100.
8	 Bericht des Innenausschusses des Bundestages, BT-Drs. 17/10158, S. 2.
9	 Bericht des Innenausschusses des Bundestages, BT-Drs. 17/10158, S. 1.
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In § 3 BMG ist geregelt, welche Daten im Melderegister gespeichert 
werden dürfen: Absatz 1 enthält die 19 allgemein zu speichernden Da-
ten, wobei nur gering von § 2 Abs. 1 MRRG abgewichen wird: Es wird 
nunmehr spezifiziert, dass nur die rechtliche Zugehörigkeit zu einer 
öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft und nicht diejenige zu ei-
ner anderen Religionsgemeinschaft wie dem Islam erfasst, weil dieser 
nicht öffentlich-rechtlich verfasst ist. Als neues Datum gegenüber dem 
MRRG führt § 3 Abs. 1 Nr. 6 bei Geburt im Ausland den Geburts-
staat auf. Hintergrund dieses neuen Datums ist eine EU-Verordnung 
von 2008, nach der die Bundesrepublik statistische Angaben zum Ge-
burtsstaat der Einwohner an Eurostat übermitteln muss, damit daraus 
Daten über die Bevölkerung und Zuwanderung gewonnen werden 
können.10 Bisher ist im MRRG und in den Meldegesetzen der Länder 
lediglich das Datum „Tag und Ort der Geburt“ normiert. Der Gesetz-
geber hat eine datenschonende Formulierung gewählt, da nur bei Aus-
landsgeburten der Geburtsstaat eingetragen werden muss. Schließlich 
sind in Absatz 2 des § 3 BMG spezifische weitere Daten aufgezählt, 
die bei bestimmten Verwaltungsverfahren relevant werden können wie 
etwa der Ausschluss von der Wählbarkeit oder die Möglichkeit, die 
deutsche Staatsangehörigkeit zu verlieren, wenn die Optionspflicht bis 
zum 23. Geburtstag nicht ausgeübt wird.

2.	 Schutzreche der betroffenen Person
In einem eigenen Abschnitt sind die Rechte des Bürgers festgelegt, 
dessen Daten gespeichert sind: Er kann gemäß §§ 9 bis 12 sowie §§ 14 
und 15 BMG Auskunft, Berichtigung, Ergänzung oder die Löschung 
von Daten verlangen. Ein besonderer Schutzmechanismus ist durch 
das Vermittlungsverfahren zwischen Bundestag und Bundesrat in § 44 
Abs. 3 BMG aufgenommen worden, nach der der Bürger in bestimm-
ten Fällen zuvor eingewilligt haben muss, bevor die Behörde seine Da-
ten an einen anfragenden Dritten weitergibt. Dazu unten mehr.

3.	 Allgemeine und besondere Meldepflicht
Die allgemeine Meldepflicht verpflichtet jeden, der eine neue Woh-
nung bezieht, sich innerhalb von zwei Wochen nach dem Einzug bei 
der zuständigen Meldebehörde anzumelden, § 17 Abs. 1 BMG. Wer 
ins Ausland zieht, hat sich bei seiner bisherigen Meldebehörde abzu-
melden, § 17 Abs. 2 BMG. Der allgemeinen Meldepflicht kann zum 
einen durch persönliches Erscheinen des Bürgers bei der Meldebehör-
de und durch Ausfüllen des Meldescheins Genüge getan werden, § 23 
Abs. 1 BMG. Die schlichte Formulierung in § 23 Abs. 2 BMG „Für 
die elektronische Anmeldung gilt § 10 Abs. 2 und 3 entsprechend.“ 
lässt darauf schließen, dass zum anderen eine rein elektronische An-
meldung – also ohne persönliches Erscheinen bei der Meldebehörde – 
ebenfalls möglich sein wird. Die Begründung zu diesem Absatz 2 liest 
sich in diesem Sinne: „Die meldepflichtige Person kann sich unter den 
Voraussetzungen des § 10 Abs. 2 und 3 über das Internet anmelden.“ 
Dafür spricht auch die Norm des § 25 Nr. 3 BMG, nach der die mel-
depflichtige Person auf Verlangen der Meldebehörde persönlich dort 
zu erscheinen hat. Gäbe es eine allgemeine Erscheinenspflicht, müsste 
diese Verpflichtung nicht gesondert geregelt werden. 
Während die „allgemeine“ Meldepflicht sich an jedermann richtet, 
zielen die besonderen Meldepflichten des Abschnitts 4 in den §§ 28 
bis 32 BMG auf bestimmte Personengruppen oder spezielle Ein-
richtungen wie Beherbungsstätten, also Hotels und Pensionen. Die 
Hotelmeldepflicht besteht trotz mancher Kritik weiterhin gem. § 29 

10	 Zu Einzelheiten des neuen Merkmals vgl. Mundil/Grobecker, Statistisches Bun-
desamt, Wirtschaft und Statistik 2010, S. 615.

Abs. 2 BMG. Nach dem neuen § 32 BMG besteht keine besondere 
Meldepflicht mehr in Krankenhäusern, wodurch die Bürokratie zu-
mindest in diesem Bereich reduziert wird.11 Nur wer nicht im Inland 
gemeldet ist und länger als drei Monate im Krankenhaus bleibt, un-
terliegt einer Meldepflicht, § 32 Abs. 1 S. 2 BMG.

4.	 Datenübermittlung an Behörden und an Private
Wie bisher das Melderechtsrahmengesetz regelt auch das Bundes-
meldegesetz in den §§ 33 bis 43 BMG die Voraussetzungen, un-
ter denen die Meldebehörde Daten an andere Meldebehörden, an 
andere Behörden, an andere öffentliche Stellen innerhalb der EU, 
an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften und an Suchdienste 
übermitteln darf.12 In der Praxis ist die sogenannte Rückmeldung 
zwischen zwei Meldebehörden für die Qualität der Meldedaten von 
großer Bedeutung (§ 33 Abs. 1 BMG): Nach einem Umzug muss 
sich der Bürger nur bei der neuen Meldebehörde anmelden, § 17 
Abs. 1 BMG. Damit die bisherige Meldebehörde aber vom Umzug 
erfährt, muss die neue Meldebehörde die bisherige über den Umzug 
unterrichten und ihr die allgemeinen Daten nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 
18 BMG übermitteln.
Erwähnenswert ist noch die Ausweitung der Sicherheitsbehörden, die 
nach § 34 Abs. 4 S. 1 BMG privilegiert nach zusätzlichen Daten an-
fragen können, insbesondere auf die Sicherheitsbehörden der Länder, 
Staatsanwaltschaften und Gerichte, soweit sie Aufgaben der Straf-
rechtspflege ausführen. Zugunsten aller in dieser Norm aufgeführten 
Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder müssen die Länder 
oder die nach Landesrecht bestimmten Stellen gem. § 39 Abs. 3 BMG 
sicherstellen, dass diese näher bestimmte Daten rund um die Uhr 
durch Nutzung des Internets anfordern und erhalten können. Dabei 
ist sicherzustellen, dass nach dem jeweiligen Stand der Technik ent-
sprechende Verschlüsselungstechniken verwendet werden, um Daten-
sicherheit und Datenschutz zu gewährleisten, § 10 Abs. 2 S. 2 BMG.
Den automatisierten Abruf ermöglicht aber § 38 Abs. 1 BMG auch 
anderen öffentlichen Behörden für die aktuellen Adressdaten eines 
Einwohners (Name, Vorname, Geburtstag und -ort, Adresse). Diese 
Daten benötigen öffentliche Stellen sehr häufig, daher wird diese 
Auskunftsart auch einfache Behördenauskunft genannt.13

Insgesamt dürfte es in diesem Bereich des automatisierten Abrufs nach 
§§ 38, 39, aber auch in anderen online-geeigneten Bereichen mit der 
bundeseinheitlichen Normierung des Melderechts einfacher werden, 
informationstechnische Innovationen zu realisieren. Denn der Daten-
austausch z.B. zwischen den Meldebehörden ist jetzt schon standardi-
siert: Dazu hat man im Auftrag der Ständigen Konferenz der Innen-
minister und -senatoren der Länder (IMK) ein Datenaustauschformat 
(OSCI-XMeld )für Vorgänge im Meldewesen entwickelt.
Die Datenübermittlung an Privatpersonen oder Unternehmen auf-
grund einer entsprechenden Anfrage richtet sich nach den §§ 44ff 
BMG. Dazu sogleich.

5.	 Verhältnis zum Datenschutzrecht
Das Melderecht kann als spezielles Datenschutzrecht bezeichnet wer-
den. Denn die Daten der Einwohner werden von den Meldebehörden 
gespeichert, verarbeitet und übermittelt. Im Verhältnis zu den Daten-
schutzgesetzen der Länder ist das Bundesmeldegesetz lex specialis. Al-

11	 BT-Drs. 17/7746, S.26.
12	 Zu Einzelheiten der eher wenigen Neuerungen ggü. dem MRRG vgl. die Geset-

zesbegründung in BT-Drs. 17/7746, S. 42–44.
13	 Vgl. die Gesetzesbegründung BT-Drs. 17/7746,S. 43.
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lerdings trifft es nur teilweise bereichsspezifische Regelungen; Maß-
nahmen des technischen und organisatorischen Datenschutzes etwa 
richten sich nach den Landesnormen, die § 9 Bundesdatenschutzge-
setz (BDSG) entsprechen. Das Bundesdatenschutzgesetz ist im Be-
reich des Meldewesens für die öffentlichen Stellen der Länder schon 
wegen § 1 Abs. 2 Nr. 2 BDSG nicht anwendbar, da alle Länder Daten-
schutzgesetze erlassen haben.14 Im Hinblick auf einzelne Regelungen 
des BMG, welche wie § 34 Abs. 4 S. 2 BMG auch für Bundesbehörden 
wie die Bundespolizei oder das Bundesamt für Verfassungsschutz gel-
ten, geht das Bundesmeldegesetz dem Bundesdatenschutzgesetz vor. 
Insoweit wirkt die in § 1 Abs. 3 BDSG grundgelegte Subsidiarität und 
das Bundesdatenschutzgesetz tritt zurück.

III.	Wichtige Neuerungen und Einzelregelungen

Der Grundansatz des Bundesmeldegesetzes besteht darin, die be-
währten Regelungen aus dem Melderechtsrahmengesetz und den 
Meldegesetzen der Länder zu bewahren. An einigen Stellen hat der 
Bundesgesetzgeber leichte Veränderungen vorgenommen, einige sei-
en hier kurz vorgestellt. Er hat aber vor allem das Bundesmeldegesetz 
innovationsoffen normiert, indem er an unterschiedlichen Stellen 
neue informationstechnische Lösungen zulässt wie den Einsatz des 
Internet, des elektronischen Personalausweises oder von DE-Mail, 
vgl. § 10 Abs. 2 und 3 BMG. 

1.	 Melderegisterauskunft
Je nach Umfang der von einer Privatperson oder einem Unternehmen 
angefragten Daten unterscheidet man zwischen einer einfachen und ei-
ner erweiterten Melderegisterauskunft. Bei der einfachen Melderegis-
terauskunft geht es lediglich um die Übermittlung von Name, Vorname, 
Doktorgrad, der letzten Anschrift und, sofern die Person verstorben ist, 
diese Tatsache, § 44 Abs. 1 S. 1 BMG.15 Wenn der Anfragende eine 
Privatperson ist, muss sie keinerlei besonderen weiteren Voraussetzun-
gen erfüllen, sondern lediglich Daten übermitteln, damit die Person 
eindeutig identifiziert werden kann. Ein irgendwie geartetes Interesse, 
etwa gar rechtlicher Natur, ist nicht erforderlich.16 Für das Wiederfin-
den eines Schulfreundes reicht also eine einfache formlose Anfrage.
Wenn allerdings ein Unternehmer oder ein Unternehmen für ge-
werbliche Zwecke anfragt, muss dieser angegeben werden, § 44 
Abs. 1 S. 2 BMG. Komplizierter wird es, wenn dieser gewerbliche 
Zweck der Werbung oder dem Adresshandel dient: Dann muss die 
betroffene Person ausdrücklich eingewilligt haben, vgl. das Ende von 
§ 44 Abs. 3 S. 1 BMG. Diese Regelung ist erst im Vermittlungsver-
fahren aufgenommen worden. Diese Betonung des Schutzinteres-
ses des Bürgers war zwar im Gesetzentwurf der Bundesregierung 
enthalten,17 zwischenzeitlich hatte der Bundestag aus Gründen des 
praktischen Verwaltungsvollzugs für eine Widerspruchslösung vo-
tiert, bei der der Bürger der Weitergabe seiner Daten aktiv widerspre-
chen muss (sog. opt-out). Im Vermittlungsverfahren zwischen Bun-
desrat und Bundestag, das nach intensiver öffentlicher Diskussion 
im Juli 2012 erfolgte, einigten sich beide Verfassungsorgane auf eine 
Einwilligungslösung (sog. opt-in).18 

14	 Gola/Schomerus, Bundesdatenschutzgesetz, 2010, § 1 Rnr. 19a.
15 Die Auskunft über den Tod ist nunmehr ausdrücklich im Gesetz geregelt, auch 

wenn sie schon bisher der Verwaltungspraxis entspricht, vgl. Ehmann, NJW 
2013, 1862 (1863).

16 Ehmann, NJW 2013, 1862 (1863).
17 BT-Drs. 17/7746, S. 20.
18 Vgl. das Ergebnis des Vermittlungsausschusses BT-Drs. 17/12463, S. 3.

Diese Einwilligungslösung bei Auskunftsersuchen von Adresshänd-
lern und zu Werbezwecken ist neu und war bisher nicht vorgesehen in 
den Landesmeldegesetzen. Im Ergebnis ist die nun gefundene Rege-
lung datenschutzfreundlicher als die bisherige Rechtslage.19 Damit 
diese Regelung für die Meldebehörde handhabbar wird, hat der Ge-
setzgeber einige Spezialregelungen aufgenommen etwa in der Form, 
dass der Bürger die Einwilligung gegenüber der Meldebehörde oder 
dem anfragenden Unternehmen abgegeben haben kann. Im letzteren 
Fall kann (und nicht „muss“!) die Meldebehörde vom Anfragenden 
Nachweise über die Einwilligungserklärung verlangen. Sie ist aller-
dings verpflichtet, stichprobenartig das Vorliegen der Einwilligungs-
erklärungen zu überprüfen, vgl. § 44 Abs. 3 S. 5 bis 7 BMG.
Damit bleibt aber die für das Wirtschaftsleben bedeutsame Suche 
nach säumigen Schuldnern einfach möglich: Hierfür ist keine Ein-
willigung und kein besonders dargelegtes Interesse erforderlich.
Die qualifizierte Melderegisterauskunft nach § 45 BMG verlangt die 
Darlegung eines berechtigten Interesses. Gelingt dies, werden Daten 
zum Familienstand, zur Staatsangehörigkeit, zu Geburtstag und -ort 
sowie Name und Vorname des Ehegatten übermittelt.
Die Melderegisteranträge laufen ins Leere, wenn eine Auskunfts-
sperre i.S.d. § 51 BMG besteht. Die Eintragung einer Auskunfts-
sperre im Melderegister ist ein Verwaltungsakt.20 Gerade an der Au-
ßenwirkung könnte man zwar zweifeln, da die Meldebehörde die 
Auskunftssperre ins Melderegister einträgt; allerdings darf man nicht 
übersehen, dass mit der Eintragung der Auskunftssperre gegenüber 
Dritten die Anordnung verbunden ist, die Anschrift des Betreffen-
den nicht herauszugeben.

2.	 Vermieterbescheinigung
Eine in der Praxis wichtige Änderung normiert § 19 BMG: Damit 
wird die Pflicht, eine Vermieterbescheinigung bei der Meldebehörde 
vorzulegen, wieder eingeführt: Jahrzehntelang war es Pflicht, dass 
der Vermieter bei der Anmeldung des neuen Mieters mitwirkt. Diese 
Pflicht hatte der Gesetzgeber mit der Änderung des MRRG im Jahr 
2002 abgeschafft. Nunmehr ist er aber zur Überzeugung gelangt, dass 
es zur besseren Bekämpfung von Scheinanmeldungen notwendig ist, 
eine Mitwirkung des Vermieters wieder einzuführen. Denn gerade in 
Großstädten wie Berlin ist bekannt, dass sich beispielsweise Eltern 
von schulpflichtigen Kindern in anderen Stadtteilen anmelden, um 
ihre Kinder auf eine bessere Schule schicken zu können. § 19 Abs. 4 
BMG eröffnet dem Vermieter die Möglichkeit, die Bestätigung ge-
genüber der Meldebehörde elektronisch zu übermitteln. Allerdings 
muss der Vermieter dann seine Identität durch den Einsatz des elek-
tronischen Personalausweises oder einer DE-Mail oder die Verwen-
dung einer qualifizierten elektronischen Signatur nachweisen; die 
Meldebehörden können auch andere Formen der Authentifizierung 
zulassen, soweit sie dem jeweiligen Stand der Technik entsprechen, 
§ 19 Abs. 4 BMG.

3.	 Meldepflicht für Soldaten, Polizisten und Studenten
Bisher sind nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 MRRG Bundespolizisten, Berufs-
soldaten und Soldaten auf Zeit von der allgemeinen Meldepflicht 
befreit, wenn sie bis zu sechs Monate in einer Gemeinschaftsunter-
kunft, also einer Kaserne, untergebracht sind und sie mit einer ande-
ren Wohnung im Inland gemeldet sind. Nunmehr verbessert sich die 
Situation gem. § 27 Abs. 1 Nr. 5 BMG, denn die Meldepflicht tritt 

19 Vgl. Gola/Klug, NJW 2013, 834 (837).
20 Urteil des BVerwG NJW 2006, S. 3367.
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Der Verwaltungssprache ergeht es wie anderen Fachsprachen: sie unter-
liegt einem ständigen Wandel. Neue Fragestellungen, Gegenstände, 
Sachverhalte, Methoden, Erfahrungen und Erkenntnisse bringen neue 
Begriffe hervor oder nutzen vorhandene Begriffe. Alte Fachausdrücke ver-
schwinden. Die neuen oder mit verändertem Inhalt verwendeten Begriffe 
entstehen in Deutschland oder entstammen europarechtlichen Vorgaben. 
Sie gehen in die Gesetzgebung und in das Verwaltungshandeln ein und 
machen auch nicht vor angelsächsischen Termini halt. Das hier und in den 
folgenden Heften abgedruckte Glossar will dem Leser aktuelle und bedeut-
same neue Wortprägungen erklären.

Deeskalationsmanagement

Gefordert wären in unserem Land reaktives und schrittweises Ent-
scheiden und Handeln zur Verhütung von Vandalismus gegen öf-
fentliches Eigentum und von Beleidigungen und Gewalt gegen Be-
schäftigte des öffentlichen Sektors. Augenscheinlich sind die Graffiti 
an Hauswänden und Infrastrukturanlagen im öffentlichen Raum, 
verkratzte und zerborstene Fensterscheiben an öffentlichen Bauten 
und das unerlaubte Müllablagern an öffentlichen Wegen und Plät-
zen. Polizisten und anderes Personal in staatlichen und kommuna-
len Verwaltungen und Unternehmen erleiden verbale und tätliche 
Übergriffe; oft verbunden mit gesundheitlichen und psychischen 
Folgen, vereinzelt sogar mit dem Tod. Sachschäden in Millionen
höhe treffen speziell das Bundesunternehmen „Deutsche Bahn AG“, 
dessen Bahnhöfe und Lärmschutzwände Ziel von Sprühern und Ver-
schmutzern sind. Es häufen sich auch Aggressionen von Fahrgästen 
gegen das Zugpersonal bei Fahrkartenkontrollen besonders in Tages

randlagen, bei Veranstaltungen an Wochenenden und in Zügen in 
Problemregionen. 
Die Ursachen für diese anhaltende kriminelle Gewalt in Worten 
und Taten sind bisher nicht näher erforscht worden. Vermuten darf 
man politisch motivierte Wut gegen Staat und Staatsdiener, Frust 
unzufriedener Jugendlicher mit den obwaltenden Zuständen und 
beispielsweise durch Alkohol vermindertes Schuldbewusstsein. Ag-
gressives Verhalten gilt vielen als legitimes Mittel, Hass zu äußern. 
Was ist dagegen zu tun?
Diese Verrohung der Sitten bis hin zu Totschlag deutet auf Fehlent-
wicklungen in unserer Gesellschaft hin. Man kann dieser Kriminali-
tät wohl kaum mit Appellen und Erziehung Herr werden. Eher böte 
sich ein Deeskalationsmanagement an. Der Staat und die Medien 
sollten offensiv werden und die Übergriffe anprangern; man müsste 
die Bevölkerung wegen ihrer Gleichgültigkeit zeihen und Zivilcou-
rage einfordern. Die staatlichen Instanzen sollten diesen Straftaten 
mit weniger Toleranz begegnen (und sie nicht nur verwalten und 
in der Regel einstellen), sondern sie ernsthafter verfolgen (auch mit 
einer Verschärfung des Strafrechts vor allem für Gewalt gegen Poli-
zisten). Teil dessen wäre eine verstärkte Präsenz von zivilen Sicher-
heitskräften mit verbesserter (alarm-, foto- und fahrzeug-)techni-
scher Ausstattung.

Flexible Arbeitswelt

Mit diesem „Wording“ verbindet man gemeinhin neuere Modelle 
der Personal- und Organisationsentwicklung in Unternehmen. Dort 
stellt man fest, dass die Generation der Umdiedreißigjährigen mit 
Ansprüchen aufwartet, die man bisher so nicht kannte. Sie artikulie-
ren ihre Erwartungen an Arbeitsatmosphäre, Mitwirkung, Weiter-
bildung, Karriere, Fürsorge, ausgewogene Arbeits- und Freizeit samt 
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für die genannten sowie für Landespolizisten im Vollzugsdienst erst 
ein, wenn die Gemeinschaftsunterkunft für mehr als zwölf Monate 
bezogen wird. 
Für Studenten gibt es übrigens keine Privilegierung, das bedeutet, 
dass für sie die allgemeine Meldepflicht gilt: Hier wird aber regel-
mäßig die Frage im Raum stehen, ob der Student vorwiegend sei-
ne Wohnung in der Stadt der Hochschule nutzt oder diejenige am 
anderen Ort, vgl. § 21 Abs. 1 und 2 BMG. In Zweifelsfällen ist die 
vorwiegend benutzte Wohnung dort, wo der Schwerpunkt der Le-
bensbeziehungen des Einwohners liegt (§ 22 Abs. 3 BMG), sicher 
keine immer ganz einfach zu beantwortende Frage.

IV. Ausblick

Damit das Bundesmeldegesetz auch gut und ordnungsgemäß voll-
zogen werden kann, sind noch die im Gesetz angelegten Rechtsver-
ordnungen gem. § 56 Abs. 1 BMG durch das Bundesministerium 
des Innern mit Zustimmung des Bundesrates zu erlassen. Dem Ver-
nehmen nach wird an ihnen schon gearbeitet. Schließlich ist es ab-
sehbar und begrüßenswert, dass die Bundesregierung von § 57 BMG 

Gebrauch macht und mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine 
Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des Gesetzes sowie der 
Rechtsverordnungen erlässt. Zudem sind noch Anpassungen der in 
den Meldebehörden eingesetzten Software notwendig, so dass schon 
dieser kurze Überblick der noch anstehenden Arbeiten zeigt, dass 
ein Inkrafttreten am 1. Mai 2015 sehr sinnvoll ist für einen rechtssi-
cheren und reibungslosen Vollzug des neuen Bundesmeldegesetzes.
Wie stets auch im öffentlichen Recht ist schließlich an möglichen An-
passungsbedarf der Rechtslage aufgrund europäischer Regelungen zu 
denken. Im Bereich des Melderechts könnte die derzeit in Brüssel ver-
handelte EU-Datenschutzgrundverordnung einschlägig sein. Denn 
diese soll nicht nur für den privaten Bereich und die Wirtschaft gelten, 
sondern auch für den öffentlichen Bereich, der nicht dem Sicherheits-
bereich zuzuordnen ist. Die EU-Kommission und das Europäische 
Parlament haben großes Interesse, diese umfangreiche EU-Rechtset-
zung zum Datenschutz noch vor den Wahlen zum Europäischen Par-
lament im Mai 2014 abzuschließen. Allerdings würde es hier aufgrund 
der noch sehr intensiven Verhandlungen zwischen Rat, Europäischem 
Parlament und der EU-Kommission zu weit führen, konkreten Ände-
rungsbedarf im Bundesmeldegesetz zu analysieren.
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Eltern- und Auszeiten. Gefragt wird von der Generation Y nach 
Sinn und Zweck der Tätigkeit (das englische Y spricht man why aus 
und why steht für warum).
Über kurz oder lang wird der Nachwuchs im öffentlichen Dienst 
die Dienstherren mit ähnlichen Überlegungen konfrontieren. Bisher 
verstanden die öffentlichen Arbeitgeber unter flexibler Arbeitswelt 
hauptsächlich gleitende Arbeits- und Öffnungszeiten sowie Vollzeit- 
und Teilzeitbeschäftigung. Zögernd nimmt man auch Optionen mit 
Übergängen zum Ruhestand auf. Personalbedarf und Anforderungen 
der Dienstposten einerseits, Vereinbarkeit von Beruf und Privatle-
ben und Arbeitszufriedenheit andererseits erzwingen eine Flexibi-
lisierung des Dienstbetriebs. Besonderen Einfluss darauf nehmen 
Entwicklungen, die mit dem Einsatz elektronischer Informations-
technologie zusammenhängen. Das Home Office wird keine werk-
tägliche Anwesenheit erfordern; sogar eher die virtuelle Behörde 24 
Stunden erreichbar machen. Und wenn die jungen Beamten und Ta-
rifbeschäftigten am Arbeitsplatz vor Ort in Einzelbüros, Teams oder 
Projektgruppen tätig sind, werden sie nach Kindergärten und -krip-
pen nachfragen und bei größeren Ämtern eine Art Campus erwarten 
mit Kantine, Café, Fitnessstudio und Friseur.
Zum flexiblen Arbeiten gehört auch selbstbestimmtes Manage-
ment. Die Y-Vertreter erscheinen selbstsicherer als frühere Bediens-
tete, zweifeln Autoritäten erst einmal an, arbeiten gern arbeitsteilig 
und kollegial, präferieren partizipativen Führungsstil mit ständi-
gem Feedback. Ein Beobachter der Szene sagte, die jungen Leute 
wünschen sich Chefs, die wie Eltern sind und auf ihre Bedürfnisse 
eingehen. Am Ende einer Arbeits- oder Projektphase will man Er-
gebnisse sehen, um die Sinnhaftigkeit eigenen Tuns zu hinterfragen. 
Bürokratisches Schema-F(ormulare) und unproduktives Abdienen 
reichen nicht mehr aus. Die Y-Generation empfindet die Arbeitswelt 
mehr als Gestaltungs- und weniger als Durchführungsauftrag. Eher 
möchte man über- als unterfordert werden. Da die beruflichen An-
forderungen im gehobenen und höheren öffentlichen Dienst sich seit 
Jahren deutlich steigern (mit zunehmender Zahl an Beschäftigten im 
Vergleich zu den anderen Laufbahnen) wird der öffentliche Dienst 
– zumindest aus dieser Perspektive! – attraktiv bleiben.
Die Flexibilisierung der Arbeitswelt hat außer der personellen eine 
organisatorische Dimension. Eine Möglichkeit, die organisatorische 
Flexibilität zu erhöhen, sind der Verzicht auf kleinteilige Organisa-
tionseinheiten und die Schaffung beispielsweise größerer Referate in 
Ministerien mit einem größeren Aufgabenzuschnitt und mehreren 
Mitarbeitern mit breiter Einsatzfähigkeit. Erfahrungsgemäß führt die 
Zusammenarbeit innerhalb eines Referates dazu, die Tätigkeit anderer 
Mitarbeiter soweit kennenzulernen, dass sich auch kürzere oder länge-
re Vertretungen ohne Schwierigkeiten eröffnen. Über Referatsgrenzen 
hinweg ist dies komplizierter und oft mit Widerständen verbunden. 
Im Übrigen lassen sich innerhalb größerer Referate Schwerpunkte bil-
den, ebenso Entsendungen eines Referatsangehörigen in eine zeitlich 
befristete Arbeitsgruppe bewerkstelligen. Vordringliche neue Arbeits-
schwerpunkte können zunächst im Referat, notfalls zu Lasten weniger 
dringlicher Arbeiten in Angriff genommen werden.

Politiker und Risiko

Es heißt, Politiker seien in hohem Maße risikoaffin. Mehr noch: sie ge-
hen sogar leichter Risiken ein als Unternehmer oder der Durchschnitt 
der Bevölkerung. Das kann man mit dem „politischen Geschäft“ er-
klären. Es besteht darin, interessengeleitete Entscheidungen in kom-
plexen Situationen unter Unsicherheit und Zeitdruck im Wettbewerb 

ohne erkleckliche Haftung zu treffen. Wenn etwas schiefgeht, kann 
man sich entweder herausreden, weil sich eine andere Weichenstellung 
nicht empirisch belegen lässt, oder nachsteuern. Eine persönliche Haf-
tung für politische Entscheidungen gibt es so gut wie nicht; bestenfalls 
verweist man auf die zu tragende politische Verantwortung.
Die Risikobereitschaft, also einen Schaden oder Verlust in Kauf zu 
nehmen, ist für Politiker ein Mittel sich zu profilieren. Probleme 
werden mit der Methode „Versuch und Irrtum“ (engl. trial and er-
ror) bewältigt. Ist eine Idee oder Maßnahme gescheitert, muss man 
dies akzeptieren und „die Karten neu mischen“. Die Möglichkeit des 
Neuanfangs stärkt wiederum die Risikobereitschaft, anders gesagt: 
beugt nicht vor, Risiken zu vermeiden. Auch ein Früherkennungs-
system für Risiken erweist sich für den Gesetzgeber meist als ent-
behrlich, denn faktische Risiken werden durch laufende Umfragen 
enttarnt und rechtliche Risiken von Gerichten sanktioniert.
Anders als die Mandatsträger verhalten sich hinsichtlich Risiken die 
Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst. Sie sind geradezu 
risikoscheu, indem sie auf die Rechtsentwicklung achten, Bedenken 
beitragen und auf gerichtsfeste Entscheidung hinsteuern. Fehler 
dürfen nicht gemacht werden, weder vorsätzlich noch fahrlässig. 
Ansonsten droht die Amtshaftung. Probleme löst man nicht durch 
„Versuch und Irrtum“, sondern mittels Vorsicht und Absicherung 
bei Kollegen und Vorgesetzten, anhand von externer Beratung und 
Rechtskommentaren, durch Sachverständige und das Zitieren von 
Gutachten und wissenschaftlich fundierten Aussagen.

Politische Hygiene

Selbstbedienung von Politikern in Deutschland, eine Steueraffäre 
des Budgetministers in Frankreich, Amtsmissbrauch und Sittenwid-
rigkeit des Ministerpräsidenten in Italien und Skandale von Regie-
rungsmitgliedern und Abgeordneten in anderen Ländern empören 
die Öffentlichkeit. Gefordert wird die Einhaltung politischer Hy-
gienevorschriften (engl. political correctness). Sie sind in der Regel 
ungeschrieben; doch es existiert ein aufmerksames Interesse der Bür-
ger, dass Politiker moralische Grenzen nicht überschreiten. „Gewisse 
Dinge tut man nicht.“ Dieser Satz gilt für Jedermann, insbesondere 
aber für Repräsentanten des Staates.
Dabei stehen weniger Rechtsverstöße als Regelwidrigkeiten im Vor-
dergrund. Eine herausgehobene Stellung, noch dazu durch Wahlen 
legitimiert, darf in den Augen der Allgemeinheit nicht durch schma-
rotzendes, erschlichenes, bestechliches oder sonstwie schändliches 
Verhalten zum eigennützigen Vorteil missbraucht werden.
Wie die körperliche Pflege und die seelische Reinigung (Katharsis) 
soll die politische Hygiene saubere Verhältnisse schaffen. Man erhofft 
sie sich von Transparenz, indem die betroffenen Politiker Einkommen, 
Vermögen und Nebentätigkeiten offen legen, Untersuchungen zuge-
stehen und unlautere Beziehungen und Angelegenheiten anzeigen. 
Um verlorenes Vertrauen wieder zu gewinnen, müssen die unmorali-
schen und unsolidarischen Taten bereut werden; gegebenenfalls kön-
nen auch Geldzahlungen Wiedergutmachung leisten. Hartleibige Po-
litiker wehren sich gegen diesen „politischen Voyeurismus“ und pochen 
darauf, dass sie im Rahmen von Recht und Gesetz handelten.
Einschneidende Änderungen versprechen künftig Ge- und Verbote. 
Gebote derart, dass beispielsweise vor Amtsantritt und nach Aus-
scheiden aus dem Amt die persönlichen und geschäftlichen Finanzen 
von einem Ausschuss oder einer Behörde geprüft werden. Soweit es 
Amtsinhabern noch nicht untersagt ist, dürfte das Verbot nebenbe-
ruflicher Tätigkeiten zwingend sein.
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1. Die ordnungsgemäße Rechtsbehelfsbelehrung – Grundsatz

Im Bereich des Verwaltungsrechts hat eine Rechtsbehelfsbelehrung 
verschiedene Funktion zu erfüllen. § 58 VwGO (Fristbeginn und 
Rechtsbehelfsbelehrung) kommt insoweit eine zentrale Bedeutung zu. 
Diese Vorschrift soll verhindern, dass der von einer behördlichen oder 
gerichtlichen Entscheidung Betroffene, aus mangelnder Rechtskennt-
nis heraus, eines Rechtsbehelfs verlustig gehen soll.3 Die Rechtsbe-
helfsbelehrung erfüllt damit eine Hinweisfunktion.4 Zudem vermag 
die ordnungsgemäße Rechtsbehelfsbelehrung die Widerspruchs- und 
Klagemöglichkeit zeitlich zu begrenzen. Ist dem Ausgangsbescheid 
eine ordnungsgemäße Rechtsbehelfsbelehrung beigefügt worden, so 
kann der Widerspruch regelmäßig nur innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach Bekanntgabe fristgerecht eingelegt werden (§§ 70 Abs. 1, 
Abs. 2 i.V.m 58 VwGO). Dort wo die Anfechtungs- oder Verpflich-
tungsklage zu erheben ist, enthält § 74 Abs. 1 VwGO eine vergleichba-
re Bestimmung. § 58 Abs. 1 VwGO bestimmt nun, welche inhaltlichen 
Mindestanforderungen vorliegen müssen, damit die Rechtsbehelfsbe-
lehrung ordnungsgemäß ist. Zu den Mindestanforderungen5 zählen 
Informationen über (a) den Rechtsbehelf, also Widerspruch oder 
Klage, (b) die einzuhaltende Frist, (c) die maßgebliche Behörde oder 
das Gericht und (d) deren Sitz. Nicht zu den zwingenden Mindest-
bestandteilen einer Rechtsbehelfsbelehrung gehören dagegen Infor-
mationen über die Form des Rechtsbehelfs.6 Gleichwohl ist es zuläs-
sig, ergänzende Informationen, z.B. über die Form des Rechtsbehelfs, 
aufzunehmen. In ständiger Rechtsprechung7 ist nun aber anerkannt, 
dass eine Rechtsbehelfsbelehrung nicht nur dann fehlerhaft ist, wenn 
sie die in § 58 Abs. 1 VwGO zwingend geforderten Angaben nicht 
enthält, sondern auch dann, wenn ihr ein unrichtiger oder irreführen-
der Zusatz beigefügt sei, der geeignet ist, bei dem Betroffenen einen 
Irrtum über die formellen und/oder materiellen Voraussetzungen des 
in Betracht kommenden Rechtsbehelfs hervorzurufen und ihn davon 
abzuhalten, den Rechtsbehelf einzulegen bzw. rechtzeitig einzulegen.8 
Dabei genügt es, dass die irreführende Belehrung objektiv geeignet ist, 
die Einlegung eines Rechtsbehelfs zu erschweren. Dies ist dann der 
Fall, wenn diese unrichtigen bzw. irreführenden Zusätze den Adres-

*	 Prof. Holger Weidemann ist auf der Leitungsebene des Niedersächsischen Studi-
eninstituts für kommunale Verwaltung e.V., das zugleich Träger der Kommuna-
len Hochschule für Verwaltung in Niedersachsen ist, tätig.

1	 AZ.: 1 A 11258/1.OVG; die wesentlichen Teile der Entscheidung sind von 
J. Vahle zusammengestellt und in der DVP 2013, S. 218 ff. abgedruckt worden 
(lesenswert)

2	 AZ.; OVG 2 A 53/12 A
3	 Vgl. nur Kopp/Schenke, VwGO-Kommentar, 18. Aufl., § 58 Rdnr. 1; Bader/Funke-

Kaiser/Stuhlfauth/von Albedyll/Kuntze, VwGO-Kommentar, 5. Aufl., § 58 Rdnr.1
4	 BVerwG NJW 2009, S. 2322
5	 Vertiefung siehe Bader u.a.,Fn. 3, Rdnr. 8 ff. m.N.
6	 So bereits BVerwGE 50, 248; OVG Münster NVwZ 1982, S. 564; a.A. Kopp/

Schenke,Fn.3, § 58 Rdnr. 10 mit Hinweisen zum Streitstand
7	 Vgl. nur BVerwG NVwZ 1998, S. 1970; OVG Lüneburg Beschl. vom 3.11.2009 

AZ.: 4 LB 181/09
8	 Vgl. BVerwGE 57, 188 ff. m.N.

saten davon abhalten kann, den Rechtsbehelf überhaupt, rechtzeitig 
oder formgerecht einzulegen.9 Fraglich ist nun, ob durch das Vordrin-
gen der elektronischen Kommunikation neue Anforderungen an eine 
ordnungsgemäße Rechtsbehelfsbelehrung zu stellen sind. Zwei Ober-
verwaltungsgerichte haben sich nun in neuerer Zeit dieses Themas 
angenommen und kommen dabei zu unterschiedlichen Ergebnissen.

2. Entscheidung des OVG Rheinland-Pfalz vom 8. März 2012

Der Entscheidung des OVG-Rheinland-Pfalz lag folgender Sach-
verhalt zugrunde: Unter dem Datum vom 15. November erteilte die 
zuständige Behörde dem Betroffenen eine nicht beantragte Sonder-
nutzungserlaubnis. Die dem Bescheid beigefügte Rechtsbehelfsbe-
lehrung wies folgenden Wortlaut auf:
„Gegen beiliegende Erlaubnis kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Stadtver-
waltung Kaiserslautern, Referat Stadtentwicklung, Rathaus, Willy-Brand-
Platz 1, 11. Obergeschoss, Zimmer 1123-1124 oder bei der Geschäftsstelle 
des Stadtrechtsausschusses, Rathaus Nord, Benzinoring 1, 1. Obergeschoss, 
Zimmer Nr. B 110, schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.“
Der Bescheid wurde am 15. November zur Post gegeben. Der am 
10.  Januar schriftlich eingelegte Widerspruch wurde, obgleich der 
Widerspruchsführer die Fehlerhaftigkeit der Rechtsbehelfsbeleh-
rung rügte, von der Widerspruchsbehörde als verfristet verworfen. 
Die sich anschließende Klage wies das zuständige Verwaltungsge-
richt, im Hinblick auf die Unzulässigkeit des Widerspruchs ab. Die 
Berufung hatte dagegen Erfolg. Nach Auffassung des OVG Koblenz 
hätte das Verwaltungsgericht die Klage nicht als unzulässig abweisen 
dürfen. Der Leitsatz10 lautet wie folgt:
„Eine Rechtsbehelfsbelehrung, die nicht darüber belehrt, dass der 
Widerspruch auch im Wege der der elektronischen Kommunikation 
gem. § 3 a VwVfG eingelegt werden kann, ist unrichtig und setzt die 
Jahresfrist gemäß § 58 Abs. 2 VwGO in Gang, wenn die Behörde 
den Zugang für die Übermittlung elektronischer Dokumente gem. 
§ 3 a Abs. 1 Vw VfG eröffnet hat. Die bloße Wiedergabe des § 70 
Abs. 1 VwGO ist in diesem Falle nicht ausreichend, weil sie geeignet 
ist, bei dem Betroffenen den Eindruck zu erwecken, trotz Eröffnung 
des Zugangs für die Übermittlung elektronischer Dokumente sei die 
Widerspruchseinlegung auf diesem Wege unzulässig.“ 
Eingehend und sehr gründlich setzt sich das OVG Rheinland-Pfalz in 
seiner Entscheidung mit möglichen Gegenargumenten auseinander. 
Auszugehen ist zunächst von den tatsächlichen örtlichen Verhältnis-
sen. Entscheidend kommt es darauf an, ob die Behörde den Zugang für 
die Übermittlung elektronischer Dokumente mit qualifizierter Signa-
tur gemäß § 3 a Abs. 2 VwVfG eröffnet hat oder nicht. Soweit eine Zu-

9	 Bader u.a. Fn. 3, § 58 Rdnr. 14 m.N.;
10 	Der eigentlichen Entscheidung ist kein Leitsatz vorangestellt worden (vgl. 

http://www3.justiz.rlp.de/DisplayUrteil.asp?rowguid=%7B77889F71-0E66-4..; 
Download: 24.2.2013); insoweit ist von einem nichtamtlichen Leitsatz auszuge-
hen. Abgedruckt: NVwZ-RR 2012, S. 457
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gangseröffnung im Sinne des § 3 a vorliegt, ist ab diesem Zeitpunkt die 
Widerspruchseinlegung nach dem Willen des Gesetzgebers im Wege 
der elektronischen Kommunikation möglich. In diesem Falle stehen 
dem Widerspruchsführer für die Widerspruchseinlegung neben

Ä der schriftlichen Form (in welcher Gestalt auch immer), 
Ä �die schriftliche Form unter Zuhilfenahme einer Amtsperson (zur 

Niederschrift)
und als weitere Form
Ä die elektronische Kommunikation

zur Verfügung.

Mit geradezu beeindruckend klarer Diktion weist das Gericht Über-
legungen zurück, wonach mit der Erwähnung „schriftlich“ in § 70 
Abs. 1 S. 1 VwGO auch die elektronische Kommunikation erfasst 
sein könnte.11 Eine derartige Betrachtung übersteigt aber ersicht-
lich das Verständnis des Normalbürgers, auf den es in diesem Zu-
sammenhang allein ankommt und von dem nicht erwartet werden 
kann, dass er unter Auswertung amtlicher Begründungen zu einem 
Gesetzestext eine Subsumtion dahingehend vornimmt, dass der Ge-
setzgeber mit der Formulierung „schriftlich“ auch die elektronische 
Kommunikation meine. Vielmehr ist von dem allgemeinen Sprach-
verständnis auszugehen, wonach schriftlich die Erstellung eines tat-
sächlich existierenden schriftlichen Dokuments meint.
Unerheblich ist, dass Informationen zur Form des Rechtsbehelfs nicht 
zu den Mindestbestandteilen einer Rechtsbehelfsbelehrung zählen. 
Werden zusätzliche Informationen aufgenommen, so haben diese so 
vollständig zu sein, dass ein Irrtum über die verschiedenen Möglichkei-
ten den Formerfordernissen zu genügen, ausgeschlossen ist. Ist ein Zu-
gang nach § 3 a VwVfG eröffnet, so darf ein Hinweis auf die Möglich-
keit der elektronischen Kommunikation nicht fehlen.12 Nur so kann 
vermieden werden, dass ein Irrtum über die verschiedenen Möglich-
keiten, den Rechtsbehelf formgerecht einzulegen, ausgeschlossen wird. 

3. Entscheidung des OVG Bremen vom 8. August 2012

Auch das Oberverwaltungsgericht Bremen setzt sich in einer neue-
ren Entscheidung mit den Anforderungen an eine ordnungsgemäße 
Rechtsbehelfsbelehrung auseinander und kommt, im Vergleich zur 
vorgestellten Entscheidung des OVG Rheinland-Pfalz, aber zu einer 
gegensätzlichen Auffassung. Ausdrücklich wird im Leitsatz formu-
liert, dass eine Rechtsbehelfsbelehrung, die nicht auf die Möglichkeit 
hinweist, den Rechtsbehelf mittels elektronischen Dokuments ein-
zulegen, weder unrichtig noch irreführend ist.13 Das Gericht greift 
die Argumentationsmuster der Gegenauffassung14 auf und setzt sich 
damit kritisch auseinander. So muss auf die Möglichkeit der Klage-
erhebung mittels elektronischer Datenübermittlung nicht hingewie-
sen werden, weil diese Form bisher wenig verbreitet ist und beson-
deren Voraussetzungen unterliege. Die elektronische Klageerhebung 
unterscheide sich von der herkömmlichen Form der Klageerhebung 

11 	So wohl noch die amtliche Begründung zu § 86 a VwGO, der Vorgängerregelung 
des § 55 a VwGO; siehe ferner Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner, VwGO-Kom-
mentar, § 55 a Rdnr. 3; VG Trier, Urt. vom 22.9.2009 AZ.: 1 K 365/09.TR

12 	Ähnlich OVG Berlin-Brandenburg Beschl. vom 3.5.2010 AZ.: OVG 2 S 106/09 
und 2.2.2011 AZ.: OVG 2 N 10.10; OVG Land Sachsen-Anhalt Urt. vom 
24.8.2010 AZ.: 2 K 1005/09.KO; Nds. FG

13 	Vgl. OVG Bremen Fn. 2
14 	Vgl. nur BFH Beschluss vom 2.2.2010 AZ.: III B 20/09 im Hinblick auf § 357 

AO; Bay VGH Beschl. vom 18.4.2011 AZ.: 20 ZB 11.349 zu § 70 VwGO; LSG 
Hessen Urt. vom 20.6.2011 AZ.: L 7 AL 87/10;VG Neustadt Urt. 

gerade durch Zugangsvoraussetzungen, die nicht jedermann offenste-
hen. Zu berücksichtigen sei zudem, dass die Rechtsbehelfsbelehrung 
durch Informationen über die elektronische Kommunikation nicht 
übersichtlicher, sondern länger und verwirrender wird. Der Zweck der 
Rechtsbehelfsbelehrung, dem Beteiligten den richtigen und regelmä-
ßigen Weg zur Klageerhebung zu zeigen, werde vielmehr verwässert, 
wenn die Belehrung auch alle anderen Möglichkeiten, die das Gesetz 
zur Fristwahrung genügen lasse aufzähle. Ausdrücklich legt das OVG 
Bremen dar, dass es bei seinen Überlegungen keine Rolle spielt, dass 
der Gesetzgeber in § 70 Abs. 1 Satz 1 und § 81 Abs. 1 VwGO die 
elektronische Kommunikation als mögliche zulässige Form nicht er-
wähnt hat, denn die Möglichkeit der elektronischen Kommunikation 
sei eigenständig in § 3 a VwVfG und § 55 a VwGO geregelt. Ein Blick 
allein auf die §§ 70 Abs. 1 und 81 Abs. 1 VwGO wäre daher unzulässig 
verkürzt. Unerheblich in diesem Zusammenhang ist für das Gericht 
auch, ob die elektronische Form als Unterfall der Schriftform oder 
aber als (eigenständige) Alternative zur Schriftform anzusehen ist. Es 
kommt allein auf die Sicht des Empfängers der Rechtsbehelfsbeleh-
rung an. Für ihn macht es schon einen Unterschied, ob er ein schrift-
liches oder aber ein elektronisches Dokument erstellt. Entscheidend 
ist für das Gericht, dass sich der elektronische Rechtsbehelf deutlich 
von der jedermann leicht zugänglichen Möglichkeit der schriftlichen 
Klageerhebung oder der Klageerhebung zur Niederschrift gravierend 
unterscheidet. So sind besondere Anforderungen an die Wirksamkeit 
eines elektronisch übermittelten Dokuments zu stellen15. Auch sind 
nicht nur unbedeutende technische Voraussetzungen zu beachten. So 
umfasst allein die auf der Internet-Seite dieses Gerichts abrufbare An-
wenderdokumentation 99 Seiten. Der elektronische Rechtsverkehr ist 
kein leicht zugänglicher und unkomplizierter Weg der Klageerhebung. 
Ohne weiteren Hinweis auf Einzelheiten, insbesondere das Erforder-
nis einer elektronischen Signatur, kann ein entsprechender Hinweis 
den Rechtsschutzsuchenden u.U. davon abhalten, rechtzeitig und 
formgerecht die Klage einzureichen. Damit sei der fehlende Hinweis 
auf die Möglichkeit einer elektronischen Klageerhebung generell nicht 
geeignet, die Einlegung des Rechtbehelfs zu beeinträchtigen. 

4. Schlussbetrachtung

Unerheblich für die rechtliche Einordnung der Entscheidungen ist es, 
dass es in einem Fall um den Rechtsbehelf für einen möglichen Wi-
derspruch und im anderen Fall um die Rechtsbehelfsbelehrung für eine 
mögliche Klageerhebung ging. § 70 Abs. 2 VwGO bestimmt, dass § 58 
VwGO entsprechende Anwendung findet. Die Grundanforderungen 
sind somit für beide Rechtsbehelfe deckungsgleich. Misslich für die 
Verwaltungspraxis ist es, dass beide Gerichte zu Ergebnissen kom-
men, die einander widersprechen. Kann der Argumentation des OVG 
Bremen durchaus etwas abgewonnen werden, da sie vermeintlich die 
praxistauglichere Lösung formuliert, verdient doch die Entscheidung 
des OVG Rheinland-Pfalz gleichwohl den Vorzug. Es entspricht eher 
einem recht traditionellen Verständnis von Kommunikation, wenn die 
– wenngleich an besondere Voraussetzungen geknüpfte – elektroni-
sche Kommunikation als „wenig leicht zugänglicher Weg“ zur Klage-
erhebung bezeichnet wird. Gerade die Nutzung elektronischer Kom-
munikationsformen ist in unserer Gesellschaft so weit fortgeschritten, 
dass sie fast schon – im Vergleich zur klassischen Schriftform – als 

15 	Siehe nur die qualifizierte elektronische Signatur, die die Signaturkarte eines 
Zertifizierungsdiensteanbieters und Chipkarten-Lesegerät erfordern oder aber 
die Nutzung eines anderen sicheren Verfahrens, das die Authentizität und die 
Integrität des übermittelten elektronischen Dokuments sicherstellt (vgl. § 55 a 
Abs. 1 S. 3 und 4 VwGO)
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Regelfall anzusehen ist. Auch macht es vertrauten Usern häufig kei-
ne Umstände, sich in neue Programmanforderungen einzufinden. Für 
diesen Personenkreis kann es mitunter eher ein Zugangshindernis für 
die Einlegung des Rechtsbehelfs sein, wenn allein die Schriftform und 
Niederschrift angeboten wird. Dabei wird nicht verkannt, dass es im-
mer noch gewichtige Teile der Gesellschaft gibt, die gewisse Schwie-
rigkeiten haben, sich problemlos in den neuen Medien zu bewegen. In 
einer derartigen gesellschaftlichen Umbruchsituation spricht aber viel 
dafür, beide gesellschaftlichen Gruppen ins Blickfeld zu rücken. Und 
diesem Ansatz folgt im Ergebnis das OVG Rheinland-Pfalz. 
Unbefriedigend ist gegenwärtig aber die vorhandene Situation. Es 
kommt praktisch auf den Bereich eines OVG/VGH, um zu klären, 
welche Anforderungen erfüllt sein müssen, damit eine ordnungsge-
mäße Rechtsbehelfsbelehrung vorliegt. Für Bürger, die es mit Behör-

den aus unterschiedlichen Bereichen zu tun haben, kann dies fatale 
Folgen haben. Es bleibt zu hoffen, dass in absehbarer Zeit eine rich-
tungsweisende Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts ergeht. 
Solange diese nicht vorliegt, kann man den Verwaltungsbehörden 
nur empfehlen, bei der Rechtsbehelfsbelehrung eine Begrenzung auf 
die gesetzlichen Mindestanforderungen vorzunehmen und Informa-
tionen über die Form des Rechtsbehelfs zu unterlassen.
Auch der neu in das VwVfG16 eingeführte § 37 Abs. 6 hat keine wei-
tere Klarheit gebracht. Hier wird unter Wiederholung der Mindest-
anforderungen an eine Rechtsbehelfsbelehrung im Wesentlichen 
die Notwendigkeit der Beifügung einer entsprechenden Belehrung 
formuliert.

16 	mit Gesetz v. 31.5.2013 (BGBl I S. 1388)

In der nachfolgenden Schilderung einer x-beliebigen Fortbildungs-
veranstaltung eines x-beliebigen Studieninstitutes für kommunale 
Verwaltung handeln folgende Personen:
–	 Die Teilnehmenden, im Text T genannt
–	 Der Vertreter des Studieninstituts = V
–	 Der Referent = Dr. R

9.05 Uhr
V betritt den Seminarraum.
Verehrte Seminarteilnehmer und Seminarteilnehmerinnen, ich darf 
Sie im Namen unseres Studieninstitutes zu der heutigen Fortbil-
dungsveranstaltung herzlich begrüßen. Wir freuen uns, dass unser 
Seminarangebot auf so lebhaftes Interesse gestoßen ist, so dass wir 
gar nicht alle Anmeldungen berücksichtigen konnten. Schön, dass 
Sie zu pünktlich zu uns her gefunden haben, was angesichts der Stra-
ßenverhältnisse heute Morgen nicht so ganz selbstverständlich ge-
wesen sein dürfte (zustimmendes Nicken bei den meisten T). 
Genau das ist aber auch der Grund, warum ich Ihnen den Referenten 
noch nicht vorstellen kann. Herr Dr. R hat sich zwar der Deutschen 
Bahn anvertraut, denn seine Reisestrecke beträgt ja doch immerhin 
190 km. Aber dank der modernen Technik hat er sich über Handy 
gemeldet und wir dürfen ihn in etwa 15 Minuten erwarten.
Ich darf Sie zwischenzeitlich mit den Gegebenheiten unseres Hau-
ses vertraut machen. Ganz wichtig: Die Toiletten befinden sich im 
Keller, oder wie wir besser sagen, im Souterrain. Unsere Cafeteria, 
in die wir Sie heute Mittag zu einem kleinen Imbiss einladen dür-
fen (Beifall durch Klopfen auf den Tischen), finden Sie hingegen im 
Obergeschoss. Eine Kaffeepause ist für 10.30 Uhr vorgesehen; es sind 
auch Kaltgetränke im Angebot, selbstverständlich. Bitte halten Sie 
den Termin unbedingt ein, damit Sie nicht mit den Teilnehmenden 
unserer Ausbildungslehrgänge über kreuz geraten, die in ihren Unter-
richtspausen natürlich ebenfalls von dem Angebot der Cafeteria Ge-
brauch machen bzw. ihre mitgebrachte Verpflegung dort verzehren.
Wenn irgendetwas fehlen sollte, bitte melden Sie sich im Sekretariat 
im Erdgeschoss, wo man Ihnen gern weiter hilft. Namenskärtchen 
haben wir übrigens schon vorbereitet. Soweit Sie sich noch nicht 
bedient haben, bitte holen Sie sich Ihre Karte hier vorne ab.

9.15 Uhr
O, ich glaube, unser Referent ist nun doch schon eingetroffen, wie 
erfreulich.
Ja, auch Ihnen ein herzliches Willkommen, verehrter Herr Dr. R. 
Bitte legen Sie in Ruhe ab. Ich habe die T bereits mit unserem Haus 
vertraut gemacht. Sie kennen sich ja schon aus, Sie sind ja nicht zum 
ersten Mal bei uns.
Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen Herrn Dr. R vorstellen, der 
als Ministerialrat im X-Ministerium mit dem Seminarthema auch 
dienstlich befasst ist. Seine Kompetenz als ausgewiesener Fachmann 
auf diesem Gebiet ist unbestritten, seine Seminare dazu sind legendär 
und bilden einen Glanzpunkt unseres Fortbildungsprogramms. Ich 
möchte mich deshalb aufrichtig bedanken, verehrter Herr Dr. R, dass 
Sie auch in diesem Jahr bereit waren und vor allem Zeit gefunden 
haben, für uns dieses Seminar zu halten. Ich weiß ja, wie eng Ihr Ter-
minkalender ist und deshalb nochmals: herzlichen Dank.
Meine Damen und Herren, ich darf Sie jetzt dem Referenten über-
lassen und wie gesagt, wenn Sie irgendwelche Fragen an uns haben 
sollten, Sie wissen, wo Sie uns finden.
Ich wünsche Ihnen, dass Sie möglichst viel aus dieser Veranstaltung 
mitnehmen für Ihre praktische Tätigkeit in den Verwaltungen und 
würde mich aufrichtig freuen, Sie bei nächster Gelegenheit wieder 
begrüßen zu dürfen. An Themen mangelt es sicher nicht. Wir haben 
unser Jahresprogramm auf der Fensterbank ausgelegt, bedienen Sie 
sich bitte, vielleicht auch für Ihre Kolleginnen und Kollegen, danke, 
auf Wiedersehen.

9.25 Uhr
Dr. R: Meine sehr verehrten Damen und Herren, sehr geehrter Herr 
V. Vielen Dank für die freundliche Begrüßung. Ich hoffe, den Vor-
schusslorbeeren gerecht werden zu können. Sie sehen mich noch 
etwas atemlos. Ja, ja, die üblichen Verspätungen, Sie kennen das ja. 
Geben Sie mir noch einen Moment, um meine Seminarunterlagen 
zu ordnen. Auf Beamer, Overheadprojektor und diesen ganzen mo-
dernen Schnick-Schnack verzichte ich mal. Sie bekommen von mir 
am Schluss der Veranstaltung ohnehin ein Handout, mit dem Sie 
schwarz auf weiß das nach Hause tragen können ,was wir heute noch 
erarbeiten wollen.
So. Nachdem mich Herr V so nett vorgestellt hat, darf ich vielleicht 
noch einige Sätze zu meiner Person ergänzen …

Welf Sundermann*

Fortbildung tut not

*	 Verwaltungsdirektor a.D. Welf Sundermann war stellvertretender Studienleiter 
eines Studieninstituts für kommunale Verwaltung in NRW.
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9.30 Uhr
Meine Damen und Herren, jetzt kennen Sie mich. Nun würde ich aber 
gern erfahren, mit wem ich es hier heute zu tun habe. Vielleicht stellen 
Sie sich einmal kurz vor, von wo Sie kommen, was Sie dienstlich ma-
chen usw. Sie wissen schon. Ich schlage vor, wir beginnen links von mir. 
Schön, dass ich Ihre Namen ja schon mal von den Kärtchen ablesen 
kann. Also, wie wär’s, liebe Frau … Würden Sie bitte beginnen.
(Die Vorstellung der 20 T dauert 25 Minuten)

9.55 Uhr
Dr. R: Ja, vielen Dank für die so bereitwillig gegebenen Informationen. 
Jetzt habe ich doch schon mal ein genaueres Bild von dieser Runde, was 
für meinen Vortrag nicht ganz unwichtig ist. Um aber auf Ihre Anlie-
gen eingehen zu können, und das erwarten Sie ja wohl mit Recht von 
dieser Veranstaltung, sollten wir die Möglichkeiten des hier freundli-
cherweise bereit gestellten Seminarkoffers nutzen. Ich verteile mal diese 
blauen Kartonkarten und bitte Sie, darauf Ihre Erwartungen an dieses 
Seminar mit einigen Stichworten zu notieren, Sie dürfen auch gern 
mehrere Karten ausfüllen. Danach befestigen Sie die Karten bitte mit 
Hilfe dieser Stecknadeln an den hinter Ihnen aufgebauten Metaplan-
tafeln. Wir sollten uns dafür ruhig Zeit nehmen, denn je konkreter Sie 
Ihre Wünsche auf diese Weise artikulieren, umso besser kann ich später 
darauf reagieren. Es ist jetzt 10.05 Uhr. Um 10.30 Uhr müssen wir die 
Kaffeepause einhalten. Also bis dahin sollte diese Aktion beendet sein.

10.30 Uhr
Dr. R: Meine Damen und Herren, vielen Dank. Das liest sich ja ganz 
spannend, was Sie da zu Papier gebracht haben. Wir werden das nach 
der Kaffeepause gemeinsam auswerten. Aber jetzt wollen wir erst 
einmal das freundliche Angebot des Studieninstituts nutzen. Vor-
gesehen sind zwar nur 15 Minuten. Aber bis wir dort oben ange-
kommen sind und uns entsprechend bedient haben, wird mehr Zeit 
vergehen, ich kenne das. Vielleicht findet ja auch schon das eine oder 
andere Fachgespräch seinen Anfang. Aber um 11.00 Uhr sollten wir 
auf jeden Fall weiter machen. Bis dann.

11.10 Uhr
Dr. R: Entschuldigen Sie, meine Damen und Herren, nun bin ich 
es auch noch gewesen, der die Zeit nicht eingehalten hat, aber ich 
musste noch im Sekretariat vorbei schauen wegen der abrechnungs-
technischen Details, sorry. Doch jetzt wollen wir konzentriert an die 
Arbeit gehen. Also die Karten. Ja, versuchen wir mal, solche Karten 
zusammenzuführen, auf denen sich inhaltliche Ähnlichkeiten finden. 
Also da finde ich … Das sind in der Tat die Punkte, auf die ich auf je-
den Fall einzugehen gedenke. Hier werden wohl die Hauptprobleme 
abgebildet, ich dachte mir schon, dass Sie das besonders interessiert.
Den Wünschen auf diesen drei Kärtchen, das kann ich jetzt schon sa-
gen, werde ich nicht entsprechen können. Das führt uns dann doch zu 
weit weg vom Thema, so interessant die Fragen auch sind. Mal sehen, 
wenn uns noch Zeit bleibt, aber wie gesagt … Vielleicht können die 
Verfasser dieser Fragen kurz erklären, was sie da bewegt … Alles klar, 
aber ich sagte ja schon …
Ich will mal versuchen, so im ersten Anlauf zu einigen dieser Fragen 
vorab einige kurze Erläuterungen zu geben. Anschließend soll dann 
mein eigentlicher Vortrag beginnen

(11.30 Uhr …, 11.50 Uhr …, 12.20 Uhr …)
Ich schaue gerade auf die Uhr. Also für 12.30 Uhr ist die Mittags-
pause geplant. Da sollten wir an dieser Stelle einhalten und uns in die 

Cafeteria begeben, das Essen darf ja nicht kalt werden. Um 13.30 Uhr 
machen wir weiter, wenn Sie einverstanden sind, aber diesmal werde 
ich zumindest pünktlich sein.

13.40 Uhr
Dr. R: Schön, immerhin haben wir es doch einigermaßen pünktlich 
geschafft. Wenn ich gerade so durchzähle, es sind aber noch nicht alle 
T zurück. Weiß jemand, was da los ist? 
T.: Herr Dr. R, wir haben doch einige Raucher unter uns. Die muss-
ten, um ihrer Sucht frönen zu können, das Gebäude verlassen, wie Sie 
wissen. Wir sollten darauf doch auch Rücksicht nehmen.
Dr. R.: Ja selbstverständlich, daran habe ich gar nicht gedacht. Wenn 
man selbst Nichtraucher ist (jetzt schon fünf Jahre), übersieht man 
schon mal diesen Aspekt.

13.50 Uhr
Dr. R: So, nun sind auch die Raucher wieder in unserer Mitte. Dann 
wollen wir mit meinem Vortrag beginnen.
T.: Herr Dr. R, darf ich noch auf ein Problem hinweisen. Einige von 
uns haben heute noch Ausschusssitzungen in ihren Städten, an denen 
sie dienstlich teilnehmen müssen und die um 16.30 Uhr beginnen. 
Wir müssten deshalb spätestens um 15.00 Uhr das Seminar verlas-
sen, wenn wir das schaffen wollen (zustimmendes Gemurmel von 
verschiedenen Plätzen).
Dr. R.: Darf ich gerade mal um Handzeichen bitten, wer alles zu 
diesen Personen gehört. Danke, ich habe acht gezählt.

(14.00 Uhr)
T.: Wenn ich noch sagen darf, dass ich meinen Zug um kurz nach 
drei erreichen muss, weil ich sonst zwei Stunden warten müsste auf 
die nächste Verbindung. Und heute, bei dem Wetter, ist das ohnehin 
alles fraglich. Der Äußerung schließen sich weitere 4 Teilnehmer an.
Herr Dr. R: Gut zu wissen, dann müsste ich sehen, dass wir bis um 
15.00 Uhr das Wesentliche angesprochen haben. Doch halt, wichtig 
ist ja noch der Kritikbogen, den wir schon mal verteilen sollten. Ich 
lege doch Wert darauf, dass alle T den noch vor ihrem Weggang aus-
füllen. Das braucht auch so seine Zeit, ich denke 15 Minuten werden 
dafür reichen. Wir hätten dann jetzt noch ca. 45 Minuten, die wir in-
tensiv nutzen sollten. Vielleicht können Sie ja in dem Kritikbogen auf 
der Rückseite vermerken, dass ein Eintagesseminar für dieses prob-
lembeladene Thema einfach zu wenig ist, wie sich ja deutlich gezeigt 
hat, und anregen, für dieses Seminar künftig zwei Tage vorzusehen …
Es klopft.
V.: Herr Dr. R, entschuldigen Sie, dass ich störe. Aber ich hatte ganz 
vergessen, darauf hinzuweisen, dass wir Sie angesichts des langen Ta-
ges, den Sie hier heute verbringen, auch noch zu einem Nachmittags-
kaffee einladen, den wir für 14.30 Uhr angesetzt haben. Wenn Sie das 
in Ihr Zeitfenster noch einbauen könnten, danke. 
Dr. R: Vielen Dank, das können wir natürlich nicht ablehnen.
Nehmen Sie sich nach dem Kaffee das Handout. Da finden Sie ei-
gentlich alles Wesentliche … Wenn Sie dann noch Fragen haben, Sie 
können mir auch gern eine Mail schicken …

Fazit: 

Oft findet man nicht den Genuss,
den man mit Recht erwarten muss

(Wilhelm Busch)
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Teil 4:

 Glaubhaftmachung der Hilfebedürftigkeit bei Selbstständigen

Die Umsetzung der Regelungen des § 3 Alg II-V stellt sich in der Praxis 
der Leistungsträger schwierig dar. Es werden bei den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern teilweise fundierte Kenntnisse des Steuerrechts, der 
Betriebswirtschaft und des Sozialversicherungsrechts verlangt. Die Bei-
tragsreihe zur Einkommensermittlung bei Selbstständigen im SGB II soll 
daher eine konkrete Hilfestellung für die Praxis bei der Prüfung des Leis-
tungsanspruchs und der Ermittlung des anrechenbaren Einkommens bei 
selbstständiger Tätigkeit bieten.

Bei der Prüfung der Hilfebedürftigkeit sind die prognostizier-
ten Einkünfte für die nächsten sechs Monate zu Grunde zu legen 
(Vordruck EKS). Diese Prognose muss auch mit nachvollziehbaren 
Unterlagen dargelegt bzw. glaubhaft gemacht werden. Sollte diese 
Glaubhaftmachung gelingen, werden Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts in der Regel vorläufig erbracht, im anderen Fall 
wird die Zahlung abgelehnt. Daher sollte der Antragsteller wissen, 
welche konkreten Unterlagen vorzulegen sind und der Leistungsträ-
ger sollte wissen, welche Schlüsse er aus den Unterlagen ziehen kann. 
Nur unter diesen Voraussetzungen ist eine zielgerichtete Entschei-
dung im Rahmen einer Prognose möglich.
Es geht letztendlich um die Frage, ob eine überwiegende Wahr-
scheinlichkeit bzgl. der Hilfebedürftigkeit für die nächsten sechs 
Monate vorliegt oder nicht1. Mutmaßungen, die gegen eine über-
wiegende Wahrscheinlichkeit sprechen, sind für eine Entscheidung 
nicht ausreichend2. Existenzsichernde Leistungen dürfen nicht auf-
grund von Mutmaßungen verweigert werden, die sich möglicher-
weise sogar auf vergangene Umstände stützen, wenn dieses über die 
gegenwärtige Lage eines Antragstellers keine eindeutigen Erkennt-
nisse ermöglicht3.
Um eine Hilfebedürftigkeit im Einzelfall rechtssicher zurückzuwei-
sen, müssen konkrete Anhaltspunkte vorliegen, die bei Abwägung 
der Gesamtlage eindeutig den Schluss zulassen, dass eine Hilfebe-
dürftigkeit nicht gegeben ist bzw. im Rahmen der Prognose auch 
nicht eintreten wird.
Damit die finanziellen Verhältnisse im Rahmen einer Selbststän-
digkeit aktuell beurteilt werden können, sollten folgende Unterlagen 
durch den Antragsteller regelmäßig vorgelegt werden:

*	 Gert Kohnke ist Teamleiter für den Leistungsbereich im Jobcenter Dortmund. 
Michael Grosse ist Dozent an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung in 
Nordrhein-Westfalen im Fach Sozialrecht.

1	 Vgl. SG Düsseldorf, Beschluss vom 17.05.2005, S 23 AS 61/06 ER und SG Düs-
seldorf, Beschluss vom 04.11.2005, S 29 AS 47/05 ER.

2	 Vgl. LSG Hessen, Beschluss vom 30.01.2006, L 7 AS 1/06 ER.
3	 Vgl. LSG NRW, Beschluss vom 19.11.2009, L 12 B 93/09 AS ER und LSG 

NRW, Beschluss vom 07.12.2005, L 7 AS 81/05 ER.

-	� Einnahme-Überschussrechnung (EÜR) des Vorjahres und des 
laufenden Jahres,

-	� betriebswirtschaftliche Auswertungen (BWA) des Vorjahres und 
des laufenden Jahres (aber nur als Ersatz einer EÜR),

-	� Nachweise der tatsächlichen Einnahmen/Ausgaben der letzten 
Monate (in der Regel drei bis sechs Monate vor Antragstellung); 
dabei wird es sich um Quittungen (Ausgaben) und Rechnungen 
(Einnahmen) handeln,

-	� Kontoauszüge, aus denen die entsprechenden Einnahmen und 
Ausgaben (Zufluss und Abfluss) erkannt werden können,

-	� bei einer Insolvenzeröffnung (z. B. bei einer juristischen Person, 
wie einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, einer Unterneh-
mergesellschaft oder einer Limited) der Beschluss des Insolvenz-
gerichtes und

-	� eine Aufstellung über die Forderungen und Verbindlichkeiten des 
Betriebes mit den entsprechenden Nachweisen.

Neben diesen Übersichten und Belegen sollte auch eine ausführliche 
Darstellung durch den Selbstständigen erfolgen, worin die Ursache 
der „wirtschaftlichen Krise“ liegt, die zu einer Antragstellung geführt 
hat, und eine verständliche Planung, aus der erkennbar wird, ob die 
Hilfebedürftigkeit prognostisch durch die selbstständige Tätigkeit 
beseitigt bzw. in welchem Zeitraum dies erreicht werden kann.
Es stellt sich die Frage, ob im Einzelfall eine Einnahme-Überschuss-
rechnung oder eine betriebswirtschaftliche Auswertung anzufordern 
ist. Nach § 238 Abs. 1 Satz 1 Handelsgesetzbuch (HGB) ist jeder 
Kaufmann verpflichtet, Bücher zu führen und in diesen seine Han-
delsgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung ersichtlich zu machen (Betriebsver-
mögensvergleich).
Wer als Kaufmann zu betrachten ist, regeln die §§ 1 bis 7 HGB. Nach 
§ 1 Abs. 1 HGB ist Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuches, 
wer ein Handelsgewerbe betreibt (Istkaufmann). Ein Handelsgewer-
be ist jeder Gewerbebetrieb, es sei denn, dass das Unternehmen nach 
Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge-
schäftsbetrieb nicht erfordert (vgl. § 1 Abs. 2 HGB). Es gilt daher 
eine gesetzliche Vermutung für die Kaufmannseigenschaft.
Was „in kaufmännischer Weise“ im Detail bedeutet, soll hier nicht 
erörtert werden. Wichtig in diesem Zusammenhang ist, dass ein Be-
trieb, der in kaufmännischer Weise eingerichtet ist, im Handelsre-
gister eingetragen sein muss. Andere Betriebe können sich freiwillig 
ins Handelsregister eintragen lassen (Kannkaufmann). Die Handels-
gesellschaften sind Kaufleute kraft ihrer Rechtsform (vgl. § 6 Abs. 1 
HGB) und werden deswegen als Formkaufleute bezeichnet. Form-
kaufleute sind insbesondere die Kapitalgesellschaften (GmbH, UG, 
Limited), aber auch Personengesellschaften (oHG, KG).
Die Buchführungspflicht bestimmter steuerpflichtiger Personen 
regelt ebenso § 141 der Abgabenordnung (AO). Die finanziellen 
Grenzen, die dort aufgeführt sind, werden von einem Einzelbetrieb, 
dessen Inhaber Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de beantragt, in der Regel nicht erreicht (z. B. Umsätze von mehr 

Gert Kohnke/Michael Grosse*

Einkommensermittlung bei Selbstständigen im SGB II nach 
§ 3 der Alg II-Verordnung (Alg II-V).
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als 500.000,00 € im Kalenderjahr, Gewinn aus Gewerbebetrieb von 
mehr als 50.000,00 € im Wirtschaftsjahr). Der Anteil der Antragstel-
ler auf Leistungen nach dem SGB II, die Geschäftsführer und/oder 
Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft sind (GmbH, UG, Limited) 
oder von Geschäftsführern und/oder Gesellschaftern einer oHG 
bzw. KG ist erfahrungsgemäß in einer Größenordnung von unter 5% 
einzuschätzen.
Zusammenfassend kann daher die Aussage getroffen werden, dass 
mehr als 95% aller Selbstständigen, die Anträge auf Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II stellen, keiner 
Buchführungspflicht unterliegen, weil sie nicht zwangsläufig im 
Handelsregister eingetragen sind und bestimmte finanzielle Gren-
zen hinsichtlich des Umsatzes oder des steuerlichen Gewinns nicht 
erreichen. Hier besteht regelmäßig eine Gewinnermittlung nach § 4 
Abs. 3 Einkommenssteuergesetz (EStG) im Rahmen der sogenann-
ten Einnahme-Überschussrechnung (Gegenüberstellung der Ein-
nahmen und der Ausgaben). 
Eine solche Einnahme-Überschussrechnung ist auch für einen fach-
lichen Laien ohne Probleme auszuwerten, da nur zwei Positionen zu 
bewerten sind: 

1.	 die Einnahmen (auf der linken Seite dieser Auswertung) und
2.	 die Ausgaben (auf der rechten Seite dieser Auswertung).

Größere Probleme könnten in der Praxis durch eine betriebswirt-
schaftliche Auswertung auftreten, denn es gibt eine Vielzahl von 
Möglichkeiten, eine solche Auswertung zu erstellen. Dabei kann das 
äußere Erscheinungsbild erheblich von einer einfachen Einnahme-
Überschussrechnung abweichen. Diese Möglichkeiten sollten auf 
eine Alternative begrenzt werden, damit eine Auswertung wie bei 
einer Einnahme-Überschussrechnung möglich ist. Dazu bietet sich 
folgende Standard-BWA an: 
Einnahmen-Ausgaben-Rechnung mit Liquiditätsrechnung (die-
se ist ähnlich wie eine Einnahmen-Überschussrechnung aufgebaut 
und daher wesentlich leichter für einen „ungeübten“ Mitarbeiter des 
Grundsicherungsträgers nachzuvollziehen).
Die Vorlage der Kontoauszüge für die letzten drei Monate gehört 
zu den Mitwirkungsobliegenheiten des Antragstellers4. Im Einzelfall 
kann auch für einen über drei Monate hinausgehenden Zeitraum die 
Vorlage verlangt werden5. Die Vorlage der Kontoauszüge dient dazu, 
sich ein Bild über die finanzielle Entwicklung in den vergangenen 
Monaten zu verschaffen. Aus der Betrachtung und Bewertung dieser 
Nachweise können Schlüsse gezogen werden, wie sich die betriebs-
wirtschaftliche Situation entwickelt.
Eine Prognose ist dann fehlerfrei und verbindlich, wenn sie aufgrund 
der vorhandenen Umstände und Zahlen nachvollziehbar ist, insbe-
sondere nicht gegen Erfahrungssätze verstößt. Dabei kann nur auf 
die der Verwaltung bekannten oder zumindest erkennbaren Umstän-
de abgestellt werden, auch soweit sie nicht in Zukunft zu erwarten, 
sondern bereits eingetreten sind. Im Rahmen eines ordnungsgemä-
ßen Gesetzesvollzuges kann von der Verwaltung nicht mehr verlangt 
werden, als sie zu leisten vermag. Nicht erwogene Umstände, die sie 
auch bei sorgfältiger Ermittlung nicht kennen und berücksichtigen 
kann, vermögen die Rechtmäßigkeit ihrer Entscheidung nicht zu be-
rühren.6

4	 Vgl. BSG, Urteil vom 19.09.2008, B 14 AS 45/07 R.
5	 Vgl. LSG NRW, Urteil vom 03.03.2010, L 12 AS 15/05.
6	 Vgl. BSG, Urteil vom 06.04.2011, B 4 AS 119/10.

Es muss eine nachvollziehbare Prognose über das zu erzielende Ein-
kommen erfolgen. 
Die Annahme, ein bestimmter Wareneinsatz führe zu bestimm-
ten Einnahmen, kann nicht so ohne Weiteres als Grundlage einer 
schlüssigen Prognose dienen. Voraussetzung dafür ist, dass der Wa-
reneinsatz genau bestimmt werden kann. Allein die Kenntnis vom 
Umfang des Wareneingangs lässt keine konkreten Rückschlüsse auf 
den Umsatz zu.7

Beispiel 1:
Aus den vorgelegten Unterlagen (Einnahme-Überschussrechnung 
der letzten sechs Monate) wird ersichtlich, dass der Betrieb vor 
sechs Monaten noch über einen monatlichen Gewinn vor Steuern 
in Höhe von 2.000,00 € verfügte. Vor fünf Monaten ging dieser 
Gewinn auf 1.600,00 € monatlich zurück und sank bis zur Antrag-
stellung mehr oder weniger gleichbleibend um 400,00 € monatlich 
ab, so dass zum Schluss kein anrechenbares Einkommen zur Ver-
fügung stand. Dabei wurde auch nachgewiesen, dass in den letzten 
Monaten aus (jetzt aufgebrauchten) Vermögensreserven der Le-
bensunterhalt bestritten wurde. Es ist davon auszugehen, dass sich 
diese Situation nicht ändert, weil nicht mit weiteren Aufträgen 
zu rechnen ist. Aus dieser Rückschau und der Berücksichtigung 
der Gesamtumstände kann daher im Rahmen einer Prognose ge-
schlossen werden, dass sich die vorhandene Einkommenssituation 
in den nächsten sechs Monaten nicht ändern wird und daher Hil-
febedürftigkeit im Sinne des § 9 SGB II vorliegt.

Ohne eine Vorlage von betriebswirtschaftlichen Unterlagen ist eine 
Hilfebedürftigkeit nicht glaubhaft gemacht. Nach § 23 Abs. 1 Satz 2 
SGB X ist eine Tatsache dann als glaubhaft anzusehen, wenn ihr 
Vorliegen nach dem Ergebnis der Ermittlungen, die sich auf sämtli-
che erreichbaren Beweismittel erstrecken sollen, überwiegend wahr-
scheinlich ist.
Eine einfache Erklärung des Antragstellers, dass Hilfebedürftigkeit 
vorliegt, weil keine Einnahmen mehr erwirtschaftet werden, kann 
dafür nicht ausreichend sein (z. B. der Vordruck EKS wird monat-
lich mit einem Einkommen von 0,00 € ausgefüllt). Diese Aussage 
muss mit entsprechenden Nachweisen untermauert werden. Ein An-
tragsteller muss die materiellen Voraussetzungen glaubhaft darlegen. 
Dazu gehört auch seine Hilfebedürftigkeit und im Falle einer selbst-
ständigen Tätigkeit die Vorlage von Unterlagen über den Umfang 
seiner Geschäftstätigkeit sowie Nachweisen über die anfallenden 
Ausgaben und Einnahmen.8
Dabei ist es aber nicht Sache der Grundsicherungsträger, einzelne 
Belege der jeweiligen Kostenart zuzuordnen, sondern Aufgabe des 
Antragstellers, eine Aufstellung darüber vorzunehmen, in welcher 
Höhe betriebsbedingte Kosten angefallen sind9. Der weitverbreitete 
„Schuhkarton“ bzw. „die volle Plastiktüte“, in denen die Unterlagen 
unsortiert aufbewahrt werden, müssen nicht akzeptiert werden. Inso-
fern ist es Sache des Selbstständigen, dafür zu sorgen, dass übersicht-
liche und aufbereitete Unterlagen vorgelegt werden, da andernfalls 
der Anspruch wegen fehlender Mitwirkung nach § 66 SGB I versagt 
werden kann.

7	 Vgl. LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 08.11.2010, L 5 AS 200/10 B ER.
8	 Vgl. LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 08.03.2010, L 13 AS 34/10 

B ER.
9	 Vgl. LSG Hessen, Beschluss vom 27.06.2011, L 7 AS 262/10 B ER.
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Wenn ohne diese notwendigen Unterlagen gleichwohl eine (ggf. 
auch vorläufige) Bewilligung erfolgt ist, kann der Antragsteller da-
rauf vertrauen, dass es bei der Leistungsbewilligung bleibt. Sofern 
dann der Anspruch entzogen wird, weil die Unterlagen nachträglich 
nicht vorgelegt werden, besteht für eine Entziehung oder Versagung 
kein Raum.10

Damit der Sachverhalt zumindest in den Grenzen einer Glaubhaft-
machung aufgeklärt werden kann, ist insbesondere für den Personen-
kreis der Selbstständigen, die Grundsicherungsleistungen nach dem 
SGB II beantragen, ein erhöhtes Maß an Mitwirkung notwendig, 
weil die Amtsermittlungsmöglichkeiten eingeschränkt sind. Diese 
Einschränkung ergibt sich aus der historischen Betrachtung des § 60 
Abs. 5 SGB II. 
Die Fassung vom 01.01.2005: „Wer jemanden, der Leistungen nach 
diesem Buch beantragt hat, bezieht oder bezogen hat, beschäftigt 
oder ihm gegen Vergütung eine selbstständige Tätigkeit überträgt, 
hat der Agentur für Arbeit auf Verlangen Einsicht in Geschäftsbü-
cher, Geschäftsunterlagen und Belege sowie in Listen, Entgeltver-
zeichnisse und Entgeltbelege für Heimarbeiter zu gewähren, soweit 
es zur Durchführung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich 
ist“. Zum 01.08.2006 wurde diese Regelung gestrichen.
Mit der Änderung hat es der Gesetzgeber offensichtlich für unzu-
lässig erachtet, Informationen von Selbstständigen im Rahmen eines 
Amtsermittlungsverfahrens einzuholen, solange es sich nicht um ei-
nen Leistungsmissbrauch handelt. Der Datenschutz ist erkennbar 
höherwertig.
Die Grenze zwischen Amtsermittlung (z. B. Zeugenvernehmun-
gen) und Datenschutz ergibt sich aus § 37 Satz 3 SGB I. Dort wird 
klargestellt, dass bezüglich des Sozialgeheimnisses (vgl. § 35 Abs. 1 
SGB I), soweit Sozialdaten betroffen sind, das 2. Kapitel SGB X dem 
1. Kapitel des SGB X vorgeht. Die Datenschutzbestimmungen sind 
im 2. Kapitel SGB X geregelt, die (z. B.) Vernehmungen von Zeugen 
im 1. Kapitel. Wenn Daten bei einem Zeugen erhoben werden sollen, 
müssen die Voraussetzungen des § 67a Abs. 2 SGB X vorliegen. In 
diesem Fall dürfen die überwiegend schutzwürdigen Interessen des 
Betroffenen nicht beeinträchtigt werden. Anders sieht es aus, wenn 
Leistungsmissbrauch vorliegt und in dem Zusammenhang Ermitt-
lungen vorgenommen werden müssen. Die Bekämpfung von Leis-
tungsmissbrauch ist nach § 64 SGB II unter anderem Aufgabe des 
SGB II-Trägers. In diesem Rahmen (lex specialis) ist die Übermitt-
lungsnorm direkt im SGB II geregelt (vgl. § 50, 52a SGB II). 
Antragsteller, die einer selbstständigen Tätigkeit nachgehen, sind 
daher im Rahmen der allgemeinen Mitwirkungspflichten des § 60 
SGB I gehalten, die von den Grundsicherungsträgern begehrten 
Unterlagen zu seinem Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit 
vorzulegen11. Diese Mitwirkungsobliegenheiten des Ersten Bu-

10 	Ähnlich auch LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 26.09.2011, L 2 AS 345/11 
B ER.

11	 Vgl. LSG NRW, Beschluss vom 28.04.2010, L 19 AS 219/10 B ER.

ches Sozialgesetzbuch gelten auch im Rahmen des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch12. Die von den Antragstellern vorzulegenden Un-
terlagen sind Beweisurkunden bzw. Beweismittel im Sinne des § 60 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB I13. Dabei müssen Beschränkungen seines 
Rechts vom Einzelnen hingenommen werden, die durch überwie-
gendes Allgemeininteresse gerechtfertigt sind, denn bei der Über-
prüfung der Leistungsberechtigung bei Sozialleistungen handelt es 
sich um die Verfolgung eines bedeutsamen Gemeinwohlbelangs14.
Zu diesen Mitwirkungspflichten gehört nach den §§ 60 ff. SGB I 
auch die Nutzung entsprechender Vordrucke (z. B. EKS), die von der 
Behörde erstellt werden (vgl. § 60 Abs. 2 SGB I). Eine Grenze nach 
§ 65 SGB I ist nicht erkennbar, insbesondere ist die geforderte Prog-
nose angemessen und zumutbar. Es werden bei der Erstellung dieses 
Vordrucks keine hellseherischen Fähigkeiten verlangt, sondern es 
geht um ein erwartbares Maß an betrieblicher Planung.15

Sollte daher keine Bereitschaft bestehen, entsprechende Formulare 
auszufüllen oder sollte vom Antragsteller erklärt werden, dass er zur 
Erstellung derartiger Vordrucke nicht in der Lage ist, hat die Behörde 
die Möglichkeit, den Anspruch wegen fehlender Mitwirkung nach 
§ 66 SGB I zu versagen.
Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass für jede ausgeübte selbststän-
dige Tätigkeit ein entsprechender Vordruck auszufüllen ist. Sollte das 
verweigert werden, besteht die vorgenannte Möglichkeit der Versa-
gung, denn die Unerweislichkeit einer Tatsache geht grundsätzlich 
zu Lasten des Beteiligten, der daraus ein Recht oder einen rechtli-
chen Vorteil herleiten will. Während denjenigen, der einen Anspruch 
erhebt, die Beweislast für die rechtsbegründenden Tatsachen trifft, 
ist der derjenige, der das geltend gemachte Recht bestreitet, für die 
rechtshindernden, rechtsvernichtenden oder rechtshemmenden Tat-
sachen beweispflichtig16.
Einen rechtlichen Vorteil will der Antragsteller dadurch herleiten, 
indem der Antrag auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts nach dem SGB II gestellt wird. Für die vorauszusetzende Hil-
febedürftigkeit trägt der Antragsteller die materiell Beweislast, die 
im Rahmen einer Prognose glaubhaft gemacht werden muss. Fehlt 
es an einem Nachweis oder zumindest an der Glaubhaftmachung der 
Hilfebedürftigkeit, geht dieses begründet zu seinen Lasten, so dass 
nicht positiv über den Antrag entschieden werden kann. 
Widersprüche gegen Verwaltungsakte, mit denen eine teilweise oder 
vollständige Versagung ausgesprochen wurde, haben keine aufschie-
bende Wirkung im Sinne des § 39 SGB II17.

12	 Vgl. BSG, Urteil vom 19.02.2009, B 4 AS 10/08 R und BSG, Urteil vom 
19.09.2008, B 14 AS 45/07 R.

13	 Vgl. BSG, Urteil vom 19.02.2009, B 4 AS 10/08 R.
14	 Vgl. LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 01.06.2010, L 5 AS 295/09 B ER.
15	 Vgl. BSG, Urteil vom 28.03.2013, B 4 AS 42/12 R.
16	 Vgl. BSG, Urteil vom 02.12.2008, B 2 U 26/26 R.
17	 Vgl. BT-Drucksache 16/10810 Seite 50, a. A. LSG Hessen, Beschluss vom 

27.06.2011, L 7 AS 262/10 B ER.

Gert Kohnke/Michael Grosse� Einkommensermittlung bei Selbstständigen im SGB II nach § 3 der Alg II-Verordnung (Alg II-V)

Besuchen Sie unsere neue Internetseite unter:
www.dvp-digital.de
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A. Sachverhalt**

Polizeipräsidium Beilfeld,�  den 28.11.2012

1. Vermerk

Im Anschluss an die in Beilfeld stattfindenden Fußballspiele der 3. Bundesliga in Beilfeld (17 Samstage, ein Freitag, ein Mittwoch in der Spielsaison 
von Juli 2011 bis Mai 2012, seit Juli 2012 weitere 7 Samstage, 1 Dienstag und 2 mal Mittwoch) treffen sich die Anhänger des Beilfelder Vereins „Ar-
minius“ seit Mitte 2011 auf dem Sigurdplatz in der Innenstadt. Vielfach mischen sich auch Anhänger gegnerischer Vereine unter die Menschenmen-
ge. An diesen Tagen werden auf dem Sigurdplatz und auf den angrenzenden Straßen in großem Umfang aus Glasflaschen oder Gläsern alkoholische 
Getränke verzehrt und anschließend große Mengen von Flaschen und Gläsern auf die Straßen geworfen. Es wurde im Jahr 2011 ferner eine deutliche 
Steigerung der Aggressionsbereitschaft festgestellt, die sich auch gegen Einsatzbeamte des PP Beilfeld, des Ordnungsamtes der Stadt Beilfeld und 
Mitarbeiter von Rettungsdiensten richtete. In quantitativer Hinsicht wurden an den Spieltagen im gesamten Innenstadtgebiet im Schnitt 400 Delik-
te polizeilich registriert, im Bereich Sigurdplatz waren es z.B. am 8. Spieltag 168, am 12. Spieltag 193 und am 16. Spieltag 235 Delikte. Die erfassten 
Delikte konzentrierten sich mithin auf dem Sigurdplatz, der spürbare Anstieg stand und steht deutlich im Zusammenhang mit den Fußballspielen. 
Die meisten Delikte werden unter dem Einfluss von Alkohol begangen. Zahlreiche Menschen wurden zur Durchsetzung von Platzverweisen in 
Gewahrsam genommen. Auch der Rettungsdienst der Feuerwehr verzeichnet eine Zunahme von Notfalleinsätzen. Bei den Fahrzeugen der Stra-
ßenreinigung führte der hohe Anteil an Glas im Abfall zu außergewöhnlich vielen Reifenschäden, weshalb 2011 und in den ersten Monaten des 
Jahres 2012 an den Spieltagen 33 Reifen gewechselt werden mussten. Auch bei Polizei, Feuerwehr, Taxen und Hilfsdiensten traten Reifenschäden 
durch Glasflaschen auf. In 38 Fällen haben angetrunkene Fans mit zerbrochenen Flaschen andere Personen angegriffen und in vier Fällen schwer im 
Gesicht verletzt. Viele Glasbehältnisse wurden neben den eigens aufgestellten Glas-Containern abgestellt bzw. dorthin geworfen. Auch der Einsatz 
zahlreicher Einsatzkräfte des PP Beilfeld – auch seitens der Stadt Beilfeld – hat eine flächendeckende Kontrolle nicht ermöglicht. Seit Juli 2011 
waren jeweils mehrere Mitarbeiter der Stadt Beilfeld mit Sammelgefäßen eingesetzt, die in der Menschenmenge so lange Flaschen einsammelten, 
bis ihnen dies auf Grund des aggressiven Verhaltens von Feiernden und wegen durch die Luft fliegender Flaschen zu gefährlich erschien. Trotz eines 
späteren erneuten Einsatzes inmitten dicht gedrängter Menschen konnte die Menge des herumliegenden Glases hierdurch nicht merklich reduziert 
werden, weil immer neue Flaschen und Gläser hinzukamen. Das Glas lag teilweise knöchelhoch auf der Straße. 
Herr Günther Gleichgültig (G) ist Inhaber des direkt am Sigurdplatz gelegenen Kiosks (Südstraße 33). Er verkauft Getränke in Glasflaschen 
und Glasbehältern. Es handelt sich hierbei nicht nur um alkoholische Getränke wie Bier, sondern auch Limonaden und Fruchtsäfte. Den 
Hauptumsatz macht das Hinforder Pils aus, das überwiegend in Flaschen verkauft wird. 

Gespräche mit Herrn G, bei denen an seine Einsicht appelliert wurde, waren ergebnislos. Herr G hat vielmehr erklärt, er sei auf die Einnahmen 
aus dem Verkauf von Glasflaschen etc. angewiesen und werde sich mit allen rechtlichen Mitteln gegen ein Verbot zur Wehr setzen. Die Stadt 
Beilfeld habe ihm zwar vorgeschlagen, Plastikflaschen, Dosen, Pappbecher etc. zu verwenden. Diese seien für ihn wegen des eingeschränkten 
Angebots keine akzeptable Alternative. 

Es gibt seit drei Monaten einen weiteren Kiosk am Rande des Sigurdplatzes (Inhaber: Friedhelm Feinbein). Der Umsatz ist weitaus geringer 
als derjenige von Herrn G. Im Übrigen laufen z. Zt. Gespräche mit Herrn Feinbein, die eine einvernehmliche Regelung erwarten lassen. Polizei 
und Ordnungsamt werden beobachten, ob ein Einschreiten auch insoweit erforderlich ist.

2. Z. Vg.

Heiermanns
(PHK)

Fallbearbeitungen

Günter Haurand und Jürgen Vahle*

Das Glasverbot
– Fallbearbeitung im Fach Allgemeines Verwaltungsrecht –

*	 Regierungsdirektor Günter Haurand und Prof. Dr. Jürgen Vahle lehren an einer Fachhochschule in NRW.
**	 Es handelt sich um eine vierstündige Klausur, die im Rahmen des Bachelorstudiengangs im Modul „Spezielle Grundlagen des Verwaltungshandelns I“ mit den Themen-

bereichen Verwaltungsvollstreckung, Polizei- und Ordnungsrecht, Ordnungswidrigkeitenrecht und verwaltungsgerichtlicher Rechtsschutz ausgegeben wurde.
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Günter Haurand/Jürgen Vahle� Das Glasverbot

Stadt Beilfeld� , den 28.11.2012
– Ordnungsamt – 

1. Vermerk zu Az. 32.111/12

Heute fand ein Gespräch mit Vertretern des PP Beilfeld statt, in dem insbesondere die Problematik „Sigurd-Platz“ besprochen wurde. Herr 
Polizeidirektor Polter überreichte einen Vermerk, in dem die Lage geschildert wird. Die polizeiliche Sachverhaltsbeurteilung wird von hier aus 
voll geteilt. Dies belegen zahlreiche Beschwerden von Anwohnern des Sigurdplatzes und der angrenzenden Straßen Südstraße und Osterfeld-
straße als auch eigene Feststellungen des Außendienstes des Ordnungsamtes. Als eine Maßnahme wurde vorgeschlagen, ein – möglicherweise 
zeitlich begrenztes – Verkaufsverbot in Bezug auf Glasbehältnisse gegenüber dem Inhaber des Kiosks auszusprechen. Ein solches Verbot 
müsse notfalls durch vorübergehende Schließung des Kiosks durchgesetzt werden, wenn G – was möglich sei – sich von einem Zwangsgeld 
nicht hinreichend beeindrucken lasse.
Das Ordnungsamt vertritt allerdings die Auffassung, dass die Zuständigkeit für etwaige Verbotsmaßnahmen, insbesondere gegenüber dem 
Inhaber des Kiosks, schon aus Gründen des Sachzusammenhangs bei der Polizei liegt. Es geht mindestens teilweise zudem um die Verhinde-
rung von Straftaten (Körperverletzungen, Sachbeschädigungen, s. §§ 223, 303 StGB). Die Straftatenprävention gehört in den originären Zu-
ständigkeitsbereich der Polizei (s. § 1 Abs. 1 Satz 2 PolG NRW). Die Vertreter der Polizei vertraten demgegenüber die Auffassung, dass eine 
Ordnungsverfügung zweckmäßigerweise vom Ordnungsamt erlassen werden sollte. Dafür spreche auch die größere Erfahrung im Umgang 
mit Gewerbetreibenden. Im Übrigen könne man überlegen, ein generelles Verbot des Mitführens von Glasbehältnissen während der Spieltage 
auszusprechen. Die Vertreter der Stadt versprachen eine Prüfung, ob ein solches Verbot in Form einer ordnungsbehördlichen Verordnung oder 
einer Ordnungsverfügung ergehen sollte.

2. Z. Vg.

Große-Brommelkamp

STADT BEILFELD
Der Oberbürgermeister

Amtsallee 1
12345 Beilfeld
Telefon : 123456-0
Fax: 	  123456-10

Herrn 
Günther Gleichgültig
Südstraße 33
12345 Beilfeld

Az.: 32/111-12� Datum: 03.12.2012

Anhörung gemäß § 28 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen

Abgabe von Glasbehältnissen während der Spieltage der 3. Bundesliga in Beilfeld

Sehr geehrter Herr Gleichgültig,

wie Ihnen bekannt verursachen die im Rahmen Ihres Kioskbetriebs verkauften Glasbehältnisse erhebliche Sicherheitsprobleme während der 
Treffen von Fußballfans anlässlich von Spielen der 3. Bundesliga in Beilfeld. Diese Gefahrenlage besteht insbesondere auf dem Sigurd- Platz 
und den angrenzenden Straßen (Südstraße und Osterfeldstraße).

Amt
Ordnungsamt
Auskunft erteilt	 Zimmer
Fr. Dr. Haubner	 12
(	 Vorwahl	 ( 	 Durchwahl
	 00235		  12345680
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Das Glasverbot � Günter Haurand/Jürgen Vahle

Ich beabsichtige daher, 

Ihnen den Verkauf von Glasbehältnissen an den Spieltagen während der Spiele und in den Zeiträumen, zu denen sich üblicherweise die Fans 
auf dem Sigurd-Platz versammeln (zwei Stunden vor Spielbeginn, zwei Stunden nach Spielende), zu verbieten.

Ich gebe Ihnen hiermit Gelegenheit,

sich bis zum 10.12.2012

zu den entscheidungserheblichen Tatsachen zu äußern.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Große-Brommelkamp

Günther Gleichgültig
Südstraße 33
12345 Beilfeld,� den 07.12.2012

An 
Stadtverwaltung Beilfeld
Amtsallee 1
12345 Beilfeld

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit nehme ich zu Ihrem sog. Anhörungsschreiben wie folgt Stellung:

1. Ich habe bisher hauptsächlich mit Polizeibeamten verhandelt und bin sehr überrascht, dass sich nun die Stadtverwaltung einmischt. Mein 
Sohn Kurt, der Jura im 3. Semester studiert, hat mir gesagt, dass die Abwehr von Gefahren bei Großveranstaltungen, z. B. Bundesligaspielen 
und Versammlungen, nur bei der Polizei liegt, nicht bei der örtlichen Ordnungsbehörde. Ihr Ordnungsamt ist also gar nicht zuständig für mich.

2. Ich übe ein Gewerbe i. S. des Art. 12 (1) Grundgesetz aus (Auskunft von Kurt), in das man nicht ohne Weiteres eingreifen darf.

3. Nach Ansicht von Kurt kann man mir nicht vorwerfen, was mit den Glasflaschen bzw. – gläsern passiert. Ein Waffenhändler ist doch nicht 
verantwortlich, wenn er legal eine Pistole verkauft, mit der ein Mann anschließend seine Frau erschießt. Das dürfte auch Ihnen einleuchten.

4. Durch ein Verbot würden mir Verluste entstehen, die ich zurzeit zwar noch nicht beziffern kann, die aber nicht gering sein dürften. Mit 
einem Verbot könnte ich daher nur dann „leben“, wenn Sie zusichern, mir diese Verluste zu ersetzen. Die Fußballspiele gehören zu den um-
satzstärksten Zeiten!

5. Unverständlich ist, dass Sie jetzt nur gegen mich vorgehen, obwohl es noch einen zweiten Kiosk am Sigurd- Platz gibt. Dort werden auch 
Glasbehältnisse abgegeben. Auch andere Einzelhändler in Beilfeld dürfen nach wie vor Glasflaschen abgeben, und zwar auch an den Tagen, 
an denen Fußballspiele stattfinden. Nach Kurt liegt deshalb ein Verstoß gegen Art. 3 Grundgesetz vor.

6. Selbstverständlich nehme ich Leergut immer zurück. Nach meinen Beobachtungen sind zudem viele Flaschen ordnungsgemäß in Contai-
nern entsorgt worden. 

Hochachtungsvoll

Gleichgültig
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Aufgaben: 

I. 	 Entwerfen Sie eine an G gerichtete praxisgerechte Ordnungsverfügung des Oberbürgermeisters der Stadt Beilfeld. Auf Fragen des Ge-
werbe- und Gaststättenrechts ist nicht einzugehen.

Lösungsrelevante Gesichtspunkte, die im Bescheid nicht auftauchen, sind gesondert in einem Vermerk darzustellen. Sofern Sie zu einer 
Lösung kommen, die eventuell Entschädigungspflichten der Behörde auslöst, ist auf diese Pflichten nicht einzugehen.
Sollten Sie die Ordnungsbehörde nicht für zuständig halten oder sonstige Bedenken gegen den Erlass einer Ordnungsverfügung haben, 
legen Sie Ihre Erwägungen in einem Vermerk nieder.

II. 	 In welcher rechtlichen Form könnte ein Verbot erlassen werden, während bzw. kurz vor Beginn und nach Ende der Fußballspiele im 
Bereich Sigurdplatz außerhalb von geschlossenen Räumen Glasbehältnisse mitzuführen und zu benutzen?

Wäre ein solches Verbot rechtmäßig? 

Das Verbot soll nach den Vorstellungen der Stadtverwaltung nicht gelten für das Mitführen von Glasbehältnissen durch Getränkelieferan-
ten und durch Personen, die Glasbehältnisse offensichtlich und ausschließlich zur unmittelbaren Mitnahme zur häuslichen Verwendung 
erworben haben. 

Hinweise: 

Die Stadt liegt im Zuständigkeitsbereich des VG Münden, Justizgasse 55, 23456 Münden.

Anlage: 

Auszug aus Beilfelder Straßenordnung (BStO)

§ 5 Abs. 1:
Die Verunreinigung der dem öffentlichen Verkehr dienenden Straßen, Wege und Plätze ist verboten. Dies gilt insbesondere für das Wegwerfen 
von Abfällen. 

§ 7 Abs. 3:
Es ist nicht gestattet, Abfälle oder Gegenstände für die Rohstoffrückgewinnung auf oder neben die zu ihrer Aufnahme bestimmten Behälter 
zu stellen.

B. Lösungshinweise:

Vorbemerkung:

Die Aufgaben sind Fällen nachgebildet, die das OVG Münster entschieden hat (s. Urteil v. 9. 2. 2012 – 5 A 2382/10 und Urteil v. 9. 2. 2012 – 5 A 
2375/10, DVP 2012, S. 432). Zu einem (ohne abstrakte Gefahr rechtswidrigen) allgemeinen Glasverbot in einer Verordnung vgl. VGH Mannheim, 
DÖV 2012, S. 817.

15. Speyerer Demokratietagung
Die Bezahlung und Versorgung von Politikern und Managern

Deutsche Universität für 
Verwaltungswissenschaften 
Speyer

Das Thema der 15. Speyerer Demokratietagung ist nicht nur von großem allgemeinen 
Interesse, sondern auch für die Akzeptanz von Demokratie und Marktwirtschaft von 
Bedeutung.
Die früheren Nebeneinnahmen von Peer Steinbrück, der bayerische Diätenfall, die Be-
zahlung von Amts- und Mandatsträgern der EU, die Diskussion um einen wirksamen 
Straftatbestand der Abgeordnetenkorruption, die Vorschläge der „Unabhängigen Kom-
mision zu Fragen des Abgeordnetenrechts“, die schweizerischen Initiativen zur Eindäm-
mung der Bezahlung von Wirtschaftsmanagern sowie die Empfehlungen der Good-
Governance-Kommission lassen das Thema aktuell und diskussionswürdig erscheinen, 
auch noch im Herbst.

Leitung: Univ.-Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim, Veranstaltungs-Nr.: 2.4.13, 
Termin: 24.–25. Oktober 2013, Tagungsort: Speyer, Teilnahmebetrag: € 250,–/€ 300,–

Anmeldung: Bitte melden Sie sich spätestens zum 26. September 2013 per E-Mail, Fax 
oder übers Internet bei uns an. Aus räumlichen Gründen muss die Teilnehmerzahl be-
grenzt werden. Anmeldungen können daher nur in der zeitlichen Reihenfolge des Ein-
gangs berücksichtigt werden.

Ansprechpartner für Teilnehmer: 
Lioba Diehl 06232/654-226 | Edith Göring 06232/654-269� Fax 06232/654-488 
E-Mail: tagungssekretariat@uni-speyer.de � http://www.uni-speyer.de
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Zu Aufgabe 1:

STADT BEILFELD
Der Oberbürgermeister

Amtsallee 1
12345 Beilfeld
Telefon : 123456-0
Fax: 	  123456-10

Mit Zustellungsurkunde
Herrn 
Günther Gleichgültig
Südstraße 33
12345 Beilfeld

Az.: 32/111-12� Datum: 17.12.2012

Ordnungsverfügung

Sehr geehrter Herr Gleichgültig,

1. 	hiermit untersage ich Ihnen die Abgabe von Glasbehältnissen an Kunden Ihres Kiosks an allen Spieltagen der 3. Bundesliga in Beilfeld. Das 
Verbot gilt jeweils ab zwei Stunden vor Spielbeginn bis zwei Stunden nach Spielende. 

2. Die Anordnung unter Nr. 1 wird für sofort vollziehbar erklärt.

3. Diese Ordnungsverfügung ist befristet bis zum 11.05.2013.

4. Sollten Sie gegen das Verbot unter Nr. 1 verstoßen, werden Zwangsgelder in Höhe von 1.000 und 5.000 Euro für die ersten beiden Verstöße 
festgesetzt werden.
Bei jedem weiteren Verstoß wird Ihr Gewerbebetrieb bis zum Ende des jeweiligen Verbotszeitraums im Wege des unmittelbaren Zwangs 
geschlossen. 

Hinweis: Das Verbot erscheint hinreichend bestimmt, wenn auf die Spiele der 3. Liga in Beilfeld Bezug genommen wird.
Eine Befristung der Verfügung auf das Saisonende im Mai 2013 erscheint sinnvoll, aber nicht zwingend. Sollte das Problem sich bereits vorher an-
derweitig lösen, so wäre ohnehin § 22 OBG NRW1 zu beachten. Die Befristung führt nur dazu, dass die Behörde die Notwendigkeit des Verbots nach 
Saisonende erneut überprüft. Für die Klausurlösung sind auch Verfügungen ohne Befristung akzeptabel. 

Begründung:

I. 

Sie sind Inhaber des direkt am Sigurd-Platz gelegenen Kiosks (Südstraße 33, 12345 Beilfeld). Sie verkaufen Ihren Kunden (u. a.) Getränke in 
Glasflaschen und Glasbehältern. 
Im Anschluss an die in Beilfeld stattfindenden Fußballspiele der 3. Bundesliga in Beilfeld (17 Samstage, ein Freitag, ein Mittwoch in der 
Spielsaison von Juli 2011 bis Mai 2012, seit Juli 2012 weitere 7 Samstage, 1 Dienstag und 3 mal Mittwoch) treffen sich die Fans des Beilfelder 
Fußballclubs „Arminius“ seit Mitte 2011 auf dem Sigurdplatz in der Innenstadt. Unter die Menschenmenge mischen sich zudem Fans der 
gegnerischen Vereine. An diesen Tagen werden auf dem Sigurdplatz und auf den angrenzenden Straßen in großem Umfang aus Glasflaschen 

1	 Parallelnormen in anderen Bundesländern: § 21 BbgOBG; in Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz wird man diese Überlegung aus 
den Normen zum Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (§ 4 III HSOG, § 15 III SOG M-V, § 4 III Nds. SOG, § 2 III SOG RLP) ableiten können.
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oder Gläsern alkoholische Getränke verzehrt und anschließend große Mengen von Flaschen und Gläsern auf die Straßen geworfen. Es wurde 
im Jahr 2011 ferner eine deutliche Steigerung der Aggressionsbereitschaft festgestellt, die sich auch gegen Einsatzbeamte des PP Beilfeld, 
des Ordnungsamtes der Stadt Beilfeld und Mitarbeiter von Rettungsdiensten richtete. In quantitativer Hinsicht wurden an den Spieltagen 
im gesamten Innenstadtgebiet im Schnitt 400 Delikte polizeilich registriert, im Bereich Sigurdplatz waren es z.B. am 8. Spieltag 168, am 
12. Spieltag 193 und am 16. Spieltag 235 Delikte. Die erfassten Delikte konzentrierten sich mithin auf dem Sigurdplatz, der spürbare Anstieg 
stand und steht deutlich im Zusammenhang mit den Fußballspielen. Die meisten Delikte wurden unter dem Einfluss von Alkohol begangen. 
Zahlreiche Menschen wurden zur Durchsetzung von Platzverweisen in Gewahrsam genommen. Auch der Rettungsdienst der Feuerwehr 
verzeichnete eine Zunahme von Notfalleinsätzen. Bei den Fahrzeugen der Straßenreinigung führte der hohe Anteil an Glas im Abfall zu 
außergewöhnlich vielen Reifenschäden, weshalb 2011 und in den ersten Monaten des Jahres 2012 an den Spieltagen 33 Reifen gewechselt 
werden mussten. Auch bei Polizei, Feuerwehr, Taxen und Hilfsdiensten traten Reifenschäden durch Glasflaschen auf. In 38 Fällen haben 
angetrunkene Fans mit zerbrochenen Flaschen andere Personen angegriffen und in vier Fällen schwer im Gesicht verletzt. Auch der Einsatz 
aller verfügbaren Ordnungskräfte hat eine flächendeckende effektive Kontrolle nicht ermöglicht. Seit Juli 2011 wurden mehrere Bedienstete 
des Ordnungsamtes im Bereich Sigurdplatz Straße mit Sammelgefäßen eingesetzt, die in der Menschenmenge so lange Flaschen einsammel-
ten, bis ihnen dies auf Grund des aggressiven Verhaltens von Feiernden und wegen durch die Luft fliegender Flaschen zu gefährlich erschien. 
Trotz eines späteren erneuten Einsatzes inmitten dicht gedrängter Menschen konnte die Menge des herumliegenden Glases hierdurch nicht 
merklich reduziert werden, weil immer neue Flaschen und Gläser hinzukamen. Im Hinblick auf diese Gefahren wurden Gespräche mit Ihnen 
geführt, bei denen Sie gebeten wurden, keine Glasbehältnisse kurz vor und kurz nach den jeweiligen Spielen an Kunden abzugeben. Appelle an 
Ihre Einsicht waren ergebnislos. Sie haben erklärt, Sie seien auf die Einnahmen aus dem Verkauf von Glasflaschen etc. angewiesen und würden 
sich mit allen rechtlichen Mitteln gegen ein Verbot zur Wehr setzen.

II.

Meine Zuständigkeit für den Erlass dieser Ordnungsverfügung ergibt sich aus den §§ 1 Abs. 1, 3 Abs. 1, 5 Abs. 1 und 4 Abs. 1 OBG NRW. 
Danach obliegt mir die Aufgabe der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung. Eine vorrangige Zuständigkeit der 
Polizei besteht nicht. Aus § 1 Abs. 1 Satz 3 PolG NRW ergibt sich vielmehr, dass Gefahrenabwehr in erster Linie Sache der Ordnungsbehör-
den ist. Diese vorrangige Kompetenz der Ordnungsbehörde wird zwar im Bereich der Straftatenverhütung (§ 1 Abs. 1 Satz 2 PolG NRW) 
– um die es hier (auch) geht – aufgehoben: insoweit ist die Polizei originär zuständig. Hieraus folgt jedoch kein Vorrang der Polizei, sondern 
eine gleichrangige Wahrnehmungszuständigkeit von Polizei- und Ordnungsverwaltung.2

Hinweis: Es wäre nicht zu beanstanden, wenn Studierende diesen Gesichtspunkt in einem Vermerk ansprechen (s. zur Problematik im Einzelnen: Tegt-
meyer/Vahle, Polizeigesetz Nordrhein-Westfalen, 10. Aufl. 2011, § 1 RN 15 ff.).

Die gem. § 28 Abs. 1 VwVfG NRW3 vorgeschriebene Anhörung hat mit Schreiben vom 03.12. 2012 stattgefunden. 

1. Das Glasverbot stützt sich auf § 14 Abs. 1 OBG NRW4.

Danach können die Ordnungsbehörden die notwendigen Maßnahmen treffen, um eine im einzelnen Falle bestehende Gefahr für die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren.

Hinweis: Spezielle Ermächtigungsgrundlagen aus der GewO und dem GastG sind nach dem Bearbeitungsvermerk 1 nicht anwendbar. Das Gewerbe-
recht steht einer Inanspruchnahme des G nach dieser Vorschrift nicht entgegen. Nach § 1 Abs.1 GewO ist der Betrieb eines Gewerbes jedermann gestattet, 
soweit nicht durch die Gewerbeordnung Ausnahmen oder Beschränkungen vorgeschrieben oder zugelassen sind. Damit ist die Anwendung sonstiger Nor-
men, welche die gewerbliche Tätigkeit beeinflussen, nicht ausgeschlossen. Durch diese Bestimmungen wird nicht die Gewerbeausübung als solche infrage 
gestellt, sondern lediglich die Art und Weise der Gewerbeausübung eingeschränkt. Einer landesrechtlichen Regelung der Ausübung des Gewerbes steht § 1 
GewO nicht entgegen. Mit der Gewerbeanmeldung des G nach § 14 Abs. 1 GewO ist auch keine Legalisierungswirkung verbunden, die der Anwendung 
der ordnungsbehördlichen Generalklausel entgegen stehen könnte. Eine solche Wirkung könnte sich allenfalls aus einer genehmigungsartigen behördli-
chen Bestätigung oder aus dem Ablauf einer bestimmten Frist nach dem Eingang der Anzeige bei der Behörde ergeben. Beides sieht die Gewerbeordnung 
jedoch nicht vor. Die ordnungsbehördliche Generalklausel wird auch nicht durch § 5 Abs. 2 i. V. m. § 5 Abs. 1 Nr. 3 GastG verdrängt. Dem Sachverhalt 
ist ohnehin nicht zu entnehmen, dass G ein Gaststättengewerbe betreibt. Dies setzt nach § 1 Abs. 1 GastG voraus, dass Speisen und/oder Getränke zum 
Verzehr an Ort und Stelle verabreicht werden. Spezialität liegt außerdem nicht vor, wenn bei Anwendung der Generalklausel andere als gewerberecht-
liche Zwecke verfolgt werden. So liegt es hier. Es geht nicht um die Abwehr konkreter Gefahren, die von einem bestimmten Gewerbebetrieb ausgehen. 
Vielmehr sollen Gefahren bekämpft werden, die sich auf Grund des massenweisen Vorhandenseins von Glasbehältnissen im öffentlichen Straßenraum 
ergaben und durch den Verkauf von Getränken in Glasbehältnissen durch Einzelhandelsbetriebe verstärkt werden.

2 	 Parallelnormen in anderen Bundesländern: Die Zuständigkeitsverteilung zwischen Polizei- und (kommunalen) Ordnungsbehörden ergibt sich aus §§ 1 ff. BbgOBG, 1, 2 
BbgPolG, § 1 HSOG, §§ 4, 7 SOG M-V, § 1 Nds. SOG, § 1 POG RLP.

3 	 Parallelnormen in anderen Bundesländern: § 28 Abs. 1 VwVfG i. V. mit § 1 Abs. 1 Satz 1 VwVfG Bbg; § 28 Abs. 1 HVwVfG; § 28 Abs. 1 VwVfG M-V; § 28 Abs. 1 VwVfG 
i. V. mit § 1 Abs. 1 Satz 1 NVwVfG; § 28 Abs. 1 VwVfG i. V. Mit § 1 Abs. 1 Satz 1 LVwVfG RLP.

4 	 Parallelnormen in anderen Bundesländern: § 13 BbgOBG, § 11 HSOG, § 12 SOG M-V § 11 Nds. SOG, § 9 POG RLP.
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a) Eine konkrete Gefahr liegt vor, wenn bei ungehindertem Ablauf des Geschehens in überschaubarer Zukunft mit einem Schaden für die 
Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung hinreichend wahrscheinlich gerechnet werden kann. In tatsächlicher Hinsicht bedarf es 
in Abgrenzung zu einem bloßen Gefahrenverdacht einer genügend abgesicherten Prognose auf den drohenden Eintritt von Schäden. Bei den 
Bundesligaspielen im Bereich Sigurdplatz sind diese Voraussetzungen erfüllt. Nach Erfahrungen aus der Vergangenheit ist in diesem Bereich 
nahezu sicher zu erwarten, dass ohne geeignete ordnungsbehördliche Maßnahmen durch Glas und Scherben ein Schaden für die öffentliche 
Sicherheit eintreten wird. Anzeichen dafür, dass die Probleme der Spielzeit 2011/2012 künftig ausbleiben werden, bestehen nicht. Auch in der 
neuen Spielzeit ist die Situation unverändert. Die unübersehbaren Mengen Glasabfall zwischen Hunderten von Fußballfans stellen bereits 
als solche eine erhebliche Störung der öffentlichen Sicherheit dar. Es handelte sich um massenhafte Verstöße gegen § 5 Abs.1 der Beilfelder 
Straßenordnung (BstO). Danach ist u. a. die Verunreinigung der dem öffentlichen Verkehr dienenden Straßen, Wege und Plätze verboten. 
Dies gilt insbesondere für das Wegwerfen von Abfällen. Nach dem gleichfalls in erheblichem Umfang verletzten § 7 Abs. 3 BStO ist es auch 
nicht gestattet, Abfälle oder Gegenstände für die Rohstoffrückgewinnung auf oder neben die zu ihrer Aufnahme bestimmten Behälter zu stel-
len. Die hier in Rede stehenden dicht an dicht liegenden Glasflaschen und -scherben haben vor allem wegen der eng gedrängt stehenden und 
feiernden Menschenmange eine gefahrlose Benutzung des Sigurdplatzes und der angrenzenden Straßen verhindert. Stets ist es unter diesen 
besonderen Umständen zu zahlreichen – bisweilen schwerwiegenden – Schnittverletzungen bei Fans und Passanten sowie zu Reifenschäden 
an Einsatzfahrzeugen von Polizei, Rettungsdienst und Abfallwirtschaftsbetrieben gekommen, die ohne herumliegendes Glas so nicht hätten 
eintreten können. Das sorglose sowie das bewusste Wegwerfen von Glasbehältnissen oder auch das gezielte Abstellen von Pfandflaschen auf 
und neben Altglascontainern zu Gunsten etwa interessierter Flaschensammler hat im Jahre 2011 und in den ersten Monaten des Jahres 2012 
einen derartigen Umfang angenommen, dass den oben genannten Vorgaben der BStO praktisch keine Bedeutung mehr zukommt; die Stra-
ßenordnung geht offenbar insoweit ins Leere. Mit ihrer Befolgung kann auch künftig nicht mehr gerechnet werden. 
Die konkrete Gefahrenlage wird nicht dadurch in Frage gestellt, dass das Mitführen und Benutzen von Glasbehältnissen im Freien für sich ge-
nommen ebenso wie ihre Abgabe durch Einzelhändler üblicherweise keine Gefahrenlage begründet und gesellschaftlich akzeptiert ist. Gerade 
bei Großveranstaltungen, bei denen auf engstem Raum mit besonders ausgelassenem sowie mit alkoholbedingtem aggressivem Verhalten zu 
rechnen ist, hat sich in den vergangenen Jahren jedoch zunehmend die Erkenntnis durchgesetzt, dass Glasflaschen zwischen dicht gedrängten 
Menschenmassen aus Sicherheitsgründen nicht verantwortet werden können.

b) Für diese Gefahrenlage sind Sie verantwortlich.

aa) Sie werden nach § 17 Abs. 1 OBG NRW5 in Anspruch genommen, weil Sie die in Rede stehende Gefahr unter dem Gesichtspunkt 
der Zweckveranlassung maßgeblich mitverursacht haben. Verursacher ist nach allgemeinem Polizei- und Ordnungsrecht derjenige, dessen 
Verhalten die Gefahr „unmittelbar“ herbeiführt, also bei einer wertenden Zurechnung die polizeirechtliche Gefahrenschwelle überschreitet. 
Personen, die entferntere, nur mittelbare Ursachen für den eingetretenen Erfolg setzen, also nur den Anlass für die unmittelbare Verursachung 
durch andere geben, sind in diesem Sinne keine Verursacher. Nach der gebotenen wertenden Betrachtungsweise kann allerdings auch ein als 
„Veranlasser“ auftretender Hintermann (mit)verantwortlich sein, wenn dessen Handlung zwar nicht die polizeirechtliche Gefahrenschwelle 
überschreitet, aber mit der durch den Verursacher unmittelbar herbeigeführten Gefahr oder Störung eine natürliche Einheit bildet, die die 
Einbeziehung des Hintermanns in die Polizeipflicht rechtfertigt. Eine derartige natürliche Einheit besteht typischerweise beim „Zweckver-
anlasser“ als demjenigen, der die durch den Verursacher bewirkte Polizeiwidrigkeit gezielt auslöst.

Hinweis: Der Rückgriff auf die Rechtsf igur des sog. Zweckveranlassers ist nicht unproblematisch. Im Einzelnen ist sehr umstritten, welche subjektiven 
und objektiven Zurechungsmerkmale erfüllt sein müssen (s. z. B. Haurand, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht Nordrhein-Westfalen, 5. Aufl. 
2010, S. 77-79; Möller/Warg, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, 6. Aufl. 2012, Rn. 132 f., S. 88–92).

Bei der gebotenen wertenden Betrachtung ist während der Fußballspiele der Wirkungs- und Verantwortungszusammenhang zwischen dem 
Verkauf von Glasflaschen und der Fülle der auf den Straßen liegenden Glasabfälle so eng, dass die (Mit-)Veranlassung durch Sie und der 
(Gefahren-)Erfolg als Einheit angesehen werden müssen. Zwar ist einzuräumen, dass Sie beim Verkauf von Flaschen das störende Verhalten 
Dritter nicht subjektiv bezwecken. Jedoch ist nach den Erfahrungen nahezu sicher zu erwarten, dass jedenfalls eine beachtliche Menge der von 
Ihnen abgegebenen Glasflaschen in die Menschenmenge der Fußballfans gelangen und dort unzulässig entsorgt oder achtlos fallen gelassen 
werden. Sie haben selbst eingeräumt, dass die Fußballspiel-Tage die umsatzstärkste Zeit sind. Der Hauptumsatz erfolgt durch den Verkauf 
von Hinforder Pils, das vorwiegend in Flaschen angeboten wird. Der massenhafte Verkauf vor allem von Bier am Sigurdplatz trägt wesentlich 
dazu bei, dass immer neue Glasbehältnisse in den besonders stark frequentierten Bereichen auf die Straßen gelangten. Das Wegwerfen von 
Glasflaschen und Gläsern hat sich als gefährliches Massenphänomen erwiesen. Insoweit ist die Normtreue vieler Personen, die sich alko-
holisiert auf dem Sigurdplatz treffen, nur schwach ausgeprägt. Angesichts dieses besonderen Befunds kann es bei wertender Betrachtung 
der gegenwärtigen Verhältnisse bereits als typischer Geschehensablauf angesehen werden, wenn während der Fußballfeiern auf und um den 
Sigurdplatz Glasflaschen ordnungswidrig auf der Straße entsorgt werden und dort zusammen mit sonstigem Glasabfall ein Scherbenmeer 
entstehen lassen. Ein solcher Ablauf ist jedenfalls so verbreitet, dass ein ordnungsbehördliches Einschreiten bereits gegen das Abgeben von 
Glasgetränkebehältnissen gerechtfertigt erscheint. Dabei kommt es nicht darauf an, in welchem Umfang Sie Leergut zurücknehmen. Die 
Menge des Leerguts ändert nichts an dem gefahrbringenden Umfang, in dem Glasflaschen jeglicher Herkunft in den öffentlichen Straßen-
raum gelangten. Bereits die mit den üblichen Mitteln zeitnah nicht mehr zu bewältigende Fülle des teilweise knöchelhoch auf der Straße 

5	 Parallelnormen in anderen Bundesländern: § 17 Abs. 1 BbgOBG; § 6 Abs. 1 HSOG; § 69 Abs. 1 SOG M-V; § 6 Abs. 1 Nds. SOG; § 4 Abs. 1 POG RLP.
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liegenden Glases lässt sich nicht mehr nur als Ergebnis zusätzlicher Verursachungsbeiträge einzelner Verhaltensstörer begreifen. Vielmehr 
waren hierfür unter den in Rede stehenden Umständen zumindest auch die Verkäufer von Glasflaschen mitverantwortlich. Für Sie war ohne 
Weiteres erkennbar, dass der massenhafte Verkauf von Glasflaschen geradezu zwangsläufig die durch Glasmüll und Scherben verursachte 
Gefahrenlage maßgeblich verschärfte.

Hinweis: Die hier dargestellte Argumentation orientiert sich an den Entscheidungen des OVG NRW. Ein Eingehen auf § 19 OBG NRW6 ist bei diesem 
Lösungsweg nicht erforderlich. 
Es ist aber durchaus vertretbar, wenn die Lösung auf § 19 OBG NRW gestützt wird (nachfolgend bb). Dann müsste man davon ausgehen, dass 
G nicht verantwortlich i.S.d. §§ 17, 18 OBG NRW ist, sein Verursachungsbeitrag also nicht die Gefahrenschwelle überschreitet. Man kann inso-
weit argumentieren, dass der – legale – Verkauf von Glasflaschen nicht die Verantwortung für einen Missbrauch dieser Flaschen als Wurfgeschos-
se und die damit verbundenen Glassplitter begründet. Hierfür sind die Täter verantwortlich, gegen die aber nicht effektiv vorgegangen werden 
kann. Flaschen können auch in anderen Geschäften gekauft und dann mitgebracht werden, ohne dass alle Einzelhändler mit einem Verbot rechnen 
müssten. Dass allein der zeitliche und räumliche Zusammenhang sowie die Menge der bei ihm gekauften und dann zerstörten Flaschen den G von 
den anderen Verkäufern unterscheiden, ist eine zumindest angreifbare Argumentation. Es erscheint zumindest vertretbar zu sagen, dass diese Ri-
sikosituation nicht von einer Ordnungsbehörde, sondern nur vom Gesetzgeber geklärt werden könne, z.B. durch verpflichtende höhere Pfandsätze. 
Von welchem Punkt an ein sog. Hintermann zum „Zweckveranlasser“ wird, ist auch der Rechtsprechung des OVG NRW nicht mit der nötigen Klarheit 
zu entnehmen, so dass es für die Bewertung der Klausurlösungen vorrangig auf eine vertretbare Argumentation und weniger auf den gewählten Lö-
sungsweg ankommt. 
Auf die mögliche Entschädigungspflicht der Behörde aus § 39 Abs. 1 lit. a) OBG NRW7 bei Inanspruchnahme des G nach § 19 OBG NRW ist nach der 
Aufgabenstellung nicht einzugehen.

bb) Ihre Verantwortlichkeit ergäbe sich im Übrigen zumindest unter dem Gesichtspunkt des § 19 OBG NRW. Die Voraussetzungen der 
Vorschrift wären ebenfalls erfüllt.

(1) Die im Straßenraum zu erwartenden erheblichen Mengen von ordnungswidrig entsorgten Glasflaschen und Scherben stellen zwischen 
Hunderten großenteils alkoholisierter Fans auf engem Raum eine gegenwärtige erhebliche Gefahr für Leib und Leben von Personen dar, 
§ 19 Abs.1 Nr.1 OBG NRW. Angesichts des erfahrungsgemäß hohen Risikos von Reifenschäden lag eine verhängnisvolle Behinderung und 
Verzögerung auch lebensrettender Notfalleinsätze nahe. Ferner erhöhte sich das ohnehin schon beträchtliche Gefahrenpotential der verbreitet 
herum liegenden Glasscherben, weil mit einem der Gefahrenlage Rechnung tragenden Verhalten weithin nicht zu rechnen war. Unstreitig sind 
zahlreiche Personen im Bereich des Sigurdplatzes durch Alkohol mehr oder weniger enthemmt. Viele Auseinandersetzungen zwischen meist 
alkoholisierten Besuchern werden aggressiv – auch unter Verwendung von Glasflaschen als Wurfgeschosse oder Waffen – ausgetragen. Dass 
sich die Zahl der bisher eingetretenen Verletzungen und Sachbeschädigungen bezogen auf die Gesamtzahl der Feiernden (noch) im unteren 
Bereich bewegt, ändert nichts an der Gegenwärtigkeit und Erheblichkeit der durch massenhaft herumliegende Scherben zumindest mitverur-
sachten Gefahren für Leib und Leben von Personen. Auch ist es unerheblich, in wie vielen Einzelfällen die Scherben in der Vergangenheit für 
schwere oder gar lebensbedrohliche Verletzungen mit ursächlich waren. Allein die Menge der zwischen dicht gedrängt feiernden Fußballfans 
liegenden Glasabfälle und Scherben rechtfertigt bei lebensnaher Betrachtung bereits für sich genommen die Annahme einer gegenwärtigen 
erheblichen Gefahr für Leib und Leben von Personen. Bei einer derartigen Sachlage sind durch Glasscherben verursachte Verletzungen und 
Sachschäden absehbar, ohne dass etwa hinzutretende Verursachungsbeiträge im Einzelnen aufgeklärt werden müssen.

(2) Ein Erfolg versprechendes Vorgehen gegen diejenigen, die im Schutz der Menschenmenge ihre Flaschen ordnungswidrig auf den Stra-
ßen und Plätzen entsorgten oder als Wurfgeschosse bzw. Waffen einsetzten, war mit den verfügbaren Einsatzkräften der Stadt Beilfeld und 
der Polizei nicht möglich, §19 Abs.1 Nr. 2 OBG NRW. Das plötzliche Wegwerfen von Glasbehältnissen oder ihre spontane Verwendung 
als Waffe ist im Vorhinein regelmäßig nicht erkennbar, so dass es sich praktisch nicht verhindern lässt. Darüber hinaus hätte bei dem großen 
Menschenandrang allenfalls einzelnen Rechtsverstößen nachgegangen werden können. Zeitgleich waren an anderer Stelle Hunderte weitere 
Verstöße zu erwarten, die weder beobachtet noch verhindert oder zumindest hätten geahndet werden können. und Rechtsverstöße auf diese 
Weise nur in geringem Umfang geahndet werden konnten.

(3) Die Behörde kann die Gefahr auch nicht oder nicht rechtzeitig selbst, durch Beauftragte oder auf andere Weise abwehren, § 19 Abs. 1 
Nr. 3 und Abs.2 OGB NRW. Weder ein zeitnahes Einsammeln von Glas noch das Aufstellen von zusätzlichen Abfallbehältern haben die 
Gefahrenlage spürbar verringern können. Seit Juli 2011 waren jeweils mehrere Bedienstete im Bereich Sigurdplatz mit Sammelgefäßen ein-
gesetzt, die in der Menschenmenge so lange Flaschen einsammelten, bis ihnen dies auf Grund des aggressiven Verhaltens von Feiernden und 
wegen durch die Luft fliegender Flaschen zu gefährlich erschien. Trotz eines späteren erneuten Einsatzes inmitten dicht gedrängter Menschen 
konnte die Menge des herumliegenden Glases hierdurch nicht merklich reduziert werden, weil immer neue Flaschen und Gläser hinzukamen. 
Die Gefahren durch herum liegendes Glas können durch zusätzliche Abfallentsorgungsmaßnahmen nicht abgewendet werden. Die Richtig-
keit dieser Einschätzung wird nicht dadurch in Frage gestellt, dass zahlreiche Flaschen ordnungsgemäß als Leergut oder in bereit stehende 
Abfallgefäße entsorgt worden sein mögen. In zu vielen Fällen war dies nicht der Fall, obwohl Abfallbehälter und Leergutannahmestellen 

6	 Parallelnormen in anderen Bundesländern: § 18 BbgOBG, § 9 HSOG, § 71 SOG M-V, § 8 Nds. SOG, § 7 POG RLP.
7	 Parallelnormen in anderen Bundesländern: § 38 BbgOBG, § 64 HSOG, § 72 SOG M-V, § 80 Nds. SOG, § 68 POG RLP.
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zur Verfügung gestanden haben. Vor diesem Hintergrund diente die Ordnungsverfügung im Sinne von § 20 Abs. 2 OBG NRW auch nicht 
lediglich dem Zweck, die den Ordnungsbehörden obliegende Aufsicht zu erleichtern. Vielmehr ist eine Gefahrenabwehr auf andere Weise 
nicht möglich.

(4) Schließlich führte das Verbot der Abgabe von Glasbehältnissen nicht zu einer erheblichen eigenen Gefährdung oder einer Verletzung 
höherwertiger Pflichten (§ 19 Abs. 1 Nr. 4 OBG NRW).

Hinweis: Ausführungen zur Verhältnismäßigkeit sind sowohl bei der Lösung über den „Zweckveranlasser“. als auch beim Weg über § 19 OBG NRW 
erforderlich. Von hier an stimmen beide Wege somit wieder überein.

c) Das gegen Sie verhängte Verkaufsverbot entspricht dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Es ist zur Gefahrenabwehr geeignet, erforder-
lich und führt nicht zu einem Nachteil, der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar außer Verhältnis stand (§ 15 Abs.1 und 2 OBG NRW)8. Damit 
handelte es sich zugleich um eine nicht gegen Art. 12 Abs.1 GG verstoßende, sachlich gerechtfertigte Berufsausübungsregelung.

aa) Das Verkaufsverbot ist geeignet, die in Rede stehenden Gefahren abzuwehren. Es trug neben dem allgemeinen Glasverbot und flankie-
renden Maßnahmen der Behörden dazu bei, dass anlässlich der Fußballspiele in die besonders stark frequentierten Bereiche keine Mengen an 
Glas mehr eingebracht wurden, die eine Verletzungsgefahr für Leib und Leben von Personen begründeten. 

bb) Die Verbotsverfügung ist auch zur Gefahrenabwehr erforderlich. Die Scherbenmengen im Bereich Sigurdplatz sind mit den üblichen Mit-
teln der Abfallwirtschaftsbetriebe nicht mehr zu bewältigen und lassen sich nur durch ein ordnungsbehördliches Einschreiten bereits gegen 
das Mitführen und Benutzen sowie das Verkaufen von Glasbehältnissen verhindern. Angesichts vielfach begangener Rechtsverstöße gegen § 5 
BStO in kürzester Zeit ist offensichtlich, dass eine präventive Inanspruchnahme der jeweiligen Täter oder auch ein mit vertretbarem Aufwand 
betriebenes verbessertes Abfallmanagement die Gefahrenlage nicht effektiv abwehren kann. 

cc) Die Maßnahme steht ferner nicht erkennbar außer Verhältnis zu dem angestrebten Erfolg. Gegenüber den zu bekämpfenden Gefahren 
wiegt die mit dem Verbot einhergehende Belastung für Sie, in Ihrem Kiosk zeitlich begrenzt keine Glasbehältnisse abgeben zu dürfen, weniger 
schwer. Dies gilt vor allem mit Blick auf die Alternativen, die trotz des eingeschränkten Angebots, auf das Sie hingewiesen haben, auf dem 
Markt erhältlich sind (Plastikflaschen, Dosen, Pappbecher u. a.). Das grundsätzlich berechtigte Interesse an einem möglichst hohen Umsatz 
durch einen zügigen Abverkauf hat dort zurückzustehen, wo es nur um den Preis erheblicher Gefahren für Leib und Leben von Personen 
verfolgt werden kann.

d) Das Verbot verstößt auch nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG), weil ein anderer Kioskbetreiber innerhalb der Ver-
botszone und andere Einzelhändler außerhalb des Sigurdplatzes nicht betroffen sind. Es ist nicht ersichtlich, dass vergleichbare Gefahren 
außerhalb der Bereiche absehbar sind, in denen ein Anlass für ein allgemeines Glasverbot besteht. Für die Tatsache, dass Ihr Konkurrent noch 
nicht ordnungsrechtlich in Anspruch genommen wurde, gibt es einen sachlichen Grund, weil derzeit Gespräche mit ihm geführt werden, die 
eine einvernehmliche Regelung erwarten lassen.

Hinweis: Es wäre zumindest überflüssig, auf den Grundsatz „Keine Gleichheit im Unrecht“ zu verweisen. Die Anwendung dieser Regel würde voraus-
setzen, dass die Behörde im Fall Feinbein fehlerhaft untätig geblieben ist. Das ist aber nicht der Fall.

2. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung beruht auf § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO. Das besondere öffentliche Interesse an wirksamer 
Gefahrenabwehr überwiegt Ihr privates Interesse an der Erzielung von Einnahmen aus dem Verkauf von Glasflaschen auch an den Tagen der 
Fußballspiele. Die Abgabe von Glasbehältnissen führt mit hoher Wahrscheinlichkeit zu dargestellten Gefahren bzw. Schäden insbesondere 
an dem Schutzgut körperliche Unversehrtheit. Durch Glasbruch werden darüber hinaus erhebliche Sachschäden verursacht. Gegenüber 
diesen Gesichtspunkten wiegt die Ihnen auferlegte Belastung, an wenigen Tagen im Jahr während einiger Stunden keine Glasflaschen etc. zu 
verkaufen, weniger schwer. Dies gilt vor allem im Hinblick auf etwaige Alternativen, die auf dem Markt erhältlich sind, u. a. Plastikflaschen, 
Dosen, Pappbecher u. a..

3. Die Androhung des Zwangsgeldes beruht auf den §§ 55 Abs. 19, 6010 und 6311 VwVG NRW. Der weiterhin für den Fall der Erfolglosigkeit 
dieses Zwangsmittels angedrohte unmittelbare Zwang ist in § 62 VwVG12 NRW vorgesehen. Gem. § 63 Abs. 3 Satz 2 VwVG NRW ist es 
zulässig, mehrere Zwangsmittel anzudrohen, wenn – wie hier – die Reihenfolge bestimmt wird. 

8 	 Parallelnormen in anderen Bundesländern: § 14 BbgOBG sowie die in Fn. 1 genannten Vorschriften der anderen Länder.
9	 Parallelnormen in anderen Bundesländern: § 15 Abs. 1 VwVG Bbg; §§ 69 Abs. 1, 68 Abs. 1 HessVwVG; §§ 79 Abs. 1, 80 Abs. 1 SOG M-V; § 64 Abs. 1 Nds. SOG i. V. 

mit § 70 Abs. 1 NVwVG; § 61 Abs. 1 LVwVG RLP.
10	 Parallelnormen in anderen Bundesländern: § 20 VwVG Bbg; § 76 HessVwVG; § 67 Nds. SOG i.V. mit § 70 Abs. 1 NVwVG; § 64 LVwVG RLP.
11 	Parallelnormen in anderen Bundesländern: § 23 VwVG Bbg; § 69 HessVwVG; § 87 SOG M-V; § 70 Abs. 1 NVwVG i. V. mit § 70 Nds. SOG; § 66 LVwVG RLP.
12 	Parallelnormen in anderen Bundesländern: § 22 VwVG Bbg; § 90 SOG M-V; § 2 HessVwVG; § 69 Nds. SOG i. V. mit § 70 Abs. 1 NVwVG; § 65 LVwVG RLP.



383DVP 9/13 · 64. Jahrgang

Günter Haurand/Jürgen Vahle� Das Glasverbot

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen diese Ordnungsverfügung können Sie innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht Münden erheben.  
Die Klage ist schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären.13

Hochachtungsvoll

Im Auftrag

Große-Brommelkamp

Zu Aufgabe 2:

In Betracht kommt eine Allgemeinverfügung (§ 35 Satz 2 VwVfG NRW). Einschlägig ist die Alternative Nr. 1: die Verfügung würde sich 
an einen Personenkreis richten, der nach dem Merkmal „Mitführen von Glasbehältnissen“ bestimmbar wäre. Die Ermächtigungsgrundlage 
für diese als Allgemeinverfügung zu erlassende Ordnungsverfügung wäre ebenfalls § 14 Abs. 1 OBG NRW. Die hierfür notwendige konkrete 
Gefahr liegt vor (s. Ausführungen zu Aufgabe 1). Der Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung scheidet aus, weil mit ihr nur abstrakte 
Gefahren abzuwehren sind. Die Inanspruchnahme der Betroffenen könnte auf den Gesichtspunkt der Notstandsverantwortlichkeit nach 
§ 19 OBG NRW gestützt werden. Die Voraussetzungen des § 19 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 sind erfüllt. Insoweit kann auf die Ausführungen zu Auf-
gabe 1 verwiesen werden. 
Ein Glasverbot genügt schließlich den Anforderungen nach § 37 Abs. 1 VwVfG NRW. Danach muss ein Verwaltungsakt inhaltlich hinrei-
chend bestimmt sein. Dies ist der Fall, wenn die von der Behörde getroffene Regelung für den Adressaten so vollständig, klar und unzweideu-
tig erkennbar ist, dass er sein Verhalten danach richten kann. Es reicht aus, wenn sich die Regelung aus dem gesamten Inhalt des Bescheids, 
insbesondere seiner Begründung, sowie den weiteren, den Beteiligten bekannten oder ohne Weiteres erkennbaren Umständen unzweifelhaft 
erkennen lässt. Ein Verbot, im räumlichen und zeitlichen Geltungsbereich der Allgemeinverfügung außerhalb von geschlossenen Räumen 
Glasbehältnisse mitzuführen und zu benutzen, unterliegt hinsichtlich seiner Bestimmtheit keinen Bedenken. Solche ergeben sich auch nicht 
durch die Ausnahme von diesem Verbot. Gestattet ist danach das Mitführen von Glasbehältnissen durch Getränkelieferanten und Personen, 
welche diese offensichtlich und ausschließlich zur unmittelbaren Mitnahme zur häuslichen Verwendung erworben haben. Diese Ausnahme 
trägt nach der Begründung der Verfügung den mit dem Verbotszweck vereinbaren Interessen von Lieferanten und Anliegern Rechnung. Sie 
ist eng gefasst und erlaubt ausschließlich das Mitführen von Glasbehältnissen innerhalb des Verbotsgebiets zum Transport zu einem Gewer-
bebetrieb oder in eine Anliegerwohnung unter Umständen, bei denen die Gefahr einer ordnungswidrigen Entsorgung typischerweise nicht 
besteht. Umfang und Reichweite der Verbotsregelung sind danach unzweifelhaft erkennbar, auch wenn im Einzelfall in tatsächlicher Hinsicht 
unklar sein kann, ob ein Mitführen von Glasbehältnissen von der Ausnahme erfasst ist. 

13 	Seit dem 01.01.2013 können bei den Verwaltungsgerichten in NRW auch elektronische Dokumente eingereicht werden, sofern sie mit einer digitalen Signatur versehen 
sind (Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVO VG/FG) 
vom 7. November 2012. Ob dies auch in die Belehrung aufgenommen werden muss, ist umstritten (bejahend z.B. OVG Koblenz, DVP 2013 S. 218, auch mit Nachweisen 
zur Gegenmeinung).

Jahrestagung 2013 der Deutschen Sektion des Internationalen Instituts für Verwaltungswissenschaften – 
Steuerung von Entwicklungs- und Veränderungsprozessen durch den Einsatz von Change-Management

Die Deutsche Sektion des Internationalen Instituts für Verwaltungswissenschaften ver-
anstaltet am 28. und 29. Oktober 2013 gemeinsam mit dem Bundesverwaltungsamt, 
der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement und der Fachhoch-
schule des Bundes für öffentliche Verwaltung ihre Jahrestagung in Brühl. Das Programm 
der Tagung steht unter dem Motto „Change-Management als Steuerungsinstrument für 
Entwicklungs- und Veränderungsprozesse in der öffentlichen Verwaltung“. 
Die öffentlichen Verwaltungen befinden sich im stetigen Wandel. Durch sich ändernde 
äußere Rahmenbedingen, vor allem durch Einflüsse aus Politik und Wirtschaft, durch 
die finanzielle Situation des Staates und gesellschaftliche sowie technologische Ent-
wicklungen werden sie zunehmend Veränderungen ausgesetzt und stehen somit vor 
großen Herausforderungen der kommenden Jahre. Will die Verwaltung zukunftsfähig 
und innovativ sein, muss sie auf diese Veränderungen reagieren und ihr Handeln ent-
sprechend danach ausrichten.
Vor diesem Hintergrund widmet sich die Tagung neben den Möglichkeiten und Gren-
zen von Veränderungen in der öffentlichen Verwaltung der Steuerung, Gestaltung und 

Umsetzung von Veränderungsprozessen durch den Einsatz von Change-Management. 
Erfahrungen aus der Praxis mit Veränderungsprozessen insbesondere im IT-Bereich 
sowie die Funktion der Führungskräfte aber auch des Personals und deren Verhalten 
in Veränderungsvorhaben sind zentrale Themen der Tagung.
Beiträge zum Thema Wissensmanagement sollen zeigen, inwiefern damit Change-
Management-Prozesse unterstützt werden können.

Als Redner sind Vertreter aus dem Bereich der Wissenschaft und der Praxis geladen, so 
dass die Tagung nicht nur den direkt in der öffentlichen Verwaltung tätigen Personen-
kreis anspricht, sondern auch Personen, die sich mit der öffentlichen Verwaltung aus 
wissenschaftlicher Sicht beschäftigen.

Ausführliches Programm und Anmeldeinformationen: www.deutschesektion-iias.
de. Auskünfte: Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow (Tel.: 06232/654-360; eMail: ziekow@foev-
speyer.de).
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Sachverhalt1

Die Eheleute Klaus und Kathrin Knoblich (beide 55 Jahre alt) woh-
nen in der Stadt Bad S. im Kreis L. in Nordrhein-Westfalen (Be-
reich des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe). Am 01.03.2013 
erscheint Herr Knoblich im Sozialamt der Stadt Bad S., legt eine Ge-
neralvollmacht seiner Ehefrau vor und beantragt für diese Leistun-
gen der Hilfe zur Pflege. Die Vollmacht ermächtigt dazu, sämtliche 
Verwaltungsverfahrenshandlungen vorzunehmen und zu verfolgen, 
die mit der Sozialhilfeerbringung zusammenhängen.

Die persönliche und wirtschaftliche Situation der Familie Knoblich 
stellt sich wie folgt dar:

Frau Knoblich ist aufgrund einer Querschnittslähmung dauerhaft 
auf einen Rollstuhl angewiesen. Auch die oberen Extremitäten sind 
teilweise gelähmt; die Greiffunktion der Arme und Hände ist stark 
eingeschränkt. Seitens der für sie zuständigen Pflegekasse ist sie 
als schwerstpflegebedürftig im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
SGB XI (sog. Pflegestufe III) anerkannt. Die Pflegekasse hat einen 
Pflegebedarf von insgesamt fünf Stunden im Tagesdurchschnitt fest-
gestellt. Die Entscheidung der Pflegekasse beruht auf Tatsachen, die 
auch einer Entscheidung nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
zugrunde liegen würden. 
Der Pflegedienst des „Diakonischen Werkes“ erscheint täglich bei 
Frau Knoblich und führt die notwendigen Pflegeverrichtungen im 
Umfang von drei Stunden täglich durch. Er verlangt für die durchge-
führte Pflege 58,33 €/Tag, im Monat somit 1.750,00 €. Die für diese 
Pflegeleistungen zu zahlende Vergütung wurde nach den maßgebli-
chen Vergütungsvereinbarungen zwischen dem anerkannten Pflege-
dienst und der Pflegekasse bzw. dem Träger der Sozialhilfe (vgl. § 75 
Abs. 5 Satz 1 SGB XII) in Rechnung gestellt. Die Pflegekasse über-
nimmt Teile dieser Kosten im Umfang der nach § 36 Abs. 3 SGB XI 
geltenden maximalen Leistungshöhe (1.550,00 €). 
Herr Knoblich leidet an einer spastischen Halbseitenlähmung mit 
starker Gehbehinderung. Er ist daher Inhaber eines Schwerbehin-
dertenausweises nach § 69 Abs. 5 SGB IX mit dem Merkzeichen G. 
Das Ehepaar wohnt gemeinsam mit ihrem 23 Jahre alten, studieren-
den Sohn in einer Vier-Zimmer-Wohnung. Die 21 Jahre alte Tochter 
hat die elterliche Wohnung verlassen, um auswärts ein Studium auf-
zunehmen. Die angemessenen Kosten der Unterkunft belaufen sich 
monatlich auf 300,00 €. Der angemessene Bedarf für Heizung incl. 
Warmwasserzubereitung beträgt monatlich 60,00 €.
Frau Knoblich bezieht eine monatliche Erwerbsminderungsrente der 
gesetzlichen Rentenversicherung von 1.250,00  € (netto). Das mo-
natliche Einkommen von Herrn Knoblich aus einer Teilzeittätigkeit 
(4-Tage-Woche) als Jugendgerichtshelfer beläuft sich nach Abzug von  
 

*	 Oberregierungsrat Dirk Weber ist hauptamtlicher Dozent an der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung in NRW.

1	 Es handelt sich um eine Modulklausur im Fach Sozialrecht im 3. Studienjahr des 
Einstellungsjahrgangs 2010 an der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
NRW. 

Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen auf 1.600,00 € (netto). Das 
Kindergeld in Höhe von jeweils 184,00 € wird monatlich an ihn als Kin-
dergeldberechtigten ausgezahlt. Eine Weiterleitung des Kindergeldes 
an die Kinder erfolgt nicht. Auf einen staatlich geförderten Altersvor-
sorgevertrag (sog. „Riester-Rente“ nach § 82 Einkommenssteuerge-
setz/EStG) zahlt er monatlich 40,00 € ein. Als Gewerkschaftsbeitrag 
werden monatliche Aufwendungen von 20,00 € nachgewiesen. Den 
Weg von seiner Wohnung zur 25,8 km entfernten Arbeitsstelle legt er 
mit seinem Opel Corsa zurück, der einem Restwert von 2.000,00 € hat; 
die Haftpflichtversicherung für dieses Kfz beläuft sich auf monatlich 
20,00 €. Für eine auf Herrn Knoblich abgeschlossene Hausratversiche-
rung entstehen monatliche Aufwendungen von 10,00 €. 
Die Mutter von Herrn Knoblich hat ihren beiden Enkelkindern 
zu gleichen Teilen eine Eigentumswohnung übertragen, in der die 
Großmutter gegenwärtig aufgrund eines lebenslangen, unentgeltli-
chen Wohnungsrechts lebt. Anträge auf Leistungen nach dem Bun-
desausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) wurden aufgrund des 
Vermögens abgelehnt. Die Eheleute Knoblich unterstützen nach-
weislich den Sohn mit monatlich 400,00 €; die Tochter mit monat-
lich 500,00 €. 
Sowohl Herr Knoblich auch sein Sohn beteiligen sich an der Erbrin-
gung der notwendigen Pflegeleistungen. Neben den vorgenommenen 
Angaben merkt Herr Knoblich an, dass er seine Unterhaltsverpflich-
tungen durch die seiner Frau gewährte Betreuungs- und Pflegeleis-
tung bereits erfüllt. Die Berücksichtigung seines Einkommens stehe 
daher § 94 SGB XII entgegen. Außerdem sei bei der Prüfung der 
Bedürftigkeit zu berücksichtigen, dass gegenüber den Kindern Un-
terhaltsleistungen erbracht werden.
Die Sachbearbeiterin der Stadt Bad S. hat den Antrag aufgenommen 
und am 17.03.2013 an den Kreis L. weitergereicht. 

Aufgabe

Prüfen Sie gutachtlich, ob und ggf. in welcher Höhe Leistungen der 
Sozialhilfe in Form der Hilfe zur Pflege in Betracht kommen. Neh-
men Sie eine formelle und materielle Rechtmäßigkeitsprüfung vor.

Bearbeitungshinweise:

1.	� Der Kreis L. hat von der nach § 99 Abs. 1 SGB XII i. V. m. § 3 
Abs. 1 AG- SGB XII NRW vorgesehenen Möglichkeit, Aufga-
ben nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch auf die kreisange-
hörigen Städte und Gemeinden zu delegieren, keinen Gebrauch 
gemacht.

2.	� „Überwiegend unterhalten“ im Sinne des § 85 Abs. 1 Nr. 3 SGB XII 
bzw. des § 85 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII wird nach den Richtlinien des 
zuständigen Sozialhilfeträgers eine Person, die mindestens Leis-
tungen der Regelbedarfsstufe 1 erhält.

3.	 Der Regelbedarf der Regelbedarfsstufe 1 beträgt 382,00 €.

4.	 Das Diakonische Werk ist eine zugelassene Pflegeeinrichtung.

Dirk Weber*

Häusliche Hilfe zur Pflege für die Familie Knoblich
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5.	� Der Monat wird bei der Ermittlung von Pflegekosten mit 30 Ta-
gen berechnet.

6.	� Der Höchstsatz nach dem BAföG für Studierende an Hoch-
schulen, die außerhalb des elterlichen Haushalts leben, beträgt 
597,00 €; für Studierende, die im elterlichen Haushalt leben, be-
trägt der Höchstsatz 422,00 €.

7.	� Der Kinder (Sohn und Tochter von Herrn und Frau K) verfügen 
neben den Unterhaltszahlungen über kein eigenes Einkommen.

8.	� Eine Prüfung des Nachranggrundsatzes soll nicht vorgenommen 
werden. Vorrangige Ansprüche gegen andere Leistungs- oder 
Verwaltungsträger oder Dritte bestehen nicht. Ansprüche auf 
Leistungen nach § 27 SGB II für Auszubildende bestehen nicht. 

9.	� Nach den Richtlinien des für die Leistungserbringung zuständi-
gen Trägers sind die bei der Einkommensermittlung zu berück-
sichtigenden Aufwendungen bei einer Fünf-Tage-Arbeitswoche 
19 Arbeitstage im Monat zu Grunde zu legen. 

10.	�Herr Knoblich erzielte im Vorjahr sowie im laufenden Jahr ein 
sozialversicherungspflichtiges Bruttoeinkommen von 2.000,00 € 
pro Monat.

11.	�Auszug aus dem Gesetz über die Pflichtversicherung für Kraft-
fahrzeughalter (Pflichtversicherungsgesetz) 

	 § 1 PflVG 
	� Der Halter eines Kraftfahrzeugs oder Anhängers mit regelmäßi-

gem Standort im Inland ist verpflichtet, für sich, den Eigentümer 
und den Fahrer eine Haftpflichtversicherung zur Deckung der 
durch den Gebrauch des Fahrzeugs verursachten Personenschä-
den, Sachschäden und sonstigen Vermögensschäden nach den 
folgenden Vorschriften abzuschließen und aufrechtzuerhalten, 
wenn das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen (§ 1 des 
Straßenverkehrsgesetzes ) verwendet wird. 

12.	Auszug aus dem Einkommenssteuergesetz (EStG):

	 § 86 EStG
	� (1) Die Zulage nach den §§ 84 und 85 wird gekürzt, wenn der 

Zulageberechtigte nicht den Mindesteigenbeitrag leistet.  Dieser 
beträgt jährlich 4 Prozent der Summe der in dem dem Kalender-
jahr vorangegangenen Kalenderjahr

	 1.	� erzielten beitragspflichtigen Einnahmen im Sinne des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch,

	 2. 	…,
	 3. 	… und
	 4. 	….,

	� jedoch nicht mehr als die in § 10a Absatz 1 Satz 1 genannten 
Beträge, vermindert um die Zulage nach den §§ 84 und 85; gehört 
der Ehegatte zum Personenkreis nach § 79 Satz 2, berechnet sich 
der Mindesteigenbeitrag des nach § 79 Satz 1 Begünstigten unter 
Berücksichtigung der den Ehegatten insgesamt zustehenden Zu-
lagen. …

Lösung2

1.	 Hilfeart, Gesamtfallgrundsatz, Anspruchsgrundlage

Das SGB XII ist – mit Ausnahme der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung – durch den Gesamtfallgrundsatz und das 
Bedarfsdeckungsprinzip (vgl. § 18 SGB XII, § 20 SGB X) geprägt. 
Der Sozialhilfeträger hat danach einerseits den Sachverhalt von Amts 
wegen zu ermitteln; andererseits ab Kenntnis der Hilfebedürftigkeit 
Leistungen zu erbringen, soweit und sofern die Voraussetzungen da-
für vorliegen. Daher sind grundsätzlich alle in Frage kommenden 
Hilfen des SGB XII in Betracht zu ziehen. Zur Prüfung aller in Frage 
kommenden Hilfen ist von Amts wegen das Verwaltungsverfahren 
einzuleiten (vgl. § 18 Satz 2 Nr. 1 SGB X i. V. m. § 18 SGB XII).
Die Aufgabenstellung verlangt aber nur eine Prüfung dahingehend, 
ob Leistungen der Hilfe zur Pflege nach dem 7. Kapitel SGB XII in 
Betracht kommen. Anspruchsgrundlage hierfür könnte § 19 Abs. 3 
i. V. m. § 61 Abs. 1 Satz 1 SGB XII sein. 

2.	 Formelle Rechtmäßigkeit

2.1.	Zuständigkeit

Es ist zu prüfen, welcher Leistungsträger für die hier in Frage kom-
mende Hilfe zur Pflege zuständig ist.
Sachlich zuständig ist nach § 97 Abs. 1 SGB XII ein örtlicher Träger 
der Sozialhilfe, soweit nicht ein überörtlicher Träger sachlich zustän-
dig ist. Demnach ist vorrangig die Zuständigkeit eines überörtlichen 
Trägers zu untersuchen. Gemäß § 1 AG-SGB XII sowie § 5 Abs. 1 
Buchst. a) Nr. 1 LVerbO NRW sind die Landschaftsverbände über-
örtliche Träger der Sozialhilfe. Nach § 2 Buchst. a) AG-SGB XII 
wird das für das Sozialhilferecht zuständige Ministerium ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, für welche Aufgaben die 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe nach § 97 Abs. 2 SGB XII sach-
lich zuständig sind. Das zuständige Ministerium hat von dieser Er-
mächtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung Gebrauch gemacht 
und die Ausführungsverordnung zum Zwölften Buch Sozialgesetz-
buch erlassen (AV-SGB XII NW). 
Eine Zuständigkeit des Landschaftsverbandes kann sich allenfalls 
aus § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) AV-SGB XII ergeben. Zwar handelt es 
sich bei Frau K um eine behinderte Person im Sinne des § 53 Abs. 1 
Satz 1 SGB XII, § 2 Abs. 1 SGB IX i. V. m. der Versorgungsmedizin-
VO. Die Hilfe müsste dann aber in einer stationären oder teilstatio-
nären Einrichtung (vgl. § 13 SGB XII) erbracht werden. Hier wird 
aber nur eine ambulante Pflege begehrt. Nach der genannten Vor-
schrift liegt keine Zuständigkeit des überörtlichen Trägers vor.
Auch aus den übrigen Vorschriften ergibt sich ebenfalls keine Zu-
ständigkeit des überörtlichen Trägers.
Damit ist gemäß § 97 Abs. 1 SGB XII die Zuständigkeit eines örtli-
chen Trägers gegeben. 
Örtliche Träger der Sozialhilfe sind die kreisfreien Städte und die 
Kreise, soweit nicht durch Landesrecht etwas anderes bestimmt wird 
(§ 3 Abs. 2 Satz 1 SGB XII). Auch nach dem Landesrecht – hier nach 
§ 1 AG-SGB XII NW – ergibt sich nichts Anderes; auch danach 
sind die Kreise und kreisfreien Städte örtliche Träger der Sozialhilfe. 
 

2 	 Sachverhalt und Lösung sind angelehnt an: LSG Baden-Württemberg, Urteil 
vom 23.02.2012, L 7 SO 3580/11, juris.
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Da laut Bearbeitungshinweis eine Delegation der Aufgabenzustän-
digkeit (vgl. § 99 Abs. 1 SGB XII i. V. m. § 3 Abs. 1 AG-SGB XII) 
nicht stattgefunden hat, sind in Nordrhein-Westfalen die Kreise 
und kreisfreien Städte zuständige Träger für die ambulante Hilfe 
zur Pflege.
Es bleibt die örtliche Zuständigkeit des Trägers der Sozialhilfe zu 
klären. § 98 Abs. 2 SGB XII bestimmt die örtliche Zuständigkeit 
bei einer stationären Leistungserbringung. § 1 Abs. 3 Satz 1 AG-
SGB XII NRW bestimmt die örtliche Zuständigkeit für Leistungen 
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. Um sol-
che Leistungen geht es im vorliegenden Fall nicht.
Gemäß § 98 Abs. 1 SGB XII ist für die Sozialhilfe örtlich zuständig, 
in dessen Bereich sich die Leistungsberechtigten tatsächlich aufhal-
ten. Der tatsächliche Aufenthalt von Frau K entspricht ihrem Wohn-
ort in Bad S. Bad S. liegt im Kreis L. 
Der Kreis L. ist somit örtlich und – entsprechend den obigen Fest-
stellungen – auch sachlich zuständig. 

2.2.	Verfahren

2.2.1.	Beginn des Verwaltungsverfahrens (§ 18 Satz 2 SGB X 
i. V. m. § 18 Abs. 1 SGB XII)

Das Verwaltungsverfahren ist die nach außen wirkende Tätigkeit der 
Behörden, die auf die Prüfung der Voraussetzungen, die Vorbereitung 
und den Erlass eines Verwaltungsaktes gerichtet ist (vgl. § 8 SGB X). 
Die Bewilligung von Sozialhilfeleistungen stellt den Erlass eines 
Verwaltungsaktes (vgl. § 31 SGB X) dar. Insofern handelt es sich hier 
um ein Verwaltungsverfahren. 
Zwar entscheidet die Behörde nach § 18 Satz 1 SGB X grundsätzlich 
nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und wann sie ein Verwaltungs-
verfahren durchführt. Dieser Grundsatz stellt rechtlich und faktisch 
aber die Ausnahme dar. Denn er gilt nach § 18 Satz 2 Nr. 1 SGB X 
dann nicht, wenn die Behörde aufgrund von Rechtsvorschriften von 
Amts wegen oder auf Antrag tätig werden muss. Gemäß § 18 Abs. 1 
SGB XII genügt es für eine Leistungserbringung, wenn eine Notlage 
dem Sozialhilfeträger bekannt wird (sog. Kenntnisgrundsatz). 
Liegen die übrigen (materiellen) Voraussetzungen vor, ist die Hilfe 
zwingend zu erbringen (vgl. § 38 SGB I, § 17 Abs. 1 SGB XII). Unab-
hängig von der Informationsquelle hat der Sozialhilfeträger dann die 
Verpflichtung, alle in Betracht kommenden Hilfearten (vgl. § 8 SGB 
XII) auf Vorliegen der Voraussetzungen zu überprüfen und Sozialhilfe 
zu leisten (sog. Gesamtfallgrundsatz). Auf die Art und Weise, wie die 
Behörde von der Hilfebedürftigkeit erfährt, kommt es nicht an. Die 
Verpflichtung, von Amts wegen tätig zu werden, schließt z. B. einen 
Antrag nicht aus (fakultatives Antragsprinzip), setzt ihn aber auch 
nicht zwingend voraus. Hier ist dem Kreis L. die mögliche Hilfebe-
dürftigkeit erst am 17.03.2013 bekannt geworden. Danach würde eine 
– noch zu prüfende – Hilfeleistung erst am 17.03.2013 einsetzen. 
Wird einem nicht zuständigen Träger der Sozialhilfe oder einer 
nicht zuständigen Gemeinde im Einzelfall bekannt, dass Sozialhil-
fe beansprucht wird, so sind die darüber bekannten Umstände dem 
zuständigen Träger der Sozialhilfe oder der von ihm beauftragten 
Stelle unverzüglich mitzuteilen und vorhandene Unterlagen zu 
übersenden (§ 18 Abs. 2 Satz 1 SGB XII). Ergeben sich daraus die 
Voraussetzungen für die Leistung, setzt die Sozialhilfe zu dem nach 
Satz 1 maßgebenden Zeitpunkt ein (§ 18 Abs. 2 Satz 2 SGB XII). 
Im vorliegenden Fall wurde bei der Stadt Bad S. die Sozialhilfe 
beantragt, obwohl sie nicht zuständig war. Diese Kenntnis ist für 

das Einsetzen der Hilfe maßgebend. Sollten die Voraussetzungen 
für eine Leistungserbringung vorliegen, setzt die Hilfe also ab dem 
01.03.2013 ein.3 
Ein entsprechendes Ergebnis ist auch durch Anwendung des § 16 
Abs. 2 Satz 2 SGB I zu erzielen. Die dortige Fiktionsregelung gilt 
auch für den Bereich der Sozialhilfegewährung nach dem SGB XII, 
obwohl nach der dortigen Vorschrift ein Antrag für die Anwendung 
der Vorschrift Voraussetzung ist4. 

2.2.2.	Vertretung (§ 13 SGB X)

Wegen des Kenntnisgrundsatzes (vgl. § 18 Abs. 1 SGB XII) ist es 
prinzipiell unschädlich, wenn eine Vertretungsberechtigung nicht 
vorliegen würde. Eine dem Sozialhilfeträger bekannt gewordene 
Notlage ist von dem Sozialhilfeträger nachzugehen. Er muss dann 
von Amts wegen seine Leistungsverpflichtung prüfen. 
Die hier vorliegende Bevollmächtigung von Herrn K, für und an 
Stelle von Frau K einen Antrag auf Hilfe zur Pflege zu stellen, ist 
gemäß § 13 Abs. 1 SGB X möglich. Die Behörde hat sich dann 
grundsätzlich an Herrn K als Bevollmächtigten zu wenden (vgl. § 13 
Abs. 3 SGB X). Bei der Bekanntgabe eines etwaigen Bewilligungs
bescheides kann (Ermessen) sich die Behörde an Herrn K wenden 
(vgl. § 37 Abs. 1 Satz 2 SGB X). Sollte sie eine förmliche Zustellung 
wählen – muss der Bewilligungsbescheid des Kreises L. an Herrn K 
bekanntgegeben werden, da dieser eine schriftliche Vollmacht vorge-
legt hat (vgl. § 7 Abs. 1 Satz 2 VwZG).

2.2.3.	Anhörung (§ 24 SGB X)

Eine Anhörung eines Beteiligten ist vor Erlass eines eingreifenden 
Verwaltungsaktes notwendig. Ein eingreifender Verwaltungsakt liegt 
nur dann vor, wenn eine vorhandene Rechtsposition geschmälert wird. 
Sollte der Antrag auf Hilfe zur Pflege abgelehnt werden, bliebe der 
vorhandene status quo erhalten. Selbst dann kann auf eine Anhörung 
verzichtet werden. Die Durchführung einer Anhörung ist damit nicht 
notwendig.

3.	 Materielle Rechtmäßigkeit

Hilfe zur Pflege wird nach dem 7. Kapitel SGB XII geleistet, soweit 
der leistungsberechtigten Person und ihren nicht getrennt lebenden 
Ehegatten die Aufbringung der Mittel aus dem Einkommen und 
Vermögen nach den Vorschriften des 11. Kapitels SGB XII nicht 
zuzumuten ist (vgl. § 19 Abs. 3 SGB XII).

3 	 Ggf. ist auch § 4 Abs. 3 AG-SGB XII NW zu beachten. Kann danach ein Kreis 
als örtlicher Träger nicht rechtzeitig tätig werden, hat die kreisangehörige 
Gemeinde, auch in den Fällen des § 4 Abs. 2 AG-SGB XII NW, die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen.

4 	 Wenn bereits ein Antrag bei einem unzuständigen Leistungsträger dazu führt, 
dass dieser als rechtzeitig gestellt gilt, so muss dies erst recht für den Sozialhil-
feträger gelten, bei dem bereits die Kenntnis oder das Erkennen einer Hilfelage 
zum Zugang zu den Hilfen des SGB XII führt. Denn der Kenntnisgrundsatz des 
SGB XII bedeutet im Vergleich zu antragsabhängigen Leistungen einen niedrig-
schwelligeren Zugang zum Leistungskomplex des Sozialgesetzbuchs. Vgl. BSG, 
Urteil vom 26.08.2008, B 8/9b SO 18/07 R, NVwZ-RR 2009, 28 = FEVS 60, 385; 
BVerwG, Urteil vom 18.05.1995, 5 C 1/93, BVerwGE 98, 248 = DÖV 1995, 870.
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3.1.	 Voraussetzungen des 7. Kapitels SGB XII

3.1.1.	Leistungsberechtigte Person

Nach § 61 Abs. 1 Satz 1 SGB XII ist Personen, die wegen einer kör-
perlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung für 
die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im 
Ablauf des täglichen Lebens auf Dauer, voraussichtlich für mindestens 
sechs Monate, in erheblichem oder höherem Maße der Hilfe bedürfen, 
Hilfe zur Pflege zu leisten. Die Entscheidung der Pflegekasse über das 
Ausmaß der Pflegebedürftigkeit nach dem Elften Buch Sozialgesetz-
buch ist nach § 62 SGB XII auch der Entscheidung im Rahmen der 
Hilfe zur Pflege zu Grunde zu legen, soweit sie auf Tatsachen beruht, 
die bei beiden Entscheidungen zu berücksichtigen sind.
Die Pflegekasse hat laut Sachverhalt für Frau K die Pflegestufe III 
(Schwerstpflegebedürftigkeit) festgesetzt. Die Entscheidung der 
Pflegekasse beruht laut Sachverhalt auf Tatsachen, die auch einer 
Entscheidung nach dem SGB XII zugrunde liegen würden. Diese 
Entscheidung ist für den Träger der Sozialhilfe gemäß § 62 SGB XII 
bindend (sog. Tatbestands- und Feststellungswirkung eines Verwal-
tungsaktes). Die Voraussetzungen des § 61 Abs. 1 Satz 1 SGB XII 
sind erfüllt. Frau K erfüllt somit die sachlichen Voraussetzungen und 
gehört grundsätzlich zum anspruchsberechtigten Personenkreis. Die 
Bindungswirkung des § 62 SGB XII bedeutet des Weiteren, dass die 
Einordnung von Frau K als Schwerstpflegebedürftige aufgrund der 
von der Pflegekasse zuerkannten Pflegestufe III ebenfalls feststeht 
(vgl. § 64 Abs. 3 SGB XII). 

3.1.2.	Leistungen

Im vorliegenden Fall ist die Pflege im häuslichen Fall organisiert, so 
dass hier nur Leistungen der häuslichen Pflege in Betracht kommt. 

3.1.2.1.	 Pflegegeld

Die Hilfe zur Pflege umfasst nach § 61 Abs. 2 SGB XII u. a. die häus-
liche Pflege, die nach den Sachverhaltsangaben ausreicht. In einem 
solchen Fall regeln die §§ 64 bis 66 SGB XII das Nähere dazu (vgl. 
§ 63 Satz 2 SGB XII).
In Betracht kommen im vorliegenden Fall ein Pflegegeld sowie die 
Übernahme der Kosten für den Einsatz des Pflegeidenstes (besonde-
re Pflegekräfte).
Schwerstpflegebedürftige erhalten (vorbehaltlich der Prüfung der 
Leistungskonkurrenz nach § 66 SGB XII und des 11. Kapitels 
SGB XII) nach § 64 Abs. 3 SGB XII ein Pflegegeld in Höhe des 
Betrages nach § 37 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 SGB XI (z. Zt. 700,00 €). 
Nach § 64 Abs. 5 Satz 1 SGB XII setzt der Anspruch auf Pflegegeld 
des Weiteren voraus, dass der Pflegebedürftige mit dem Pflegegeld des-
sen Umfang entsprechend die erforderliche Pflege in geeigneter Weise 
selbst sicherstellt. Der Sachverhalt enthält keine Hinweise darauf, dass 
mit dem Pflegegeld die Organisation der Pflege durch nahe stehende 
Personen nicht vorgenommen werden kann. Vielmehr übernehmen 
sowohl Herr K als auch sein Sohn Teile der notwendigen Pflegeleis-
tungen. Deshalb ist davon auszugehen, dass mit Hilfe des Pflegegeldes 
die Pflege sichergestellt werden kann. Da das Pflegegeld eine Aner-
kennungszahlung für die Pflege darstellt, ist es nicht erforderlich, dass 
mit dem Pflegegeld der gesamte Bedarf der Pflege gedeckt wird. Aus 
§ 66 Abs. 2 Satz 1 SGB XII folgt vielmehr, dass Pflegepersonen und 
Pflegefachkräfte nebeneinander eingesetzt werden können.

3.1.2.2.	 Kosten der Pflegekraft

Ist neben der Pflege durch nahe stehende Personen die Heranzie-
hung einer besonderen Pflegekraft (z. B. eines anerkannten Pfle-
gedienstes) erforderlich, sind nach § 65 Abs. 1 Satz 2 SGB XII die 
angemessenen Kosten zu übernehmen. 
Der Einsatz des Pflegedienstes muss – neben oder anstelle der 
Pflege nach § 63 Satz 1 SGB XII (Übernahme der Pflege durch 
Nahestehende bzw. im Rahmen der Nachbarschaftshilfe) – „erfor-
derlich“ sein. Der Einsatz des Pflegedienstes ist nicht erforderlich, 
wenn die Pflege auch durch – die hier bereits vorhandenen und 
tätigen – Pflegepersonen (Herr K. und Sohn) erbracht werden 
kann. Diesbezüglich ist festzustellen, dass der Pflegeaufwand bei 
Pflegestufe III mindestens fünf Stunden beträgt (vgl. § 15 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 3 SGB XI). Dabei werden angesichts der körperlichen 
Einschränkungen von Frau K anspruchsvolle Pflegeverrichtungen 
durchgeführt werden müssen, die nur eine ausgebildete Fachkraft 
leisten kann. Hinzu kommt, dass Herr K immerhin an vier Tagen 
einer Berufstätigkeit nachgeht und der Sohn angesichts seines Stu-
diums ebenfalls nur zeitlich eingeschränkt zur Verfügung steht. 
Vor diesem Hintergrund ist festzustellen, dass die ehrenamtliche 
Hilfe von Herrn K und seinem Sohn als Pflegepersonen nicht aus-
reicht, um den pflegerischen Bedarf von Frau K zu decken. Es gibt 
schließlich keine Hinweise im Sachverhalt, die an der Erforder-
lichkeit des Pflegedienstes – auch im zeitlichen Umfang – Zwei-
fel aufkommen lassen. Darüber hinaus ist festzustellen, dass nach 
dem Sachverhalt der Pflegedienst die „notwendigen“ Verrichtun-
gen durchführt. Die Begriffe „notwendig“ und „erforderlich“ sind 
bedeutungsidentisch, so dass der Einsatz des Pflegedienstes im 
Umfang von 3 Stunden im Sinne von § 65 Abs. 1 Satz 2 SGB XII 
erforderlich ist. 
Nach § 62 SGB X ist der Sozialhilfeträger zwar inhaltlich an die 
Entscheidung der Pflegekasse über das Ausmaß der Pflegebedürf-
tigkeit nach dem Elften Buch gebunden und damit an die Feststel-
lung, welche Pflegestufe vorliegt. Die Bindungswirkung erstreckt 
sich aber nicht auf den Leistungsumfang. Da die Leistungen der so-
zialen Pflegeversicherung der Höhe nach begrenzt sind, hat der So-
zialhilfeträger – ausgehend von den Feststellungen der Pflegekasse 
zum Ausmaß der Pflegebedürftigkeit – den tatsächlichen Bedarf 
zu decken (Bedarfsdeckungsgrundsatz). Auch in dieser Hinsicht 
können daher die erforderlichen Kosten des Pflegedienstes über-
nommen werden.
Weiterhin können nur „angemessene Kosten“ übernommen wer-
den. Die für die Pflegeleistungen zu zahlende Vergütung richtet 
sich nach den maßgeblichen Vergütungsvereinbarungen (vgl. § 75 
Abs. 5 SGB XII). Diese Bindungswirkung dient der Sicherung ei-
ner einheitlichen Vergütung von Pflegesachleistungen gerade vor 
dem Hintergrund, dass Sozialhilfeträger einen – gegenüber der 
Pflegekasse – weitergehenden Bedarf der leistungsberechtigten 
Person decken müssen. Der Kreis L. ist – da die Erforderlichkeit der 
Leistungserbringung bereits bejaht wurde – somit grundsätzlich 
verpflichtet, den Vergütungsvereinbarungen entsprechende, die 
Beträge der Pflegekasse übersteigende Leistungen zu übernehmen. 
Es handelt sich deshalb bei den in Rechnung gestellten Beträ-
gen um angemessene Kosten im Rahmen des § 65 Abs 1 Satz 2 
SGB XII. 
Ein Ausschluss oder eine Einschränkungen der Kostenübernahme 
für die besondere Pflegekraft des Diakonischen Werkes kommt da-
mit nicht in Betracht. 
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Damit ergeben sich zunächst die folgenden Bedarfe:

Bedarf Betrag
Pflegegeld nach § 64 Abs. 3 SGB XII 700,00 €
Kosten der Pflegekraft nach § 65 Abs. 1 S. 2 SGB XII 1.750,00 €
Gesamtbedarf 2.450,00 €

3.1.3.	Leistungskonkurrenz

Bestimmungen zu dem Fall einer Leistungskonkurrenz enthält § 66 
SGB XII. Die Vorschrift verfolgt den Zweck, die Leistungserbrin-
gung zu harmonisieren, wenn ein oder mehrere Leistungsträger glei-
che oder unterschiedliche Leistungen der Hilfe zur Pflege erbringen. 
Insbesondere sollen Doppelleistungen vermieden werden und dem 
Nachranggrundsatz der Sozialhilfe Geltung verschafft werden. 
§ 66 SGB XII unterscheidet zwischen Anrechnungs- und Kürzungs-
tatbeständen.

Anrechnung der Sachleistung aus der Pflegeversicherung

Gemäß § 66 Abs. 4 Satz 1 SGB XII werden Leistungen nach § 65 
Abs. 1 SGB XII insoweit nicht erbracht, als Pflegebedürftige in der 
Lage sind, zweckentsprechende Leistungen nach anderen Rechts-
vorschriften in Anspruch zu nehmen. Mit dieser Vorschrift wird 
der in § 2 SGB XII normierte Grundsatz der Nachrangigkeit der 
Sozialhilfe konkretisiert. Die leistungsberechtigte Person hat daher 
die vorrangigen zweckentsprechenden Leistungen der Pflegeversi-
cherung in Anspruch zu nehmen, bevor der Träger der Sozialhilfe 
zur Leistung verpflichtet ist. Im vorliegenden Fall erhält Frau K eine 
Sachleistung aus der Pflegeversicherung nach § 36 Abs. 3 SGB XI 
zur Finanzierung der Kosten der Pflegekraft in Höhe von 1.550,00 €. 
Es handelt sich um die maximale Leistungshöhe der Pflegeversi-
cherung, so dass sich Frau K nicht und auch nicht teilweise (vgl. das 
Wort „soweit“ in § 66 Abs. 4 Satz 1 SGB XII) auf den Nachrang-
grundsatz verweisen lassen muss und Leistungen der Sozialhilfe für 
den nicht gedeckten Teil der Pflegesachkosten ausgeschlossen sind. 
Damit kommt eine Berücksichtigung dieses Bedarfs im Rahmen des 
SGB XII in Höhe von 200,00 € in Betracht.

Kürzung des Pflegegeldes

Gemäß § 66 Abs. 2 Satz 1 SGB XII werden die Leistungen nach 
§ 65 SGB XII neben den Leistungen nach § 64 SGB XII erbracht. 
Grundsätzlich kann daher das Pflegegeld als Leistung nach § 64 
Abs. 3 SGB XII neben den Leistungen der Kosten der Pflegekraft als 
Leistung nach § 65 Abs. 1 Satz 2 SGB XII erbracht werden. Werden 
Leistungen nach § 65 Abs. 1 SGB XII oder gleichartige Leistungen 
nach anderen Rechtsvorschriften erbracht, kann das Pflegegeld um 
bis zu zwei Drittel gekürzt werden (vgl. § 66 Abs. 2 Satz 2 SGB 
XII). Bei der Sachleistung der Pflegeversicherung nach § 36 Abs. 3 
SGB XI handelt es sich um eine dem § 65 Abs. 1 Satz 2 SGB XII 
entsprechende Leistung. Auch werden Leistungen nach § 65 Abs. 1 
SGB XII erbracht. Die Voraussetzungen für eine Kürzung des Pfle-
gegeldes liegen damit vor.
Auf der Rechtsfolgeseite ist Ermessen zu berücksichtigen. Ermessen 
besteht hinsichtlich der Frage, „ob“ eine Kürzung erfolgt (sog. Ent-
schließungsermessen) als auch – für den Fall, dass eine Kürzung in 
Frage kommt – hinsichtlich der Höhe einer Kürzung. Maximal kann 

das Pflegegeld um bis zu zwei Drittel gekürzt werden. Ein Drittel des 
Pflegegeldes muss der leistungsberechtigten Person folglich verblei-
ben (§ 66 Abs. 2 Satz 2 SGB XII im Umkehrschluss). 
Würde das Pflegegeld ungekürzt gezahlt, würde Pflegegeld für ei-
nen Pflegeumfang entsprechend einer alleinigen Pflege durch ehren-
amtliche Pflegepersonen gezahlt. Damit käme es teilweise zu einer 
Doppelleistung von Leistungen der Pflegeversicherung und des So-
zialhilfeträgers für eine durchgeführte Pflege im Gesamtumfang von 
fünf Stunden. Frau K bzw. die Pflegepersonen werden durch die vom 
Pflegedienst erbrachten Leistungen in nicht unerheblich Umfang 
von drei Stunden Pflegeleistungen entlastet. Von einer Kürzungs-
möglichkeit ist im Rahmen des Entschließungsermessens daher Ge-
brauch zu machen. 
Für den Umfang der Kürzung (Frage des Auswahlermessens) können 
folgende Gesichtspunkte eine Rolle spielen:

–	 Entlastung der Pflegeperson(en) durch den Pflegedienst,
–	� Erhaltung der Pflegebereitschaft sowie Vorrang der häuslichen 

Pflege (vgl. § 13, § 63 SGB XII),
–	� Umfang der verbleibenden Pflegetätigkeiten der Pflegepersonen 

im häuslichen Umfeld.

Herr K und sein Sohn führen tägliche Pflegeverrichtungen im Um-
fang von zwei Stunden durch. Die Entlastung durch den Pflegedienst 
ist aufgrund der Berufstätigkeit von Herrn K und der Studiumstätig-
keit des Sohnes geboten. Angesichts der vorliegenden Pflegestufe III 
ist weiterhin bei lebensnaher Interpretation des Sachverhalts davon 
auszugehen, dass eine professionelle Pflege über die ehrenamtlich 
durchgeführte Pflege als Ergänzung zwingend notwendig ist. Da die 
nahe stehenden Personen durch den Einsatz der besonderen Pflege-
kraft entlastet werden, andererseits aber immer noch einen großen 
Teil der Pflegeverrichtungen übernehmen – hier im Umfang von 
2/5 der Pflegeaufwendungen – kommt unter Berücksichtigung der 
Aufrechterhaltung der Pflegebereitschaft eine Kürzung von 50 v. H. 
des Pflegegeldes in Betracht.5
Damit ergibt sich ein sozialhilferechtlich zu berücksichtigender Pfle-
gegeldbedarf von 350,00 €.
Unter Berücksichtigung der Leistungskonkurrenz besteht damit ein 
Bedarf in Höhe von:
•	� 200,00 € (ungedeckte Kosten der Pflegekraft nach Anrechnung 

der Leistungen der Pflegekasse),
•	� 350,00 € (gekürztes Pflegegeld zur Vermeidung von Doppelleis-

tungen),
•	 insgesamt damit ein Bedarf von 550,00 €.

Bedarf Betrag
Pflegegeld nach § 64 Abs. 3 SGB XII 700,00 €
Kosten der Pflegekraft nach § 65 Abs. 1 S. 2 SGB XII 1.750,00 €
Gesamtbedarf ohne Berücksichtigung der Leistungskonkurrenz 2.450,00 €

Leistungskonkurrenz nach § 66 SGB XII
Anrechnung Leistungen der Pflegeversicherung nach § 66 Abs. 4 SGB XII – 1.550,00 €
Kürzung dses Pflegegeldes nach § 64 Abs. 3 SGB XII – 350,00 €
Gesamtbedarf 550,00 €

5 	 Auch andere Auffassungen bzw. andere Ergebnisse sind mit entsprechender 
Begründung gut vertretbar.
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3.1.	Voraussetzungen des 11. Kapitels SGB XII

3.1.1.	Einsatzgemeinschaft

Nach § 19 Abs. 3 SGB XII kann die Hilfe zur Pflege nur geleis-
tet werden, soweit dem Leistungsberechtigten und seinem nicht 
getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartner die Aufbringung 
der Mittel aus dem Einkommen (vgl. §§ 82 bis 89 SGB XII) und 
Vermögen (vgl. §§ 90, 91 SGB XII) nach den Vorschriften des Elften 
Kapitels dieses Buches nicht zuzumuten ist. 
Der zumutbare Umfang bestimmt sich nach den Vorschriften des 
11. Kapitels SGB XII. Die Aufbringung der Mittel ist soweit nicht 
zuzumuten, wie das Einkommen eine Einkommensgrenze nicht 
übersteigt (vgl. § 85 SGB XII, § 87 SGB XII), in bestimmten Kons-
tellationen auch dann, wenn das Einkommen unterhalb der Einkom-
mensgrenze liegt (vgl. § 88 SGB XII). 
Zu berücksichtigen ist, dass Herr und Frau K nicht getrennt lebende 
Ehegatten sind. Gemäß § 19 Abs. 3 SGB XII ist damit das gemein-
same Einkommen und Vermögen im Rahmen der hier vorliegenden 
Einsatzgemeinschaft zu berücksichtigen.
Gegen die Berücksichtigung des Einkommens von Herrn K wenden 
sich die Eheleute K (bzw. Herr K als Betroffener und gleichzeitig 
Bevollmächtigter). Dies ist zu untersuchen.
Möglicherweise verhindert die Erbringung von Pflegeleistungen 
durch Herrn K die Berücksichtigung seines Einkommens. Eine sol-
che Schlussfolgerung könnte aus § 1612 Abs. 1 Satz 2 BGB gezogen 
werden. Danach kann der Unterhaltsverpflichtete seinen Unterhalt 
auch in anderer Form als in Geld erbringen. Denkbar ist es deshalb, 
dass Herr K keine weiteren Zahlungen an seine Ehefrau erbringen 
muss, da er seine Zahlungen in Form von Naturalunterhalt durch 
Betreuungs- und Pflegeleistungen erbringt. 
Dies kann allerdings nur dann gelten, wenn das private Unterhalts-
recht die Vorschriften des öffentlichen Sozialrechts hinsichtlich eines 
etwaigen Einkommenseinsatzes verdrängt. 
Unterhaltsansprüche spielen im Rahmen des Einkommenseinsatzes 
einer Einsatzgemeinschaft aber gerade keine Rolle. Der Übergang 
von Unterhaltsansprüchen ist nach § 94 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 
SGB XII ausgeschlossen, wenn die unterhaltspflichtige Person (hier 
der Ehemann) zum Personenkreis des § 19 Abs. 3 SGB XII gehört. 
Der Gesetzgeber berücksichtigt dabei, dass das Einkommen des 
Ehemanns als Unterhaltspflichtigen bereits im Rahmen der Einsatz-
gemeinschaft angerechnet wird.6 
Damit verdrängt der private Unterhaltsanspruch nicht den Einkom-
menseinsatz im Rahmen des Soziahilferechts. Die Einsatzverpflich-
tungen im Rahmen einer Einsatzgemeinschaft des Sozialhilferechts 
genießen daher spezialgesetzlichen Vorrang vor der Ermittlung ei-
ner allgemeinen Unterhaltspflicht. Auch weitere Vorschriften des 
SGB XII modifizieren an anderen Stellen zivilrechtliche Unterhalts-
verpflichtungen (z. B. § 43 Abs. 2 SGB XII, §§ 92, 92a SGB XII), in 
dem der Einkommens- und Vermögenseinsatz zwischen unterhalts-
rechtlichen Personen genau festgelegt wird.

6 	 Angesichts fehlender Hinweise im Sachverhalt kann von den Studierenden nicht 
erwartet werden, dass der Bezug zum privatrechtlichen „Naturalunterhalt“ im 
Sinne des § 1612 Abs. 1 Satz 2 BGB hergestellt wird. Es wird aber erwartet, dass 
aus § 94 Abs. 1 Satz 3 SGB XII der logische Schluss gezogen wird, dass die Frage 
von Unterhaltsleistungen im Rahmen einer Einsatzgemeinschaft gerade keine 
Rolle spielt, weil an die Stelle von unterhaltsrechtlichen Leistungsverpflichtungen 
sozialhilferechtliche Einsatzverpflichtungen in einer Einsatzgemeinschaft treten.

3.1.2.	Einkommen von Frau K

Es ist daher zunächst das zu berücksichtigende Einkommen zu er-
mitteln.
Zum Einkommen gehören alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert, 
unabhängig von Herkunft, Rechtsnatur und Steuerpflicht (vgl. § 82 
Abs. 1 Satz 1 SGB XII, § 1 VO zu § 82 SGB XII). 
Die Erwerbsminderungsrente der Ehefrau fließt monatlich zu und 
stellt daher nach der Zuflusstheorie Einkommen dar. Gründe von ih-
rer Berücksichtigung abzusehen – vgl. § 82 Abs.1, § 83, § 84 SGB XII 
– sind nicht ersichtlich. Insbesondere handelt es sich bei der Erwerbs-
minderungsrente nicht um eine Entschädigungsrente, z. B. nach dem 
Bundesversorgungsgesetz. Die Nettorente steht daher in Höhe von 
1.250,00 € grundsätzlich zur Bedarfsdeckung zur Verfügung.

3.1.3.	Einkommen von Herrn K

Das Einkommen von Herrn K aus seiner Erwerbstätigkeit stellt 
ebenfalls Einkommen dar, da es im Bedarfszeitraum März zufließt. 
Um das sozialhilferechtlich zu berücksichtigende Einkommen zu 
ermitteln, ist von den Bruttoeinnahmen auszugehen (vgl. § 3 Abs. 3 
Satz 1 VO zu § 82 SGB XII). 
Das Einkommen von Herrn K aus Erwerbstätigkeit beläuft sich 
nach Abzug von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen (vgl. § 82 
Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 SGB XII) auf 1.600,00 €. 
Nach § 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII sind weiter abzusetzen u. a. ge-
förderte Altersvorsorgebeiträge nach § 82 des Einkommensteu-
ergesetzes (EStG), soweit sie den Mindesteigenbeitrag nach § 86 
EStG nicht überschreiten. Ein solcher Altersvorsorgevertrag (sog. 
„Riester-Rente“) besteht für Herrn K. Er zahlt nach den im Antrag 
vorgenommenen Angaben hierfür monatlich 40,00 € ein. Damit wird 
zwar der Mindesteigenbetrag (vgl. § 86 Abs. 1 EStG) von 4 v. H. 
des Vorjahres-Bruttoeinkommens (also 0,04 x 2.000,00 € = 80,00 €) 
nicht erreicht. Auf die Abzugsfähigkeit nach § 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB 
XII hat dies keine Auswirkungen, da die Vorschrift nur auf eine Be-
schränkung bei Überschreitung des Mindesteigenbeitrags abstellt. 
Die Unterschreitung hat nur zur Folge, dass die Zulage gem. § 86 
EStG gekürzt wird. Damit wird der Grund für die Abzugsfähigkeit 
nach sozialhilferechtlichen Maßstäben nicht in Frage gestellt. 
Abzuziehen sind auch die mit der Erzielung des Einkommens ver-
bundenen notwendigen Ausgaben (vgl. § 82 Abs. 2 Nr. 4 SGB XII). 
Als Aufwendungen für Arbeitsmittel ist – wenn wie hier keine konkre-
ten und höheren Aufwendungen nachgewiesen werden – ein Betrag von 
5,20 € berücksichtigt werden. Es handelt sich um einen Absetzungsbe-
trag nach § 3 Abs. 4 Nr. 1 i. V. m. § 3 Abs. 5 VO zu § 82 SGB XII (vgl. 
Klammerzusatz in § 3 Abs. 5 SGB XII). Gewerkschaftsbeiträge sind 
Beiträge für Berufsverbände und fallen deshalb unter die Vorschrift des 
§ 3 Abs. 4 Nr. 3 SGB XII. Sie sind deshalb nicht an Stelle der Arbeits-
mittelpauschale von 5,20 € (Werbungskostenpauschale) anzusetzen. 
Gemäß § 3 Abs. 4 Nr. 2 i. V. m. § 3 Abs. 6 Nr. 2 VO zu § 82 SGB XII 
ist bei Benutzung eines Kfz eine monatliche Pauschale von 5,20 € 
für jeden vollen Kilometer, den die Wohnung von der Arbeitsstätte 
entfernt liegt, jedoch nicht mehr als 40 Kilometer anzusetzen. Bei 
einer Beschäftigungsdauer von weniger als einem Monat sind die 
Beträge anteilmäßig zu kürzen. Eine Anerkennung der Fahrtkos-
tenaufwendungen ist aber nur dann möglich, wenn die Benutzung 
eines öffentlichen Verkehrsmittels nicht möglich oder im Einzelfall 
nicht zumutbar ist und deshalb die Benutzung eines Kfz erforder-
lich ist (vgl. § 3 Abs. 6 Nr. 2 VO zu § 82 SGB XII). Herr K leidet 
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an einer Halbseitenlähmung. Er ist gehbehindert und im Besitz 
eines Schwerbehindertenausweises. Unter Berücksichtigung seiner 
Behinderung ist er daher für die Fahrten zur Arbeit auf das Kfz 
angewiesen und kann nicht auf den ÖPNV verwiesen werden. Für 
die Berechnung der Fahrtkostenaufwendungen sind nur „volle“ Ki-
lometer zu berücksichtigen. Als Entfernung zur Arbeitsstelle sind 
daher nicht aufgerundete 26,00 km oder die genaue Entfernung 
von 25,80 km zugrunde zu legen, sondern 25,00 km. Weiter ist zu 
berücksichtigen, dass Herr K nicht einen vollen Monat arbeitet, 
sondern nur einer Teilzeitbeschäftigung nachgeht. Gemäß § 3 Abs. 
6 Satz 2 VO zu § 82 SGB XII ist daher der Arbeitsmonat von 
grundsätzlich 19 Tagen nur anteilig in Höhe von 4/5 von 25 km, 
damit also 20 km, der Berechnung zugrunde zu legen. Damit sind 
bei Herrn K berufsbedingte Fahrkosten in Höhe von 104,00 € zu 
berücksichtigen. 
Da Herr K unter Berücksichtigung seiner eigenen Behinderung 
für die Fahrten zur Arbeit auf das Kfz angewiesen ist und das Kfz 
auch vermögensrechtlich geschützt ist (vgl. § 90 Abs. 3 SGB XII), ist 
auch die entsprechende Haftpflichtversicherung als gesetzlich vor-
geschriebene Versicherung (vgl. § 1 PflVG) nach § 82 Abs. 2 Nr. 3 
SGB XII in Höhe von 20,00 € abzusetzen. Diese ist nicht in der 
Kilometerpauschale enthalten7. 
Der Gewerkschaftsbeitrag ist ein Beitrag zu einem Berufsverband8, 
so dass dieser nach § 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 VO zu § 82 SGB XII oder 
alternativ in direkter zu § 82 Abs. 2 Nr. 4 SGB XII als Absetzungsbe-
trag vom Einkommen in Höhe von 20,00 € zu berücksichtigen ist.9 
Die Hausratversicherung kann nach § 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII aner-
kannt werden, wenn es sich dem Grunde und der Höhe nach um eine 
angemessene Versicherung handelt. Die Hausratversicherung sichert 
ein übliches Lebensrisiko ab und ist bei weiten Teilen der Bevölke-
rung, auch bei solchen, die über ein Einkommen knapp oberhalb der 
Sozialhilfegrenze verfügen, eine anerkannte und auch bestehende Ver-
sicherung. Der in Höhe von 10,00 € entrichtete Beitrag ist ebenfalls 
als angemessen zu bezeichnen. Die für die Versicherung entrichteten 
Beiträge können daher einkommensmindernd berücksichtigt werden.
Weitere private Versicherungen (z. B. Unfallversicherung) sind nicht 
benannt worden. 
Ein Freibetrag wegen Erwerbstätigkeit gem. § 82 Abs. 3 Satz 1 
SGB XII ist nicht abzuziehen. Dieser ist ausdrücklich nur für Leis-
tungen zum Lebensunterhalt nach dem 3. und 4. Kapitel SGB XII, 
nicht aber für andere Hilfearten wie die Hilfe zur Pflege vorgese-
hen. Auch zur Vermeidung von Unstimmigkeiten mit dem Recht 
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch ist ein solcher Freibetrag 
nicht über die allgemeine Ausnahmeregelung des § 82 Abs. 3 Satz 3 
SGB XII einzuräumen. Zwar unterfiele der erwerbsfähige Herr K 
im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende dem Recht des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch. Die hier streitigen Hilfen in be-
sonderen Lebenslagen (so die ehemalige Bezeichnung für die Hilfen 
nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII) sind im Leistungsrecht des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch jedoch nicht vorgesehen, so dass 

7 	 Vgl. Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 02.09.2009, 4  Ta 
7/09, juris; vgl. ausführlich zu dieser Frage OVG Brandenburg, Urteil vom 
27.11.2003, 4 A 220/03, ZFSH/SGB 2004, 238.

8 	 Ein Berufsverband ist eine freie und unabhängige Interessenvertretung, deren 
Mitglieder Angehörige desselben Berufes oder nahe verwandter Berufe sind. Der 
Berufsverband nimmt die Interessen auf gesellschaftlichem, wirtschaftlichem und 
sozialem Gebiet wahr. Berufsverbände sind grundsätzlich fachlich bzw. branchen-
mäßig organisiert, so z. B. als Arbeitgeberverbände oder Gewerkschaften.

9 	 Vgl. BVerwG, Urteil vom 04.06.1981, 5 C 46/80, BVerwGE 62, 275 – NDV 1981, 
281.

eine Ungleichbehandlung zwischen dem Leistungsrecht des SGB II 
und dem Leistungsrecht nach dem SGB XII nicht entstehen kann. 
Weiterhin ist fraglich, wie mit dem Kindergeld zu verfahren ist. Nach 
§ 82 Abs. 1 Satz 3 SGB XII ist das Kindergeld dem jeweiligen min-
derjährigen Kind als Einkommen zuzurechnen, soweit es bei diesem 
zur Deckung des notwendigen Lebensunterhalts, mit Ausnahme der 
Bedarfe nach § 34 SGB XII, benötigt wird. Der Sohn ist 23 Jahre 
alt, die Tochter ist 21 Jahre alt. Beide Kinder sind also nicht mehr 
minderjährig (vgl. § 2 BGB). Die Tochter wohnt zudem nicht mehr 
im Haushalt der Eltern. Die Tatbestandsvoraussetzungen für eine 
Anwendung der Vorschrift liegen daher nicht vor. 
Des Weiteren kann die grundsätzliche Anwendbarkeit der Vorschrift 
des § 82 Abs. 1 Satz 3 SGB XII verneint werden, weil die Vorschrift 
nur dann anwendbar erscheint, wenn das Kindergeld zur Deckung 
des notwendigen Lebensunterhalts notwendig ist. Hier stellt sich 
aber nicht die Frage nach Leistungen zum Lebensunterhalt, sondern 
nach Leistungen der Hilfe zur Pflege. 
Die Zuordnungsvorschrift des § 82 Abs. 1 Satz 3 SGB XII ist daher 
auf dem vorliegenden Fall nicht anwendbar. 
Somit gelten die allgemeinen Regeln des Einkommenssteuerrechts. 
Bei volljährigen Kindern – wie hier – ist das Kindergeld daher sozi-
alhilferechtlich grundsätzlich eine Einnahme dessen, an den es als 
Leistungsberechtigten (vgl. § 64 Abs. 2 EStG) ausgezahlt wird. Kin-
dergeldberechtigter Elternteil ist Herr K. Das Kindergeld steht ihm 
im Sinne der Zuflusstheorie auch tatsächlich zur Verfügung (sog. 
„bereite Mittel“), da er das Einkommen nicht – de facto – an seine 
Kinder weiterleitet (vgl. insoweit § 1 Abs. 1 Nr. 8 ALG II-V). Daher 
ist das Kindergeld als Einkommen bei Herrn K zu berücksichtigen. 
Das zu berücksichtigende Einkommen von Herrn und Frau K be-
läuft sich mithin auf folgenden Betrag:

Einkommen Betrag Rechtsgrundlage
Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit

2.000,00 €
§ 82 Abs. 1 SGB XII,  
§ 1, § 3 VO zu § 82 SGB XII

Steuern und 
Versicherungsbeiträge

– 400,00 € § 82 Abs. 2 Nr. 1, Nr. 2 SGB XII

Hausratversicherung – 10,00 € § 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII
Kfz-Haftpflichtversicherung – 20,00 € § 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII
Altersvorsorgevertrag – 40,00 € § 82 Abs. 2 Nr. 3 SGB XII

Arbeitsmittelpauschale – 5,20
§ 82 Abs. 2 Nr. 4 SGB XII 
§ 3 Abs. 4 Nr. 1 i.V.m. § 3 Abs. 5 VO zu 
§ 82 SGB XII

Fahrtkosten 104,00 €
§ 82 Abs. 2 Nr. 4 SGB XII 
§ 3 Abs. 4 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 6 VO zu 
§ 82 SGB XII

Gewerkschaftsbeitrag – 20,00 €
§ 82 Abs. 2 Nr. 4 SGB XII 
§ 3 Abs. 4 Nr. 3 zu § 82 SGB XII

anrechenbares Einkommen 1.400,80 €

Kindergeld 368,00 €
§ 82 Abs. 1 SGB XII 
§ 1, § 8 VO zu § 82 SGB XII

Einkommen Frau K 1.250,00 €
§ 82 Abs. 1 SGB XII 
§ 1, § 8 VO zu § 82 SGB XII

zu berücksichtigendes 
Gesamteinkommen

3.018,80 €
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3.1.4.	Einkommensgrenze

Dem Einkommen ist eine Einkommensgrenze gegenüberzustellen. 
Mit Ausnahme der Regelungen nach § 88 SGB XII – die hier nicht 
einschlägig sind – ist nur ein zumutbarer Einkommenseinsatz (vgl. 
§ 19 Abs. 3 SGB XII) oberhalb der Einkommensgrenze zu prüfen.
Die Einkommensgrenze bestimmt sich nach § 85 Abs. 1 SGB XII, 
da Frau K als nachfragende Person volljährig ist. Die Einkommens-
grenze ergibt sich aus 

1.	� einem Grundbetrag in Höhe des Zweifachen der Regelbedarfs-
stufe 1 nach der Anlage zu § 28 SGB XII,

2.	� den Kosten der Unterkunft, soweit die Aufwendungen hierfür den 
der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen Umfang nicht 
übersteigen und

3.	� einem Familienzuschlag in Höhe des auf volle Euro aufgerunde-
ten Betrages von 70 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach 
der Anlage zu § 28 SGB XII für den nicht getrennt lebenden 
Ehegatten oder Lebenspartner und für jede Person, die von der 
nachfragenden Person, ihrem nicht getrennt lebenden Ehegatten 
oder Lebenspartner überwiegend unterhalten worden ist oder für 
die sie nach der Entscheidung über die Erbringung der Sozialhilfe 
unterhaltspflichtig werden.

Der Grundbetrag beläuft sich auf zweimal 382,00 € und damit ins-
gesamt auf 764,00 €.
Der Familienzuschlag in Höhe von aufgerundeten 70 v. H. der Re-
gelbedarfsstufe 1 (= 268,00 €) wird für Herrn K als nicht getrennt 
lebenden Ehegatten gewährt. 
Außerdem wird der Familienzuschlag für jede Person in Ansatz ge-
bracht, die von der nachfragenden Person und/oder ihrem nicht ge-
trennt lebenden Ehegatten überwiegend unterhalten wird10. Nach 
dem Bearbeitungshinweis Nr. 2 ist eine Person überwiegend unter-
halten, wenn diese von der nachfragenden Person und/oder seinen 
Partner mindestens die Regelbedarfsstufe 1 von zur Zt. 382,00 € er-
hält. Das ist bei dem Sohn und der Tochter der Fall. Damit ist auch 
für diese beiden Personen der Familienzuschlag von jeweils 268,00 € 
in die Einkommensgrenze einzurechnen. 
Es kommt nach dem Wortlaut nicht darauf an, dass die Kinder Mit-
glieder der Einsatzgemeinschaft sind. Dies ist gerechtfertigt, weil 
die Einkommensgrenze sicherstellen will, dass nur ein „zumutbarer 
Einkommenseinsatz“ gefordert wird, so dass etwaige tatsächliche 
Unterhaltsbelastungen in die Einkommensgrenze eingerechnet wer-
den. Da grds. nur ein Einkommen oberhalb der Einkommensgrenze 
gefordert wird, bleibt auf diese Weise den nachfragenden Personen 
der Einsatzgemeinschaft ein angemessener Betrag zur Sicherung der 
eigenen Lebensführung. 
Die angemessenen Kosten der Unterkunft belaufen sich auf 300,00 €. 
Die Heizungskosten bleiben bei der Berechnung der Einkommens-
grenze unberücksichtigt. Dies ergibt sich aus einem systematischen 
Vergleich mit § 35 SGB XII. Dort wird zwischen Unterkunftskosten 
und Heizkosten als zwei Bedarfspositionen unterschieden, so dass  
 

10 	Wann eine Person „überwiegend unterhalten“ wird, ist in der Literatur noch 
nicht eindeutig geklärt. Es ist z. B. möglich, sich an den Beträgen der Düsseldor-
fer Tabelle zu orientieren. Eine andere Meinung nimmt einen „überwiegenden 
Unterhalt an“, wenn die (vermeintlich) unterhaltene Person lediglich über ein 
Einkommen bis zur Höhe des Familienzuschlags verfügt. Vgl. Hohm in Schell-
horn/Schellhorn/Hohm, § 85 SGB XII, Rn. 29–31.

dort, wo keine Unterscheidung getroffen ist, die Bedarfspositionen 
nur einzeln berücksichtigt werden können.
Es werden des Weiteren diejenigen Unterkunftskosten berücksich-
tigt, die das Einkommen der hilfesuchenden Personen in der Ein-
satzgemeinschaft belasten.11 Die Einkommensgrenze will tatsächli-
che Belastungen berücksichtigen, damit die nachfragenden Personen 
nicht gleichzeitig auf Leistungen zum Lebensunterhalt angewiesen 
sind bzw. erreichen, dass nur ein zumutbarer Einkommenseinsatz 
(vgl. § 19 Abs. 3 SGB XII) gefordert wird. Denn generell soll den 
nachfragenden Personen eine angemessene Lebensführung erhal-
ten bleiben. Wie bereits festgestellt, kann der im Haushalt lebende 
Sohn seinen Anteil an den Unterkunftskosten mangels Einkommen 
nicht selbst bestreiten. Er wird deshalb „überwiegend unterhalten“, 
so dass für ihn ein Familienzuschlag gewährt wird. Eine Entlastung 
bei den Unterkunftskosten durch den Sohn, der diese selbst tragen 
könnte, ist daher nicht anzunehmen. Es ist anerkannt, dass für die 
Personen, für die auch ein Familienzuschlag gewährt wird, auch die 
Unterkunftskosten übernommen werden, wenn sie im Haushalt der 
nachfragenden Person(en) bzw. der Einsatzgemeinschaft leben. Die 
tatsächlichen Belastungen durch den im Haushalt lebenden Sohn 
müssen daher in der Einkommensgrenze berücksichtigt werden, so 
dass die gesamten Unterkunftskosten in Höhe von 300,00 € als ange-
messene Kosten übernahmefähig sind.
Die Einkommensgrenze beträgt damit:

Grundfreibetrag nach § 85 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII 764,00 €
Kosten der Unterkunft nach § 85 Abs. 1 Nr. 2 SGB XII 300,00 €
Familienzuschalg nach § 85 Abs. 1 Nr. 3 SGB XII für Ehepartner 268,00 €
Familienzuschalg nach § 85 Abs. 1 Nr. 3 SGB XII für Sohn 268,00 €
Familienzuschalg nach § 85 Abs. 1 Nr. 3 SGB XII für Tochter 268,00 €
Einkommensgrenze 1.868,00 €

Ein Einkommensüberhang ist nach § 87 Abs. 1 Satz 1 SGB XII nur 
„in angemessenem Umfang“ – allerdings zwingend – einzusetzen. 
Ein Ermessen des Sozialhilfeträgers besteht auf Rechtsfolgenseite 
nicht. Bei dem „angemessenen Umfang“ handelt es sich um einen 
unbestimmten Rechtsbegriff, der der Behörde auch keinen Beurtei-
lungsspielraum auf Tatbestandsebene einräumt, vielmehr der unein-
geschränkten gerichtlichen Überprüfung unterliegt.12 
Bei der Prüfung, welcher Umfang des Einkommenseinsatzes an-
gemessen ist, sind insbesondere die Art des Bedarfs, die Art oder 
Schwere der Behinderung oder der Pflegebedürftigkeit, die Dauer 
und Höhe der erforderlichen Aufwendungen sowie besondere Belas-
tungen der nachfragenden Person und ihrer unterhaltsberechtigten 
Angehörigen zu berücksichtigen (vgl. § 87 Abs. 1 Satz 2 SGB XII). 
Bei schwerstpflegebedürftigen Menschen nach § 64 Abs. 3 SGB XII 
und blinden Menschen nach § 72 SGB XII ist ein Einsatz des Ein-
kommens über der Einkommensgrenze in Höhe von mindestens 60 
v. H. nicht zuzumuten (§ 87 Abs. 1 Satz 3 SGB XII). Frau K ist 
schwerstpflegebedürftig i.  S.  d. § 64 Abs. 3 SGB XII und erfüllt 
damit die Voraussetzungen des § 87 Abs. 1 Satz 3 SGB XII. Nach 
dem eindeutigen Wortlaut des § 87 Abs. 1 Satz 3 SGB XII sind 
mindestens 60 v. H. „des Einkommens über der Einkommensgrenze“  
 

11 	Vgl. Hohm in Schellhorn/Schellhorn/Hohm, § 85 SGB XII, Rn. 26.
12 	Vgl. BVerwG, Urteil vom 26.10.1989, 5 C 30/86, NDV 1990, 57 = FEVS 39, 93.
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freizulassen. Das Wort „mindestens“ bedeutet, dass auch eine höhere 
Freilassung und damit ein geringerer Einkommenseinsatz möglich ist. 
Fraglich ist, ob zunächst etwaige vorhandene Belastungen vom Ein-
kommensüberhang abzusetzen sind oder erst der Einkommenseins-
atz nach § 87 Abs. 1 Satz 3 SGB XII zu ermitteln ist.
Die Regelung des § 87 Abs. 1 Satz 3 SGB XII bestimmt eine Höchst-
grenze der Zumutbarkeit des Einkommenseinsatzes mit 40 v. H. des 
Einkommensüberhanges, bezogen auf die Einkommensgrenze des 
§ 85 SGB XII und den daraus folgenden Einkommensüberhang. Das 
Gesetz regelt in § 87 Abs. 1 Satz 2 SGB XII, welche Kriterien bei der 
Bestimmung des angemessenen Umfanges insbesondere zu berück-
sichtigen sind, und schreibt in § 87 Abs. 1 Satz 3 SGB XII für eines 
dieser Kriterien eine verbindliche Mindestgrenze fest. Der in § 87 
Abs. 1 Satz 3 SGB XII genannte Personenkreis wird durch die Art der 
Behinderung (blinde Menschen i. S. d. § 72 SGB XII) oder die Schwe-
re der Behinderungsfolgen (Schwerstpflegebedürftige) bestimmt. Das 
Gesetz schreibt mithin einen Mindestfreibetrag bei besonderer und 
konkretisierter Ausprägung des in § 87 Abs. 1 Satz 2 SGB XII ge-
nannten Kriteriums der „Art oder Schwere der Behinderung“ vor. Sind 
die Voraussetzungen des § 87 Abs. 1 Satz 3 SGB XII erfüllt, bildet 
dieser Freibetrag (als Spezialregelung) mithin den Ausgangspunkt 
für die Bestimmung des angemessenen Umfanges. Denn nur dann 
kann die Funktion des § 87 Abs. 1 Satz 3 SGB XII als Höchstgrenze 
für einen Einkommenseinsatz erfüllt sein. Unter Zugrundelegung der 
übrigen in § 87 Abs. 1 Satz 2 SGB XII genannten Kriterien kann dann 
noch eine niedrigerer Einkommenseinsatz in Betracht kommen13.
Die Höchstgrenze ermittelt sich wie folgt:

Grundfreibetrag nach § 85 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII 764,00 €
Kosten der Unterkunft nach § 85 Abs. 1 Nr. 2 SGB XII 300,00 €
Familienzuschalg nach § 85 Abs. 1 Nr. 3 SGB XII für Ehepartner 268,00 €
Familienzuschalg nach § 85 Abs. 1 Nr. 3 SGB XII für Sohn 268,00 €
Familienzuschalg nach § 85 Abs. 1 Nr. 3 SGB XII für Tochter 268,00 €
Einkommensgrenze 1.868,00 €

Einkommen 3018,80 €

Einkommensüberhang 1.150,80 €

Höchstgrenze (40 v. H. des Einkommensüberhangs) 460,32 €

Aus den o. g. die Einkommensgrenze überschreitenden Beträgen er-
gibt sich demnach ein maximal einzusetzendes Einkommen für den 
Monat März in Höhe von 460,32 €.
Nach § 87 Abs. 1 Satz 2 SGB XII sind u. a. besondere Belastun-
gen der nachfragenden Person oder ihrer unterhaltsberechtigten 
Angehörigen zu berücksichtigen. Dazu gehören auch die in die 
Einsatzgemeinschaft einbezogenen Personen, auch wenn sie nicht 
unterhaltsberechtigt sind. Gemeint sind insbesondere finanzielle 
Verpflichtungen, die über den normalen Lebensbedarf hinausgehen. 
Zu berücksichtigen sind daher die Aufwendungen von Frau K und 
ihres Ehemannes an den studierenden Sohn und an die studieren-
de Tochter. Die Beträge von 400,00 € an den Sohn und den etwas 
höheren an die auswärts wohnende Tochter von 500,00 € sind nicht 
unangemessen. Insbesondere liegen sie noch unter den Höchstsät-
zen, die das BAföG vorsieht. Die Berücksichtigung der elterlichen 

13 	Vgl. LSG Baden-Württemberg, Urteil vom 23.02.2012, L 7 SO 3580/11, juris.

Leistungen zum Ausgleich der entfallenen BAföG-Leistungen als 
Abzugsbetrag bei der Einkommensanrechnung bei der hier streiti-
gen Hilfe zur Pflege stellt keine versteckte Studienförderung durch 
Mittel der Sozialhilfe dar. Es geht allein um die Frage, inwieweit das 
Einkommen der von Frau K und ihres Ehemannes bereits durch an-
derweitige Belastungen gebunden ist. Das Studium der Kinder wird 
durch das tatsächlich vorhandene Einkommen der Eltern finanziert, 
nicht durch Sozialhilfeleistungen. 
Die Kinder ihrerseits sind auf die Hilfeleistungen angewiesen. Ein 
Verkauf der Eigentumswohnung ist angesichts des Wohnrechts der 
Mutter faktisch (vermutlich wird sich kein Käufer für eine mit einem 
Wohnrecht belastete Eigentumswohnung finden, so dass die Ver-
wertbarkeit des Vermögens nicht besteht) und moralisch nicht mög-
lich. Eine Abhängigkeit der Kinder von SGB II-Leistungen (vgl. 
§ 27 Abs. 3 SGB II) ergibt sich aus dem Sachverhalt nicht. Darüber 
hinaus dürften die Kinder als dem Grunde nach BAföG-Berechtigte 
vom Leistungsbezug nach dem SGB II ausgeschlossen sein (vgl. § 7 
Abs. 5 SGB II), so dass eine versteckte Finanzierung von SGB II-
Leistungen durch den Sozialhilfeträger ausscheidet.14

Um eine doppelte Berücksichtigung zu vermeiden, können die Un-
terstützungsleistungen nur insoweit angerechnet werden, als ihnen 
nicht bereits durch den Familienzuschlag nach § 85 Abs. 1 Nr. 3 
SGB XII Rechnung getragen wurde. Die Unterstützungsleistungen 
an den Sohn i. H. v. 400,00 € monatlich können daher nur in einem 
Umfange von 132,00 € monatlich (400,00 € abzüglich des Familien-
zuschlags von 268,00 €); an die Tochter i. H. v. 232,00 € (500,00 € 
abzüglich von 268,00 €) als „Belastung“ i. S. v. § 87 Abs. 1 Satz 2 
SGB XII berücksichtigt werden. 
Die in § 87 Abs. 1 Satz 2 SGB XII enthaltene Aufzählung berück-
sichtigungsfähiger Umstände ist nicht abschließend („insbesonde-
re“). Zu berücksichtigen ist daher auch, inwieweit die Heranziehung 
von Einkommen den Erfolg der Hilfe gefährdet. Weitere diesbezüg-
lich notwendige Erwägungen sind aber nicht ersichtlich. 
Damit verbleibt ein heranzuziehendes Einkommen wie folgt:

Einkommen 3018,80 €

Einkommensüberhang 1.150,80 €

Höchstgrenze (40 v. H. des Einkommensüberhangs) 460,32 €

Belastungen/Aufwendungen für Sohn – 132,00 €
Belastungen/Aufwendungen für Tochter – 232,00 €

Einkommenseinsatz 96,32 €

3.1.1.	Vermögen

Ein angemessener Hausrat ist gemäß § 90 Abs. 2 Nr. 9 SGB XII 
geschützt. 
Das Kfz mit einem Restwert von 2.000,00 € kann über den nicht 
zweckgebundenen Vermögensfreibetrag in Höhe von 3.214,00 € 
geschützt werden (vgl. § 90 Abs. 2 Nr. 9 SGB XII; § 1 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. b) i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 2 VO zu § 90 Abs. 2 Nr. 9 SGB XII), 
so dass es nicht verwertet werden muss.

14 	Da der im Haushalt lebende Sohn offensichtlich keine Unterkunftskosten zu 
tragen hat, kommt für ihn auch kein Mietzuschuss nach § 27 Abs. 3 SGB II in 
Betracht (vgl. auch Bearbeitungshinweis 8).
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4.	 Höhe der Hilfeleistung

Wie festgestellt wurde, ist ein Bedarf in Höhe von 550,00 € monat-
lich zu berücksichtigen. Die Eigenleistung ist in Höhe von monatlich 
96,32 € festgesetzt worden. Damit ergibt sich eine Leistung der Hilfe 
zur Pflege in Höhe von monatlich 453,68 €.

5.	 Form der Hilfe, Leistung als Beihilfe oder als Darlehen

Nach § 10 Abs. 1 SGB XII werden die Leistungen als Dienstleis-
tung, Geldleistung oder Sachleistung erbracht. Im vorliegenden Fall 
kommt davon nur die Geldleistung in Betracht. Eine darlehensweise 
Hilfeleistung ist bezüglich der hier in Betracht kommenden Hil-
feleistungen im Zwölften Buch Sozialgesetzbuch nicht vorgesehen.

6.	 Einsetzen der Hilfe

Sozialhilfe setzt nach § 18 Abs. 1 SGB XII ein, sobald dem Träger 
oder der beauftragten Stelle bekannt wird, dass die Voraussetzungen 
für die Hilfeleistung vorliegen. Wie bereits oben ausgeführt, setzt 
die Hilfe am 01.03.2013 ein, da maßgeblicher Zeitpunkt der Kennt-
niserlangung die Antragstellung bei der Stadt Bad S. ist (vgl. § 18 
Abs. 2 SGB XII).

Klausurklinik (Anmerkungen zur Klausur):

Die vielleicht sogar leichte, maximal aber mittelschwere drei-Stun-
den-Klausur wurde von den Studierenden überwiegend „gut“, aber 
nicht „sehr gut“ gemeistert. Die Lösung der Klausur im richtigen 
Aufbau und mit der richtigen Struktur bewältigen nahezu alle. Un-
terschiede bestehen darin, dass oftmals mit der materiellen Rechtmä-
ßigkeitsprüfung begonnen wurde. Dazu bestand grundsätzlich kein 
Anlass, da die Prüfung der „Hilfe zur Pflege“ nach der Aufgabenstel-
lung vorgegeben war und deshalb ohne Schwierigkeiten eine formel-
le Prüfung – wie üblich – vorgezogen werden konnte. Die Vorgehens-
weise ist aber wohl auf „alte“ Sozialhilfetradition zurückzuführen und 
war für den Korrektor nicht bewertungsrelevant.
Selbst bei den gelungenen Klausuren ist festzustellen, dass das schwie-
rigste Problem – der Umgang mit den Unterhaltszahlungen an die 
Kinder – nicht gelöst wird. Teilweise wird der Problembereich vollstän-
dig ignoriert. Für die Bewertung des Korrektors bedeutet dies, dass der 
„Problembereich nicht erfasst“ wird. Dies ist grundsätzlich eine „nie-
derschmetternde Diagnose“ und führt zu deutlichen „Punktabzügen“. 
Deshalb sollte der Studierende bei vorhandenem Problembewusstsein 
sich der Frage annehmen und wenigstens mit nachvollziehbaren Ar-
gumenten versuchen, eine rechtlich plausible Lösung herbeizuführen. 
Vielleicht plausible, juristisch aber nicht fundierte Ausführungen sind 
allerdings unzulässig. Beispielsweise wurden vielfach die Unterhalts-
zahlungen vom Einkommen abgezogen. Die hierfür notwendige 
Rechtsgrundlage wurde aber nicht benannt. Das ist kein Wunder, denn 
es gibt sie nicht. Es hätte daher nach einer anderen Lösung gesucht 
werden müssen. Es überrascht, dass diese ganz regelmäßig nicht in den 
„besonderen Belastungen“ nach § 87 Abs. 1 Satz 2 SGB XII gesehen 
wurde. Die Kriterien des § 87 Abs. 1 SGB XII wurden in den Vorlesun-
gen immer wieder angesprochen und ausgelegt. Stattdessen wenden 
sich die meisten Verfasser direkt dem § 87 Abs. 1 Satz 3 SGB XII zu 
und fordern mit in der Regel kurzer Begründung einen Einkommen-
seinsatz von 40 Prozent. Dass dies nur die Höchstgrenze des Einkom-
menseinsatzes darstellt, wird in der Auslegung zumeist verschwiegen.

Die Prüfung der wirtschaftlichen Voraussetzungen stellt erkennbar 
den Schwerpunkt der Klausur dar. Von den Studierenden wurden 
einerseits Detailkenntnisse zum Einkommenseinsatz und zur Ein-
kommensbereinigung verlangt, andererseits aber auch das genaue 
Lesen des Gesetzestextes. Kaum ein Studierender kommt fehlerfrei 
durch die Prüfung. Insbesondere wurden die Fahrtkosten fehlerhaft 
ermittelt. In positiver Hinsicht erkannten viele Verfasser, dass nur 
„volle“ Kilometer anzusetzen sind (und damit 25km als einfache (!) 
Entfernung, weil nur die Entfernung zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte zählt, vgl. § 3 Abs. 6 Satz 1 VO zu § 82 SGB XII). Aller-
dings wurde die Regelung des § 3 Abs. 6 Satz 2 VO zu § 82 SGB XII 
übersehen, wonach bei einer Beschäftigungsdauer von weniger als 
einem Monat die Beträge anteilsmäßig zu kürzen sind. Der alte und 
bewährte Spruch zur Lösung eines Rechtsproblems, eine Norm sei 
zu Ende zu lesen, bewahrheitete sich; denn viele Verfasser übersehen, 
dass Herr K nur an vier Tagen in der Woche arbeitet und deshalb die 
Fahrtkosten mit 4/5 anzusetzen sind.
Ein weiterer häufiger Fehler lag in dem fehlerhaften Umgang mit dem 
Kindergeld. Die Regelung des § 82 Abs. 1 Satz 3 SGB XII wird zur Lö-
sung häufig nicht herangezogen. Auch dies überrascht, da Kindergeld 
vom ersten bis zum letzten Studienabschnitt in den Sozialrechtsvorle-
sungen regelmäßig Thema ist. Es hätte hier einfach festgestellt werden 
müssen, dass die Regelung aufgrund der fehlenden Minderjährigkeit 
der Kinder nicht einschlägig ist und deshalb das Kindergeld dem kin-
dergeldberechtigten Elternteil nach der allgemeineren Regelung des 
§ 64 EStG zusteht. Manche Verfasser argumentieren mit komplizier-
ten Konstruktionen, wonach das Kindergeld in den Unterhaltszahlun-
gen enthalten sei. Auch dies ist plausibel; stellt aber auch eine bloße 
Behauptung dar. Es ist zwar richtig, dass nach dem Unterhaltsrecht das 
Kindergeld als Einkommen des volljährigen Kindes gilt und dadurch 
der Unterhaltsbedarf verringert wird. Das setzt aber voraus, dass das 
Kindergeld tatsächlich an das Kind weitergeleitet wird. Aus dem Sach-
verhalt ergibt sich auch nicht, dass die Unterhaltszahlungen z. B. nach 
der Düsseldorfer Tabelle berechnet wären und das Kindergeld hier noch 
nicht abgezogen wäre. Vielmehr liegt ausweislich des Sachverhalts die 
Annahme nahe, dass es sich um freiwillige „Unterstützungszahlungen“ 
der Eltern handelt. Ob hierin das Kindergeld enthalten ist oder nicht, 
lässt der Sachverhalt offen. Daher musste in der vorliegenden Kon-
stellation nur eine sozialrechtliche Betrachtungsweise vorgenommen 
werden. Sozialhilferechtlich muss „man“ zu der Erkenntnis kommen, 
dass es sich um Einkommen des Vaters handelt. Ein anderes Ergebnis 
hätte allenfalls mit der Zuflusstheorie begründet werden können, wenn 
das Kindergeld tatsächlich an die Kinder weitergeleitet wird. Aber auch 
dafür gibt der Sachverhalt keinerlei Hinweise.
Erkennbar stellt die im Sachverhalt aufgeworfene Frage ein Prob-
lem dar, inwiefern die Pflegeleistung „Naturalunterhalt“ darstellt 
und deshalb den Einkommenseinsatz von Herrn K entfallen lässt. 
Die meisten Verfasser ignorieren dieses Problem erneut (siehe oben: 
„kein Problembewusstsein“); möglicherweise deshalb, weil es in den 
Vorlesungen noch nicht thematisiert wurde. Aber gerade dann muss 
man sich hiermit auseinandersetzen. Die Lösung ist nicht schwierig 
und liegt auf der Hand. § 94 Abs. 1 Satz 3 SGB XII verneint eine 
Unterhaltsprüfung und Unterhaltsleistung von Personen in der Ein-
satzgemeinschaft (§ 19 SGB XII). Denn die Personen in der Ein-
satzgemeinschaft setzen ja gerade ihr Einkommen füreinander ein. 
Daraus muss man einen sozialhilferechtlichen Vorrang vor den zivil-
rechtlichen Unterhaltsleistungen schließen. Zwar ist § 94 SGB XII 
nicht Gegenstand des Stoffverteilungsplans an der FHöV NRW. Der 
Sachverhalt verweist aber auf § 94 SGB XII, so dass von den Studie-
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renden erwartet werden konnte, dass Sie die Norm lesen, um hier eine 
Lösung zu finden. Im Hochschulstudium darf es die Studierenden 
nicht überfordern, wenn eine unbekannte Rechtsnorm gelesen und 
interpretiert werden soll. Dies darf verlangt werden.
Hinsichtlich der Ermittlung der Einkommensgrenze bestanden Schwie-
rigkeiten darin, für die Kinder den Familienzuschlag anzuerkennen. 
Regelmäßig wurde übersehen, dass auch die Tochter „überwiegend 
unterhalten“ wird. Offensichtlich gehen viele Verfasser davon aus, dass 
die Anerkennung des Familienzuschlags davon abhängig ist, dass die 
Person zur Einsatzgemeinschaft zählt (dies ist allerdings nur eine Ver-
mutung; denn begründet wurde diese Vorgehensweise grundsätzlich 
nicht). Der Begriff „Familienzuschlag“ suggeriert denn auch diese Auf-
fassung. Allerdings wurde in den Vorlesungen der Ansatz des Famili-
enzuschlags mehrfach angesprochen und erklärt. Auch der Wortlaut, 
der allein auf den „überwiegenden Unterhalt“ abstellt, ist eindeutig und 
verlangt keine Zugehörigkeit zur Einsatzgemeinschaft. Einige Ver-
fasser verneinen sogar den „überwiegenden Unterhalt“ für den Sohn. 
Angesichts des Bearbeitungshinweises 2) („‘Überwiegend unterhalten‘ 
im Sinne des § 85 Abs. 1 Nr. 3 SGB XII bzw. des § 85 Abs. 2 Nr. 3 SGB 
XII wird nach den Richtlinien des zuständigen Sozialhilfeträgers eine 
Person, die mindestens Leistungen der Regelbedarfsstufe 1 erhält.“) ist 
es bereits aus klausurtaktischen Überlegungen unverständlich, einen 
Familienzuschlag hier vollständig zu ignorieren.
Soweit ein Familienzuschlag anerkannt wurde, erkennt kein einziger 
Verfasser, dass der Familienzuschlag Belastungen der hilfebedürf-
tigen Personen berücksichtigt und folglich nicht ein weiteres Mal 
als „besondere Belastung“ (vgl. § 87 Abs. 1 SGB XII) berücksich-
tigt werden können. Die Unterhaltszahlungen von 400,00 € oder 
500,00  € sind also um die im Familienzuschlag berücksichtigten 
Unterhaltszahlungen zu kürzen. Unbekannte Probleme, Fragen oder 
logische Schlussfolgerungen scheinen teilweise unüberwindbare ge-
dankliche Hürden zu sein. 
Ein weiteres Problem bestand im einkommensmindernden Ansatz 
der Riesterbeträge. Die Berechtigung, Riesterbeträge einkommens-
mindernd anzusetzen, hätte bei vielen Klausuren deutlich begrün-
dungsintensiver erklärt werden müssen. Zu diesem Zweck wurde § 
86 EStG dem Klausurtext beigefügt. Vergleichsweise wenigen Ver-
fassern gelingt hier eine nachvollziehbare Begründung durch Auf-
greifen der relevanten Tatbestandsmerkmale und dem Anbringen 
einer nachvollziehbaren Subsumtion. Insgesamt ist dies ein Indiz 
dafür, dass der Umgang mit unbekannten Normen schwer fällt und 
ggf. sogar dazu führt, von Rechtsausführungen abzusehen (Verdrän-
gungseffekt). 
Bei den weniger großen Problemen, z. B. dem Ansatz von Hausrat- 
und Haftpflichtversicherung, haben viele Verfasser die Aufwendun-
gen ohne Begründung in Ansatz gebracht. Natürlich handelt es sich 
um eine Standardfrage, die nicht umfangreich mit einer Pro- und 
Contra-Argumentation thematisiert werden muss. Eine ergebniso-
rientierte Kurzbegründung hätte es andererseits aber bedurft. Der 
Studierende sollte sich vergegenwärtigen, dass er mit vorhandenem 
Wissen hier Pluspunkte sammeln kann.
Viele Verfasser – so der Eindruck bei der Korrektur – hatten bereits bei 
der Prüfung der wirtschaftlichen Voraussetzungen „Zeitdruck“ bzw. 

litten unter Zeitmangel. Eine Situation, die in Sozialrechtsklausuren 
– offensichtlich – ein häufigeres Problem darstellt. Viele Verfasser 
widmen sich anfangs auch dem Nachranggrundsatz und prüfen aus-
führlich die Anspruchsberechtigung von Frau K nach § 61 SGB XII. 
Regelmäßig erst auf Seite 4) oder 5) (!) beginnen dann die eigentlich 
relevanten Ausführungen. Nach dem Bearbeitungshinweis 8) musste 
der Nachranggrundsatz nicht geprüft werden. Nach § 62 SGB XII 
ist der Sozialhilfeträger an die Entscheidung der Pflegekasse gebun-
den, so dass ohne größere Ermittlungen und ohne Prüfung des § 61 
SGB XII die Pflegebedürftigkeit „schnell“ bejaht werden kann. Die 
Prüfung des Nachranggrundsatzes oder der Anspruchsberechtigung 
sind daher weitestgehend überflüssig und mindern das Zeitbudget 
erheblich. Darüber hinaus kann nicht oft genug betont werden, dass 
der Verfasser die richtigen Schwerpunkte setzen muss. Triviales muss 
kurz, diffiziles muss ggf. mit Pro- und Contra-Argumentation (Falsi-
fizierung, Verifizierung) ausführlicher behandelt werden. Sehr häufig 
werden unproblematische Gesichtspunkte endlos lange beschrieben 
und thematisiert. Hier besteht eine Möglichkeit der Zeitersparnis.
Überwiegend gelungen ist die Prüfung der Frage, welche Leistungen 
unter welchen Voraussetzungen in Betracht kommen. Beim Pflege-
geld wurde häufiger die Regelung des § 64 Abs. 5 SGB XII überse-
hen. Schwächere Klausuren erkannten die für die Übernahme der 
Kosten des Pflegedienstes maßgebende Norm des § 65 Abs. 1 Satz 
2 SGB XII nicht. Die Tatbestandsmerkmale wurden hier teilweise 
nicht aufgegriffen. Hinsichtlich des Tatbestandsmerkmals der „an-
gemessenen Kosten“ wurde im Sachverhalt auf § 75 Abs. 5 SGB XII 
hingewiesen. Trotzdem griffen viele Verfasser diesen Hinweis – lei-
der unverständlich – nicht auf. In diesem Kontext wurde teilweise von 
einem Bedarf von nur 200,00 € gesprochen, da bereits die Leistungen 
der Pflegeversicherung gegengerechnet wurden. Aufbautechnisch ist 
dies eine Frage der später zu prüfenden „Leistungskonkurrenz“ nach 
§ 66 SGB XII. Regelmäßig war die argumentative Auseinanderset-
zung mit der Norm des § 66 Abs. 4 Satz 1 SGB XII eher oberfläch-
lich, während die Prüfung des § 66 Abs. 2 SGB XII mit den not-
wendigen Ermessenserwägungen größtenteils gelang. Allerdings ist 
anzumerken, dass der Sachverhalt auch hier viele Argumente lieferte, 
die der Verfasser nicht immer aufgegriffen hat. Stattdessen wurde 
gerne zu den Standardargumenten „gegriffen“.
Schließlich ist anzumerken, dass die schwächeren Klausuren auch 
§ 16 SGB I bzw. § 18 Abs. 2 SGB XII als maßgebende Norm für den 
Beginn der Hilfeleistung nicht erkannten. 

Insgesamt ist die Klausur wie folgt ausgefallen:

Note 1 1,3 1,7 2 2,3 2,7 3 3,3 3,7 4 5
Gesamt-
ergebnis

sehr gut 1 4                   5
gut     7 7 6             20
befriedigend           6 5 3       14
ausreichend                 3 4   7
nicht ausreichend                     9 9
Gesamtergebnis 1 4 7 7 6 6 5 3 3 4 9 55

Besuchen Sie unsere neue Internetseite unter:
www.dvp-digital.de
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Rechtsprechung

Widerruf einer straßenrechtlichen 
Sondernutzungserlaubnis

(OVG Münster, Beschl. v. 8. 6. 2012 – 11 B 694/12, NVwZ 2012, S. 1054)

1. Die sachliche Rechtfertigung für den (vorbehaltenen) Widerruf einer 
straßenrechtlichen Sondernutzungserlaubnis (hier: gem. § 18 StrWG 
NRW) ist ausschließlich an straßenrechtlichen Maßstäben zu messen.

2. Die zuständige Behörde hat bei der nach § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 VwVfG 
NRW zu treffenden Ermessensentscheidung die für die Erteilung einer 
Sondernutzungserlaubnis maßgeblichen Kriterien anzuwenden.

3. Bei der danach gebotenen, dem Zweck des § 18 Abs. 1 StrWG NRW 
entsprechenden straßenbezogenen Betrachtungsweise sind die primär 
verkehrlichen, aber auch sonstigen in einem sachlichen Zusammenhang 
zu der Straße stehenden Ordnungsgesichtspunkte mit den Interessen des 
Sondernutzers abzuwägen.

4. Die gleichen Grundsätze zur ausschließlichen Maßgeblichkeit stra-
ßenrechtlicher Gesichtspunkte gelten, wenn die Straßenbaubehörde den 
Widerruf einer zuvor erteilten Sondernutzungserlaubnis darauf stützt, 
dass sie gemäß § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwVfG NRW auf Grund nach-
träglich eingetretener Tatsachen berechtigt wäre, die Sondernutzungs-
erlaubnis nicht zu erteilen, und ohne den Widerruf das öffentliche Inter-
esse gefährdet wäre.

5. Die Straßenbaubehörde ist bei ihrer Ermessensentscheidung grund-
sätzlich nicht zur Beachtung aller anderen öffentlichen Belange berufen, 
die nur mittelbar im Zusammenhang mit der Straße stehen, d. h. ins-
besondere nicht zur Berücksichtigung allgemeiner ordnungsbehördlicher 
Gesichtspunkte.

(Nichtamtl. Leitsätze) 

Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt

Die Antragsgegnerin (Ag.) erteilte der Antragstellerin (Ast.) eine 
straßenrechtliche Sondernutzungserlaubnis zum Betrieb eines In-
formationsstandes, von dem aus kostenlos deutschsprachige Koran-
exemplare verteilt werden sollten. Bei der Kundgebung der Partei 
„Pro NRW“ am 5. 5. 2012 kam es zu Gewalttätigkeiten, weil die 
rund 30 Mitglieder bzw. Anhänger von „Pro NRW“ insbesondere 
Mohammed-Karikaturen gezeigt hatten. Daraufhin kam es aus den 
Reihen der auf rund 500 Personen geschätzten Gegendemonstran-
ten, von denen etwa 200 den Salafisten zugerechnet wurden, zu An-
griffen auf die zum Schutz der Versammlung von „Pro NRW“ ein-
gesetzten Polizeikräfte. Daraufhin widerrief die Ag. – unter Hinweis 
auf diese Ereignisse – die Sonfernutzungserlaubnis und ordnete die 
sofortige Vollziehung des Widerrufs an. Im Rahmen des vorläufigen 
Rechtsschutzes gab das VG dem Antrag der Ast. statt; die hiergegen 
gerichtete Beschwerde der Ag. war erfolglos.

II. Zur Rechtslage

Aus Sicht des OVG sind die Gründe für den Widerruf der der Ast. erteilten 
Sondernutzungserlaubnis und die Untersagung der Sondernutzung ohne 

die erforderliche Erlaubnis insgesamt nicht tragfähig. Im Zentrum seiner 
Ausführungen steht die Frage, ob die Behörde das ihr bei der Ausübung des 
Widerrufsrechts gem. § 49 VwVfG NRW eingeräumte Ermessen korrekt 
ausgeübt hat.Der Senat führt hierzu aus:

Die sachliche Rechtfertigung für den (vorbehaltenen) Widerruf ei-
ner straßenrechtlichen Sondernutzungserlaubnis ist ausschließlich 
an straßenrechtlichen Maßstäben zu messen. Die zuständige Behör-
de, d. h. die Straßenbaubehörde, hat bei der nach § 49 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 VwVfG NRW i. V. m. § 18 Abs. 2 Satz 1 StrWG NRW zu tref-
fenden Ermessensentscheidung über die Ausübung eines vorbehalte-
nen Widerrufs die für die Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis 
maßgeblichen Kriterien anzuwenden. Bei der danach gebotenen, 
dem Zweck des § 18 Abs. 1 StrWG NRW entsprechenden straßen-
bezogenen Betrachtungsweise sind die primär verkehrlichen, aber 
auch sonstigen in einem sachlichen Zusammenhang zu der Straße 
stehenden Ordnungsgesichtspunkte mit den Interessen des Sonder-
nutzers abzuwägen. Das Ergebnis dieser Abwägung der wechselsei-
tigen Belange hängt dabei ausschlaggebend von den jeweiligen Um-
ständen des Einzelfalls und hierbei insbesondere von dem Maß der 
Beeinträchtigung der gegenläufigen Rechte und Interessen ab (vgl. 
OVG NRW, Beschlüsse v. 17. 2. 2005 – 11 A 3391/04 –, n. v. (S. 3 des 
Beschlussabdrucks), und v. 17. 8. 2010 – 11 A 899/09 –, n. v. (S. 2 f. des 
Beschlussabdrucks). Die gleichen Grundsätze zur ausschließlichen 
Maßgeblichkeit straßenrechtlicher Gesichtspunkte gelten, wenn die 
Straßenbaubehörde den Widerruf einer zuvor erteilten Sondernut-
zungserlaubnis darauf stützt, dass sie gemäß § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 
VwVfG NRW auf Grund nachträglich eingetretener Tatsachen 
berechtigt wäre, die Sondernutzungserlaubnis nicht zu erteilen, und 
ohne den Widerruf das öffentliche Interesse gefährdet wäre.
Die Straßenbaubehörde ist bei ihrer Ermessensentscheidung aber 
grundsätzlich nicht zur Beachtung aller anderen öffentlichen Belan-
ge berufen, die nur mittelbar im Zusammenhang mit der Straße ste-
hen, d. h. insbesondere nicht zur Berücksichtigung allgemeiner ord-
nungsbehördlicher Gesichtspunkte. Wenn mit der Sondernutzung 
evident die Begehung einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit 
verbunden wäre, könnte von der Straßenbehörde allenfalls dem Ge-
sichtspunkt Rechnung getragen werden, dass in einem solchen Fall 
das Interesse des Sondernutzers rechtlich nicht schutzwürdig wäre. 
Insoweit würde nämlich – wie in anderen Rechtsbereichen auch – der 
allgemeine Rechtsgedanke gelten, dass kein schützenswertes Interes-
se an der Ausübung einer Erlaubnis gegeben ist, wenn deren legaler 
Ausübung zwingende Hindernisse aus einem anderen Rechtsgebiet 
entgegenstehen. Im Übrigen kann die Straßenbehörde aus Kompe-
tenzgründen, wenn die Sondernutzungserlaubnis zu einem gesetz-
widrigen Verhalten missbraucht werden sollte, nur die zuständige 
Ordnungs- bzw. Polizeibehörde informieren und diese um entspre-
chende Maßnahmen bitten (vgl. etwa OVG NRW, Beschluss vom 
2. August 2006 – 11 A 2642/04 –, NWVBl. 2007, 64 (65), m. w. N. 
– vgl. hierzu auch die Klausur in DVP 2011, S. 201 ff.).
Gemessen an diesen Maßstäben sind sachgerechte Gründe für einen 
ermessensgerechten Widerruf der Sondernutzungserlaubnis nicht 
ersichtlich. Soweit die Ag. anlässlich des Betriebes des Informations-
standes zur kostenlosen Verteilung von deutschsprachigen Koran-
exemplaren, der Gegenstand der erteilten Sondernutzungserlaubnis 
ist, ganz allgemein „gewalttätige Auseinandersetzungen“ befürch-
tet, würde es sich bei den von ihr erwarteten Geschehnissen unab-
hängig von der Begründetheit entsprechender Befürchtungen um 
Sachverhalte handeln, die keine straßenrechtlichen, sondern einen 
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ordnungsrechtlichen Bezug haben. Aber auch die von der Ag. herge-
stellte Verbindung zum Straßenrecht mit der Erwägung, es könne zu 
„einer gefährlichen Beeinträchtigung der Straßenbenutzung bzw. der 
Verkehrssicherheit“ kommen, wird nicht in der erforderlichen Weise 
begründet. Die Bezugnahme auf die gewalttätigen Ausschreitungen 
am 5. 5. 2012 ist hierfür von vornherein ungeeignet, weil die Aus-
gangssituationen schon nicht vergleichbar sind. (…)
Bei dem hier in Rede stehenden Informationsstand zur Verteilung 
des Koran handelt es sich weder um eine (Groß-)Demonstration 
noch ist – anders als bei „Pro NRW“ und deren islamfeindlichen 
Verlautbarungen – mit der Koranverteilung von vornherein eine be-
wusste Provokation verbunden. Es mag zwar zutreffen, dass die Ast. 
und möglicherweise weitere sich mit ihr an dem Informationsstand 
aufhaltende Personen auf Grund der Berichterstattung in den Me-
dien über die bundesweit stattfindenden Aktionen zur kostenlosen 
Koranverteilung ebenfalls den Salafisten zugerechnet werden. Auf 
der anderen Seite finden diese Aktionen schon seit geraumer Zeit 
bundesweit statt. Valide Belege dafür, dass es hierbei andernorts 
schon einmal zu gewalttätigen Auseinandersetzungen gekommen 
ist, hat die Ag. nicht benannt. Entsprechendes ist dem Senat auch 
nicht über allgemein zugängliche Medien bekannt geworden. Soweit 
die Ag. eine Nähe zu den Ereignissen am 5. 5. 2012 sieht und „eine 
‚Abkühlung‘ der Gefahrenlage“ verneint, ergeht sie sich in Spekula-
tionen, ohne konkrete Anhaltspunkte für die von ihr befürchteten 
Eskalationen aufzeigen zu können.

Ergänzender Hinweis: Der Entscheidung ist sowohl im Ergebnis als im 
Hinblick auf die Begründung zuzustimmen. Sie liegt – vgl. die ange-
führten weiteren Belege – auf der Linie der bisherigen Rspr. des Gerichts. 
Probleme der Aufhebung von Verwaltungsakten (§§ 48, 49 VwVfG) sind 
sowohl praxisrelevant als auch theoretisch interessant. Der Beschluss ist 
deshalb „klausur- und examensverdächtig“.
� J.V.

Zahlungspflicht für die Abwassergebühren

(VG Düsseldorf, Urt. v. 7.12.2011 – 5 K 6110/11)

Grundstückseigentümer und Erbbauberechtigte haften der Gemeinde 
als Gesamtschuldner für Schmutzwasser- und Niederschlagswasserge-
bühren.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Die Gemeinde hatte zunächst einen Erbbauberechtigten zu den 
Schmutz- und Niederschlagswassergebühren für das Grundstück 
herangezogen. Als dieser nur noch teilweise die geforderten Beträge 
zahlte und schließlich ein Insolvenzverfahren über sein Vermögen er-
öffnet wurde, zog die Gemeinde den Grundstückeigentümer als Ge-
samtschuldner heran, der jedoch seine Verantwortlichkeit nicht sah.
Nach dem Urteil des Verwaltungsgerichts Düsseldorf war die Sat-
zungsregelung verbindlich. Dadurch konnte der Erbbauberechtigte 
als Nutzer der Entwässerungsanlagen für die Abwassergebühren he-
rangezogen werden. Aber auch der Eigentümer eines Grundstücks 
nimmt die Entwässerungsleitung in Anspruch, wenn ein Erbbau-
berechtigter vorhanden ist. Es muss davon ausgegangen werden, 
dass die Entwässerungsleitung grundstücksbezogen ist. Abwasser-

gebühren sind also grundstücksbezogene Benutzungsgebühren; sie 
ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück; dafür muss auch der 
Grundstückseigentümer einstehen.
� F. O.

Berufspraktikum begründet keine 
Inkompatibilität

(VG Mainz, Beschluss vom 20.12.2012 – 6 L 1665/12.MZ)

1.	 Für eine sich in der Ausbildung bef indliche Praktikantin besteht 
keine Inkompatibilität nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 KWG.

2.	 Der Begriff „Beschäftigter“ des KWG ist unter Rückgriff auf die 
tarifvertraglichen Regelungen vor dem 01.10.2005 und im Lichte des 
Art. 137 Abs. 1 GG zu beurteilen.

3.	 Einer Berufspraktikantin mangelt es an der Arbeitnehmereigen-
schaft.

4.	 Eine mögliche Zugehörigkeit zur Gruppe der Beschäftigten im Sinne 
des Personalvertretungsrechts ist hierbei irrelevant.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

Das rheinland-pfälzische Kommunalwahlgesetz bestimmt wegen 
des besonderen Verhältnisses zwischen Orts- und Verbandsgemein-
den in § 5 Abs. 1 Nr. 2 KWG die Unvereinbarkeit von Amt und 
Mandat im Falle einer Beschäftigung bei der Verbandsgemeinde, der 
die Ortsgemeinde angehört. Vorliegend hatte der Ortsgemeinderat 
Beschlüsse unter Beteiligung einer Berufspraktikantin gefasst. Es 
handelte sich um ein Berufspraktikum im Rahmen der Ausbildung 
zur staatl. anerk. Erzieherin. Die Verbandsgemeinde hatte die Trä-
gerschaft der Kindertagesstätten in ihrem Gebiet von den Ortsge-
meinden seit längerem übernommen.
Der Bürgermeister der Verbandsgemeinde hatte die gefassten Be-
schlüsse nach § 69 GemO i.V.m. § 42 Abs. 1 GemO ausgesetzt. Er 
war der Auffassung, dass Inkompatibilität vorliege. Der Ortsgemein-
derat hatte hingegen auf die Beschlüsse beharrt (§ 42 Abs. 2 GemO), 
weshalb eine Entscheidung der Aufsichtsbehörde einzuholen war. 
Diese bestätigte schließlich die Aussetzung unter Anordnung des 
Sofortvollzugs. Ein Antrag des Ortsgemeinderates, die aufschieben-
de Wirkung wiederherzustellen, hatte vor dem Gericht erfolg.
Mangels Definition des Beschäftigtenbegriffs in der Gemeinde-
ordnung verweist das Gericht in seiner Entscheidung auf das Ta-
rifrecht, welches bis 2005 noch eine Unterscheidung in Angestellte 
und Arbeiter vorsah. Durch einen Klammerzusatz innerhalb des § 5 
Abs. 1 Nr. 2 KWG sei klargestellt, dass sich die Regelung nur auf An-
gestellte im alten Sinne beziehe. Dies sei auch verfassungsrechtlich 
abgesichert, da Art. 137 Abs. 1 GG den ehemals sog. Arbeiter, also 
den überwiegend körperliche Arbeit verrichtenden Arbeitnehmer, 
nicht kenne. Es könne für den zu entscheidenden Fall also nur um 
die Gruppe gehen, die früher als Angestellte bezeichnet wurde. Ein 
Berufspraktikum begründe jedoch keine Arbeitnehmereigenschaft. 
Praktikanten in der Berufsausbildung seien von Arbeitnehmern zu 
unterscheiden. Hier sei das Praktikum im Rahmen der Berufsausbil-
dung zu absolvieren. Der Tätigkeitsschwerpunkt liege mithin nicht 
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auf der Erbringung von Arbeitsleistung sondern der Ausbildung, 
auch sei ausdrücklich ein Ausbildungsvertrag geschlossen worden. 
Das Berufspraktikum sei also Teil der Ausbildung. Damit sei ein 
Arbeitnehmerverhältnis nicht begründet. Eine Unvereinbarkeit von 
Amt und Mandat liege folglich nicht vor.
Zwar sah das Gericht noch, dass es parallel den allgemeinen Begriff 
der Beschäftigten im Personalvertretungsrecht gibt, dies sei hier je-
doch irrelevant, da das KWG im Licht des GG auszulegen sei. Der 
Verfassungsgeber hingegen habe den Beschäftigtenbegriff nicht ge-
kannt.
� R.S.

Behördliche Auskunftspflicht über 
Bodenbeschaffenheit

(AG Duisburg, Beschl. v. 19. 11. 2011 – 105 K 75/10, ZD 2012, S. 334)

1. Eine Bodenschutzbehörde ist aufgrund der Amtshilfepflicht (Art. 35 
Abs. 1 GG) verpflichtet, dem Vollstreckungsgericht oder dem von ihm 
beauftragten Sachverständigen Auskunft über Altlasten eines im Zwangs-
versteigerungsverfahren bef indlichen Grundstücks zu erteilen.

2. Hierzu bedarf es nicht der Zustimmung des betroffenen Grundstücks
eigentümers.

3. Datenschutzrechtliche Bedenken gegen die Informationserteilung 
bestehen nicht, wenn (wie im vorliegenden Fall) die Datenübermittlung 
zur rechtmäßigen Erfüllung der Aufgaben des Vollstreckungsgerichts 
– Ermittlung des Verkehrswerts des Grundstücks – erforderlich ist.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt 

Der Fall bezieht sich auf die Zwangsversteigerung eines Grundstücks. 
Der mit der Wertermittlung des Grundstücks beauftragte Sachver-
ständige bat die Stadt D um Gewährung der Einsicht in das Altlas-
tenverdachtskataster zu der Immobilie sowie in die hierzu geführten 
Akten, insbesondere in die hierzu vorliegenden Gutachten. D teilte 
dem Sachverständigen lediglich mit, dass das Flurstück von der im 
Altlastenverdachts-Kataster geführten Verdachtsfläche überlagert 
werde. Außerdem erhielt der Sachverständige einige Informationen 
zu früheren Nutzung des Grundstücks durch Gewerbebetriebe. Der 
Sachverständige erstattete sein Gutachten deshalb ohne nähere Fest-
stellungen zu den Altlasten. Auf ein Auskunftsersuchen des Rechts-
pflegers bezüglich weiterer Erkenntnisse über das Grundstück lehnte 
D die Erteilung der Auskunft ab. D ist der Auffassung, mit der ge-
wünschten Auskunft würden personenbezogene Daten übermittelt, 
so dass es der Zustimmung der betroffenen Grundstückseigentüme-
rin bedürfe; zumindest müsse ein öffentliches Interesse an der Be-
kanntgabe bestehen.

II. Zur Rechtslage

Nach Ansicht des vom Rechtspfleger angerufenen Gerichts ist D als 
untere Bodenschutzbehörde aufgrund des Art. 35 Abs. 1 GG ver-
pflichtet, im Wege der Amtshilfe Auskunft über die ihr vorliegenden 

Informationen über gesundheits- oder umweltschädliche Verände-
rungen der Bodenbeschaffenheit des betroffenen Grundstücks zu 
erteilen. Sie darf die Auskunft nicht von der Zustimmung anderer 
Personen abhängig machen. In Bezug auf die Durchführung der 
Amtshilfe wendet das AG die Vorschriften über die Amtshilfepflicht 
der Behörden (§§ 4 ff. VwVfG NRW) an.
Nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 u. 5 VwVfG NRW ist ein Gericht – das inso-
weit einer Behörde gleichzustellen ist – berechtigt, eine Behörde um 
Amtshilfe zu ersuchen, wenn es zur Durchführung seiner Aufgaben 
Urkunden oder sonstige Beweismittel benötigt, die sich im Besitz 
der ersuchten Stelle befinden, oder wenn es die Amtshandlung nur 
mit wesentlich größerem Aufwand vornehmen könnte als die er-
suchte Behörde. Diese Voraussetzungen sind nach Auffassung des 
AG hier erfüllt.
Im Rahmen des Zwangsversteigerungsverfahrens hat das Vollstre-
ckungsgericht den Verkehrswert der Immobilie zu ermitteln und 
festzusetzen (§ 74a Abs. 5 ZVG). Zu den wertbeeinflussenden Fak-
toren eines Grundstücks gehören auch etwaige Belastungen mit ge-
sundheits- und umweltschädlichen Stoffen. Die Kenntnisse der D 
über Altlasten sind aus Sicht des AG für eine sachgerechte Aufklä-
rung der Bodenbeschaffenheit unverzichtbar. Datenschutzrechtliche 
Bedenken gegen die Datenübermittlung bestünden, so das Gericht, 
nicht. Zwar sei das Umweltinformationsgesetz NRW nicht einschlä-
gig, weil es keine Auskunftsansprüche öffentlicher Stellen unterei-
nander begründe. Anzuwenden sei deshalb das DSG NRW. Nach 
§ 14 Abs. 1 des Gesetzes ist eine Datenübermittlung u. a. zulässig, 
wenn die Übermittlung zur rechtmäßigen Erfüllung der Aufgaben 
des Empfängers erforderlich ist. Dies treffe – so das AG – auf den 
vorliegenden Fall zu. Weitere Ausführungen zur Rechtmäßigkeit 
des Auskunftsersuchens erachtet das Gericht als überflüssig. Die um 
Auskunftserteilung ersuchte Behörde habe lediglich zu prüfen, ob 
das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben des Empfän-
gers liegt; die Rechtmäßigkeit des Ersuchens sei nur dann zu prüfen, 
wenn hierzu im Einzelfall Anlass bestehe (§ 14 Abs. 2 DSG NRW). 
Ein solcher Anlass bestehe hier indessen nicht. 
� J.V.

Angemessenheit des Bedarfs für Heizung

(BSG, Urteil vom 22.09.2009 – B 4 AS 70/08 R unter Berücksichtigung 
des Urteils vom 02.07.2009 – B 14 AS 36/08 R)

Eine Pauschalierung des Bedarfs für Heizung i. S. des § 22 I 1 SGB II 
ist unzulässig. Der Bedarf für Heizung ist in Höhe der tatsächlichen 
Aufwendungen lediglich dann nicht erstattungsfähig, wenn er bei sach-
gerechter und wirtschaftlicher Beheizung als der Höhe nach nicht erfor-
derlich erscheint. Dies setzt eine konkrete Prüfung im Einzelfall voraus. 
Das Überschreiten der oberen Grenzwerte eines Kommunalen Heiz-
spiegels bzw. des „Bundesweiten Heizspiegels“ kann insoweit lediglich 
als Indiz für die fehlende Erforderlichkeit angesehen werden.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Der Bedarf für Heizung wird nach § 22 I 1 SGB II in Höhe der 
tatsächlichen Aufwendungen erbracht, soweit dieser angemessen 
ist. Die in § 22 I 1 SGB II vorgesehene, am Einzelfall orientierte 
Angemessenheitsprüfung für den Bedarf der Heizung hat grund-
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sätzlich getrennt von der Prüfung der Angemessenheit der Unter-
kunftskosten zu erfolgen. Dafür sprechen schon Wortlaut und Sys-
tematik des § 22 I SGB II, der ausdrücklich zwischen Unterkunft 
und Heizung unterscheidet. Zudem sollten nach der Gesetzesbe-
gründung Bedarfe für Unterkunft und Heizung „wie in der Sozi-
alhilfe“ in tatsächlicher, angemessener Höhe berücksichtigt werden 
(BT-Drucksache 15/1516, S. 57), insoweit also an die Rechtslage 
nach dem Bundessozialhilfegesetz angeknüpft werden. § 3 der Ver-
ordnung zur Durchführung des § 22 BSHG (Regelsatzverordnung) 
in der bis zum 31.12.2004 geltenden Fassung des Gesetzes vom 
23.07.1996 (BGBl I, S. 1088) unterscheidet aber noch deutlicher als 
§ 22 I 1 SGB II zwischen den in § 3 I Regelsatzverordnung geregel-
ten laufenden Unterkunftskosten und den in § 3 II Regelsatzver-
ordnung geregelten laufenden Leistungen für die Heizung. Damit 
spricht auch die Entstehungsgeschichte für eine getrennte Angemes-
senheitsprüfung als gesetzgeberisches Grundkonzept.
Demgegenüber würde die Bildung einer Gesamtangemessenheits-
prüfung für den Bedarf für Unterkunft und Heizung im Sinne einer 
sogenannten erweiterten Produkttheorie die Festlegung eines als 
abstrakt angemessen anzusehenden Heizkostenpreises pro qm für 
eine „einfache“ Wohnung (gestaffelt nach abstrakt angemessenen 
Wohnungsgrößen) im unteren Segment des Wohnungsmarktes 
erfordern. Es ist aber nicht erkennbar, wie ein solcher abstrakter 
Wert als notwendiger Faktor für eine als abstrakt angemessen an-
zusehende Bruttowarmmiete von den Trägern der Grundsicherung 
und der Rechtsprechung verlässlich ermittelt werden könnte. Es 
müssten in einen solchen Wert neben dem als angemessen anzu-
sehenden Heizverhalten des Einzelnen etwa klimatische Bedin-
gungen, ständig wechselnde Energiepreise, der Energieträger, vor 
allem aber auch der im entsprechenden Mietsegment „typische“ 
Gebäudestandard und der technische Stand einer als „typisch“ an-
zusehenden Heizungsanlage einfließen. Datenmaterial, das eine 
allgemeingültige Aussage bezogen auf den Bedarf für Heizung 
in dem in Betracht zu ziehenden Marktsegment der „einfachen“ 
Wohnungen zulässt, liegt aber nicht vor. Ermittlungsmöglichkeiten 
hierzu sind nicht ersichtlich. 
Dies bedeutet jedoch nicht, dass der Bedarf für Heizung in jedem 
Falle und in jeder Höhe zu übernehmen ist. Insofern steht auch 
der Bedarf für Heizung nach § 22 I 1 SGB II unter dem Leis-
tungsvorbehalt der „Angemessenheit“. Eklatant kostspieliges oder 
unwirtschaftliches Heizen ist auch vom Grundsicherungsträger 
nicht zu finanzieren. Anhaltspunkte dafür, dass der Bedarf für Hei-
zung unangemessen hoch sind, können sich insbesondere daraus 
ergeben, dass die tatsächlich anfallenden Kosten die durchschnitt-
lich aufgewandten Kosten aller Verbraucher für eine Wohnung der 
den abstrakten Angemessenheitskriterien entsprechenden Größe 
signifikant überschreiten. Zur Bestimmung eines solchen Grenz-
wertes ist für den Regelfall einer mit Öl, Erdgas oder Fernwärme 
beheizten Wohnung möglich, die von der co2online gGmbH in 
Kooperation mit dem Deutschen Mieterbund erstellten und durch 
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit geförderten „Kommunalen Heizspiegel“ bzw. – soweit die-
se für das Gebiet des jeweiligen Trägers fehlen – den „Bundesweiten 
Heizspiegel“ heranzuziehen. 
Aus dem „Bundesweiten Heizspiegel“, der auf bundesweit erho-
benen Heizdaten von rund 70.000 zentral beheizten Wohngebäu-
den basiert, was hinreichend repräsentativ erscheint und der seit 
2005 jährlich veröffentlicht wird, ergeben sich Vergleichswerte für 
öl-, erdgas- und fernwärmebeheizte Wohnungen gestaffelt nach 

der von der jeweiligen Heizungsanlage zu beheizenden Wohnflä-
che, die hinsichtlich des Heizenergieverbrauchs zwischen „optimal“, 
„durchschnittlich“, „erhöht“ und „extrem hoch“ unterscheiden. Der 
Grenzwert, der zu Grunde zu legen ist, ist das Produkt aus dem Wert, 
der auf „extrem hohe“ Heizkosten bezogen auf den jeweiligen Ener-
gieträger und die Größe der Wohnanlage hindeutet (rechte Spalte), 
und dem Wert, der sich für den Haushalt des Leistungsberechtig-
ten als abstrakt angemessene Wohnfläche nach den Ausführungs-
bestimmungen der Länder zu § 10 I Wohnraumförderungsgesetz 
bzw. § 5 II Wohnungsbindungsgesetz a.F. ergibt. Insofern wird der 
Wert für extrem hohe Heizkosten nur bezogen auf die angemessene 
Quadratmeterzahl zu Grunde gelegt, was bereits ein Korrektiv hin-
sichtlich der Höhe der Heizkosten darstellt, zugleich aber auch die 
Vergleichbarkeit der Heizkosten mit denen einer typischerweise an-
gemessenen Wohnung ermöglicht. Der Grundsicherungsträger kann 
also im Regelfall die tatsächlichen Heizkosten nur bis zur Obergren-
ze aus dem Produkt des Wertes für extrem hohe Heizkosten mit der 
angemessenen Wohnfläche (in qm) geltend machen. Dabei ist den 
Kommunalen Heizspiegeln, die für die Städte mit mehr als 50.000 
Einwohnern erstellt werden können – und die in Zusammenarbeit 
mit den Städten auf der Grundlage der dort vorhandenen Datenban-
ken erarbeitet werden – wegen der ortsbezogenen Datenauswertung 
der Vorzug zu geben. Ist ein solcher Kommunaler Heizspiegel nicht 
vorhanden, so kann auf den „Bundesweiten Heizspiegel“ zurückge-
griffen werden.
Soweit der konkret geltend gemachte tatsächliche Bedarf für Hei-
zung den auf dieser Datengrundlage zu ermittelnden Grenzwert 
überschreitet, besteht Anlass für die Annahme, dass dieser Bedarf 
für Heizung auch unangemessen hoch i. S. des § 22 I 1 SGB II ist. 
Dies lässt sich damit rechtfertigen, dass der gewählte Grenzwert 
bereits unwirtschaftliches und tendenziell unökologisches Heizver-
halten berücksichtigt. Darüber hinausgehende Heizkosten entste-
hen dann offensichtlich aus einem Verbrauch, der dem allgemei-
nen Heizverhalten in der Bevölkerung nicht mehr entspricht. Ein 
Grenzwert auf Grundlage der ungünstigsten Verbrauchskategorie 
trägt dabei dem Gesichtspunkt Rechnung, dass die im Einzelfall 
entstehenden Heizkosten von Faktoren abhängen, die dem Einfluss 
des Leistungsberechtigten weitgehend entzogen sind. Empfänger 
von Arbeitslosengeld II, deren angemessene Aufwendungen für die 
Unterkunft sich an Wohnungen des unteren Marktsegments ori-
entieren, dürften dabei typischerweise auf älteren Wohnraum mit 
einem unterdurchschnittlichen Energiestandard verwiesen werden. 
Soweit jedoch der genannte Grenzwert erreicht ist, sind auch von 
einem Leistungsberechtigten Maßnahmen zu erwarten, die zur 
Senkung des Bedarfs für Heizung führen. Es obliegt in solchen Fäl-
len dann dem Leistungsberechtigten, konkret vorzubringen, warum 
seine Aufwendungen für die Heizung über dem Grenzwert liegen, 
im jeweiligen Einzelfall aber gleichwohl noch als angemessen an-
zusehen sind. 
� T.K.

Autoren der Rechtsprechungsbeiträge:
T.K.	 =	 Thomas Kulle
F.O.	 =	 Rechtsanwalt Dr. Franz Otto
R.S.	 =	 Rouven L. Schnurpfeil
J.V.	 =	 Prof. Dr. Jürgen Vahle
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Hauck, Noftz, Sozialgesetzbuch SGB X, Verwaltungsverfahren, Schutz der Sozialda-
ten, Zusammenarbeit der Leistungsträger und ihre Beziehungen zu Dritten, Kom-
mentar, Lieferung 3/2012, Erich Schmidt Verlag, Berlin

Mit dieser Lieferung 3/12 wird die Bandherausgeberschaft für das Werk von dem bis-
herigen Bandherausgeber, Herrn Dr. Klaus Vogelsang, Vorsitzender Richter am Bundes-
verwaltungsgericht a.D., an Herrn Prof. Dr. Peter Becker, Richter am Bundessozialge-
richt, übergeben.

Kommunalverfassungsrecht Bayern, Kommentare, Texte, 13. Nachlieferung, Juni 2013, 
474 S., € 48,90, Gesamtwerk 2148 S., € 129,00, Gemeinde- und Schulverlag Bavaria, 
Wiesbaden 

Mit dieser umfangreichen Lieferung wurden zahlreiche Artikel der GO grundlegend 
überarbeitet und aktualisiert. Auch einige Artikel des Gesetzes über die kommunale Zu-
sammenarbeit sind neu kommentiert worden.

Kommunalverfassungsrecht Mecklenburg-Vorpommern, Gemeindeordnung, Land-
kreisordnung, Amtsordnung, Kommunale Zusammenarbeit, Kommunalwahlgesetz, 
Kommentar, 22. Nachlieferung, Juni 2013, 424 Seiten, € 48,60, Gesamtwerk: 1.856 
Seiten, € 129,00, Kommunal- und Schul-Verlag, Wiebaden

Mit dieser Lieferung wurden die Kommentierungen zu Teil 1: Gemeindeordnung ak-
tualisiert.

Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, ergänzbarer Kommentar mit weiter-
führenden Vorschriften, Lieferung 2/2013, Mai 2013, Erich Schmidt Verlag, Berlin

Der Vorschriftenteil enthält den neuesten Text der SächsGemO, der das neue Haus-
halts- und Rechnungswesen geschlossen darstellt. Zugleich enthält die Neufassung alle 
zwischenzeitlichen Änderungen. 
Das Verfahren zum Erlass der Haushaltssatzung kommentiert der Autor (HD Schmid) 
im Hinblick auf das neue Haushaltsrecht auf 48 Seiten umfassend neu.

Brüning, Die Haftung der Kommunalen Entscheidungsträger, 2., neu bearbeitete 
Auflage 2013, 158 Seiten, kart., € 24,80, ISBN 978-3-503-14149-4, Erich Schmidt 
Verlag, Berlin

Für kommunale Bedienstete geht mit der Verantwortung für ihrern Aufgabenbereich 
einher, für die Folgen des eigenen Verhaltens im Zweifel auch haften zu müssen. Den 
verhaltensleitenden Maßstab dafür gibt die Rechtsordnung vor.
Dieses Werk steckt einen Handlungsrahmen ab, der, wenn er überschritten wird, eine 
Haftung des kommunalen Akteuers auslöst.
Das Buch legt die Strukturen der Haftung offen, damit sich kommunale Funktions-
träger darin zurechtfinden und die Rechtsfolgen ihres Handelns überblicken können.

Grube/Immel/Wallau, Verbraucherinformationsrecht, 1. Aufl. 2013, 320 Seiten, geb. 
€ 68,00, Heymanns, ISBN 978-3-452-27780-0

Der Untertitel beschreibt genauer, um was es bei dem vorliegenden Werk geht: „Hand-
buch mit Erläuterungen zum Verbraucherinformationsgesetz (VIG)“. Das Handbuch 
richtet sich alle – freiwilligen und unfreiwilligen – Nutzer des Verbraucherinformati-
onsrechts, also die „normalen“ Konsumenten, Mitarbeiter der Überwachungsbehörden 
und Justiz sowie Anwälte und Journalisten. Es enthält eine Kommentierung des VIG, 
Erläuterungen zu dem sehr praxisrelevanten § 40 Lebens- und Futtermittelgesetzbuch 
sowie eine Darstellung der unions- und verfassungsrechtlichen Grundlagen der Ver-
braucherinformation. Darüber hinaus gehen die Autoren – anwaltliche Spezialisten im 
Bereich des Verbrauchsgüterrechts – auf den presserechtlichen Auskunftsanspruch ein 
und kommentieren aktuelle „Transparenzsysteme“ (z. B. „Hygieneampel“). Das Hand-
buch ist „verbraucherfreundlich“: es liest sich angenehm und ist auch in Ansehung 
schwieriger Rechtsfragen gut verständlich. Die – zahlreichen – Nachweise aus Recht-
sprechung und Literatur sind konsequent in Fußnoten untergebracht worden, so dass 
der Lesefluss nicht gehemmt wird. Ein besonderer Service besteht in der Möglichkeit, 
die Inhalte des Buches kostenlos online als jBook auf JURION.de zu nutzen.

Fazit: Eine überzeugende Neuerscheinung, der weitere Auflagen zu wünschen sind.
� Reg.-Dir. G. Haurand, Bielefeld

Glade, Dietrich/ Beck, Jürgen, Fälle und Musterlösungen zum Waffenrecht, 1. Aufla-
ge 2013, 108 Seiten, ISBN 978-3-17-022988-4

Das Waffenrecht stellt für Studierende aber auch für manchen Praktiker „eine bisweilen 
nur schwer zu durchdringende Materie“ dar. So der zutreffende Hinweis der Autoren 
im Vorwort zu ihrem Buch.
Sie versuchen nun, mit praktischen Fällen für den beruflich Interessierten einen Zu-
gang zu dieser schwierigen Rechtsmaterie zu eröffnen. In 14 Fallgestaltungen werden 
wesentliche Fragestellungen des Waffenrechts aufbereitet. Dabei weisen die Fälle un-
terschiedliche Schwierigkeitsgrade auf. 
Das didaktische Konzept des Buches ist überzeugend. Für alle Fallbearbeitungen gibt 
es eine einheitliche Struktur. Zu Beginn werden die rechtlichen Schwerpunkte be-

nannt, die in der folgenden Fallbearbeitung eine Rolle spielen. Sodann schließt sich ein 
kurzer Sachverhalt an, der jeweils mit einer konkreten Aufgabenstellung schließt. Eine 
Lösungsskizze greift dann alle maßgeblichen Normen auf. Durch kurze fragmentari-
sche sprachliche Hinweise erschließen sich die rechtlichen Argumente, die eine Rolle 
spielen, um die Ausgangsfrage bearbeiten zu können. Der gewählte Prüfungsaufbau 
ist schlüssig und gut nachvollziehbar. Mit dem Angebot der „ausformulierten Lösung“ 
zeigen die Autoren, das ihnen aus der Lehrtätigkeit vertraute Phänomen, dass Studie-
rende zwar häufig ein gutes Gefühl für eine sachgerechte Lösung finden, es ihnen aber 
mitunter Schwierigkeiten bereitet, diese in Worte zu fassen. In Klausuren aber auch in 
der Praxis reicht jedoch das alleinige Erkennen der richtigen Lösung nicht aus. Sie muss 
auch sachgerecht formuliert und kommuniziert werden. Eine interessante Abrundung 
des Übungsangebotes stellen die 70 Fragen am Schluss des Buches dar. 
Das Buch richtet sich zunächst an Auszubildende der Bundes- und Landespolizei und 
des Zolls. Gerade für diesen Personenkreis ist das Buch sehr gut geeignet, sich dem 
sperrigen Thema des Waffenrechts in der Fallbearbeitung zu nähern. Unterstrichen 
wird die Eignung dieses Werkes für diesen Personenkreis auch durch die Aufnahme der 
aus 70 Fragen bestehenden Lernkontrolle, die insbesondere auf ein bestimmtes Modul 
(17) des modularisierten Studienganges für den gehobenen Polizeivollzugsdienst in der 
Bundespolizei abzielt. Aber auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Waffenbehör-
den können dieses Werk mit Gewinn lesen.
Das am Anfang des Buches aufgenommene Literaturverzeichnis ermöglicht es, sich 
ausgewählten Rechtsfragen vertieft zu widmen. Empfehlenswert wäre es, wenn bei 
der zweiten Auflage des Buches auch eine Übersicht über zentrale Entscheidungen 
der Gerichte aufgenommen würde. Dies würde die Möglichkeit der vertiefenden 
Nachbearbeitung der aufgeworfenen Rechtsfragen weiter erhöhen. Wenn es zudem 
gelingen könnte, den Fragenkatalog ein wenig über den engen Zuschnitt des genannten 
Moduls hinaus zu erweitern, dann könnte dieses Buch auch in anderen Studiengängen 
eingesetzt werden. 
Insgesamt betrachtet handelt es sich um ein inhaltlich dichtes, didaktisch ansprechen-
des Werk, das zudem mit einem Preis von 11,90 € konkurrenzlos günstig ist. Ein emp-
fehlenswertes Buch für alle, die sich in Aus- und Fortbildung aber auch in den Behörden 
mit der speziellen Rechtsmaterie des Waffenrechts zu befassen haben. 
� Prof. Holger Weidemann, Hannover

Heiermann, Zeiss (Hrsg), Praxiskommentar Vergaberecht, GWB, VgV. SektVO, 
VOB/A, VOL/A, VOF, 4. Aufl. 2013, juris GmbH, Saarbrücken, ca. 2.200 Seiten, 
geb., € 179,00, ISBN 978-3-86330-029-6, (inkl. Online-Zugang für 1–3 Nutzer und 
E-Book)

Der Praxiskommentar Vergaberecht von Heiermann/Zeiss erscheint seit 2005 und liegt 
jetzt bereits in der 4. Auflage vor. Im Vergleich zur Vorauflage wurde der Kommentar 
stark erweitert. Neben dem vierten Teil des GWB, VgV, SektVO und VOB/A (Fas-
sung 2012 – EG-Paragrafen und VS-Paragrafen) werden nun auch VOL/A und VOF 
kommentiert. Außerdem berücksichtigt der Kommentar die weiter gewachsene Kom-
plexität des Vergaberechts. Beispielsweise werden auch die Regelungen zur Förderung 
energieeffizienter Beschaffungen praxisnah und verständlich erläutert. 
Zudem hat das aus 22 ausgewiesenen Vergabepraktikern bestehende Autorenteam u.a. 
die seit 2011 ergangenen zahlreichen Grundsatzentscheidungen (z.B. zur Beschaf-
fungsfreiheit der Auftraggeber, zur interkommunalen Zusammenarbeit, zur In-House-
Vergabe, zur Aufteilung in Lose und zur Abgrenzung zwischen VOF und VOL/A) 
systematisiert – und bietet mit zahlreichen Praxistipps für die Gestaltung von Vergabe-
unterlagen, die Dokumentation und den Rechtsschutz praktische Handreichungen für 
alle Stationen des Beschaffungsverfahrens (z.B. zur Angebotswertung und -ausschluss 
sowie zur Darlegungslast bei unterlassener Angebotsabgabe im Rahmen der Prüfung 
der Antragsbefugnis).
Die Autoren nehmen den Anspruch als Praxiskommentar ernst: Der Kommentar be-
währt sich im täglichen Einsatz – als Referenz und Leitfaden bei der Vorbereitung und 
Durchführung eines Beschaffungsverfahrens sowie umfassendes Nachschlagewerk im 
Rechtsschutzverfahren. Herauszuheben ist, dass der Kommentar sich nicht nur mit 
Beschaffungen oberhalb der Schwellenwerte beschäftigt, sondern detailliert auch die 
Rechtslage unterhalb der Schwellenwerte darstellt. Zahlreiche Grafiken und Übersich-
ten erleichtern den Überblick (z.B. bei der Fristberechnung).
Gleichzeitig gelingt den Autoren eine für die praktische Arbeit mit dem Werk hilfrei-
che wissenschaftliche Vertiefung. So werden nicht bloß Entscheidungen der Vergabe-
nachprüfungsinstanzen referiert, sondern die Autoren bieten auch Lösungen für neue 
Probleme (z.B. bieterschützende Wirkung der Regelungen zur Förderung der Ener-
gieeffizienz, grenzüberschreitende gemeinsame Beschaffungen). Beantwortet werden 
auch Fragen, die über Tellerrand des Vergaberechts hinausweisen (z.B. zur Abnahme-
verpflichtung aus Rahmenvereinbarungen und zur Zulässigkeit von Preisgleitklauseln , 
Tariftreue- und Mindestlohnregelungen). 
Die Printausgabe des Kommentars gibt den Stand des Vergaberechts in Rechtssetzung 
und Rechtsprechung zum Juni 2013 wieder und wird Online fortlaufend aktualisiert. 
Damit wird klar, warum das Werk von Vergabekammern und -senaten gern zitiert wird. 
Hier ist in der vergaberechtlichen Kommentarliteratur eine Referenz gesetzt!

Schrifttum
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MEHR WISSEN.

Tonio Gas:
Gemeinwohl und Individualfreiheit im nationalen Recht und Völkerrecht

Die Habilitation (Band 5 der NSI-Schriftenreihe) von Tonio Gas befasst sich mit 
Gemeinwohl und Freiheit im nationalen Verfassungsrecht sowie im Völkerrecht 
zwischen Staaten- und Menschheitsbezug.

Band 5, 608 Seiten, Broschur, 
ISBN 978-3-7869-0838-8, 69,90 €

Holger Truckenbrodt/Kerstin Zähle: 
Der Kommunale Haushalt in 
Aufstellung, Ausführung und Abschluss

Dieser Band führt den Auszubildenden/Studierenden umfassend in den  kommunalen Haushalt ein.
Band 2, 2. Au� age, 308 Seiten, Broschur, 
ISBN 978-3-7869-0864-7, 29,90 €

Jan Seybold/Wolfgang Neumann/Frank Weidner: 
Niedersächsisches Kommunalrecht

Das Lehrbuch richtet sich vorwiegend an Studierende 
der Kommunalen Hochschule für Verwaltung in Niedersachsen 

und Teilnehmer der Lehrgänge des Niedersächsischen 
Studieninstituts für kommunale Verwaltung. 

Band 3, 2. Au� age, 248 Seiten, Broschur,
ISBN 978-3-7869-0868-5, 29,90 €

Peter Eichhorn: 
Management im öff entlichen Dienst

Der Königsweg für eine moderne Verwaltung

Im Vordergrund stehen die innovativen Managemententwicklungen in 
Bundes-, Landes- und Kommunalverwaltungen. 

Band 4, 152 Seiten, Broschur,
ISBN 978-3-7869-0836-4, 19,90 €

DIE SCHRIFTENREIHE KOMMUNALE HOCHSCHULE 
FÜR VERWALTUNG IN NIEDERSACHSEN
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Peter Eichhorn

Management im öffentlichen Dienst 
Der Königsweg für eine moderne Verwaltung

Die Ansicht ist weit verbreitet, dass Bürokratie in Staat und Kommunen, insbeson-
dere bei Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst und überhaupt im  
gesamten Verwaltungsapparat das Einzige ist, was lebt und wächst. Mit diesem 
Vorurteil räumt das Buch auf. 

Gewiss prangert es auch behördlichen Schlendrian und Unwirtschaftlichkeit an, 
aber im Vordergrund stehen die innovativen Entwicklungen in Bundes-, Landes- 
und Kommunalverwaltungen. 

Es wird deutlich, dass die öffentlichen Dienstleistungen für Bürger und Unterneh-
men zweierlei fordern: Verwaltung neu denken und Verwalten neu gestalten. 

152 Seiten · 17 x 24 cm
EUR (D) 19,90 · ISBN 978-3-7869-0835-7
Diese Veröffentlichung erscheint gleichzeitig in der Schriftenreihe Kommunale 
Hochschule für Verwaltung in Niedersachsen: ISBN 978-3-7869-0836-4

Aus unserer DVP-Schriftenreihe für Sie!

Bitte bestellen Sie in Ihrer Buchhandlung oder direkt bei: 
Maximilian Verlag | Georgsplatz 1 | 20099 Hamburg� www.dvp-digital.de
Tel. 040/70 70 80-306 | Fax 040/70 70 80-324 | vertrieb@dvp-digital.de.

Widerrufsbelehrung: Sie können Ihre Bestellung innerhalb von zwei Wochen ohne Angabe von Gründen schriftlich widerrufen. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des  
Widerrufs an die Bestelladresse. Alle genannten Preise verstehen sich inklusive MwSt. und Versandkosten (Inland frei). Irrtum und Preisänderung vorbehalten. 

Nun auch als 

eBook in  

allen gängigen  

Onlineshops 

erhältlich

14,99 €
978-3-7869-0971-2

Haufe TVöD Offi ce ist die Basislösung, die neben keinem TVöD-Kommentar 
fehlen darf. 

>  TVöD-Kommentierung mit Praxisbeispielen 

>  Arbeitshilfen, z. B. Mustertexte, Formulare, Rechner und Checklisten

> Online-Seminare inklusive 

Jetzt 4 Wochen kostenlos testen:
Tel. 0800 72 34 248 (kostenlos)

Die optimale Ergänzung zu
Ihrem TVöD-Kommentar.

www.haufe.de/tvoed-offi ce
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